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VOR\A/ORT

Berufsordnungen der Öffentlich bestellt€n Vermessungsingenieure eind bisher

nicht zusammenfassend erläutert worden. Literatur und Rechtsprechung zu

Berufsordnungen, die auf der Konzeption des Amtsträgers beruhen, liegen noch

nicht vor. Mit dem Versuch, die neue Berufeordnung zu erläutern, hofft der

Verfasser, eine Lücke zu schließen und der Praxis zu helfen. Das erscheint auch

deshalb wichtig, weil das Berufsrecht besonders in Kommentanen zur Gewerbe-

ordnung noch von der früheren Rechtsstellung des verneideten Landmessers

als Glewerbetreibender überschattet ist. Schließlich sollte mit dem vorliegenden

Heft das Berufsrecht (Berufsordnung, Durchführungsverordnung, Verwaltungs-

vorschriften und amtliche Begründungen) an einer Stelle zusammengefaßt

werd.en, um seine Handhabung zu erleichtern. Für jeden Hinweis, der die Er-

läuterungen verbessern kann, ist der Verfasser dankbar.

Bei der Kommentierung sind die Beratungen der Berufsordnung in den Aus-

schüssen für Rechts- und Verfassungsfragen und fär innere ysna/a,ltung des

Niedersächsischen Landtages berücksichtigt worden. Die Kommentierung um-

faßt nur das allgemeine Amts- und Berufsrecht, geht also z. B. auf X'ragen des

Steuerrechts, das Recht der Arbeitnehmer nicht und auf faehbezogene Ge-

setze nur ein, soweit es im Rahmen der Berufsordnung bedeutsam ist.

Ich danke l{errn Amtsrat Weickelt für seine redaktionelle Mitarbeit.

Hannover, im November 1967
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Abkürzungen

Art. Artikel

A\rN Allgemeine Vermessungsnachrichten

BAT Bundesangestelltentarifvertrag
BBauG Bundesbaugesetz

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBI. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof
BNotO Bundesnotarordnung vom24.2. 196l (BGBI. I S.97)
B0 Berufsordnung der Öffentlich bestellten Yemessungs-
(amtliche: ingenieure v.28. 12.65 (Nds. GVBI. S. 269)

VermIngBO)
BRRG Beamtenrrchtsrahmengesetz

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerwG " Bundesverwaltungsgericht

DJ Deutsche Justiz (Zeitschrift)

DÖY Zeitschrift ,,Die Öffentliche Verwaltung"
DVBI. Deutsches Verwaltungsblatt
DVO Verordnung zur Durchfäürung der Berufsordnung der
(amtliche: Öffentlich bestellten Yermessungsingenieure v. 1. 2. 66
VermIngBO-DVO) (Nds. GYBI. S. 18)

DVO-NDO Durchführungsverordnung zur Nieders.
Disziplinarordnung

EBGH Entscheidungen des Bundesgerichtshofes

FlurbGes. Flurbereinigungsgesetz v. 14.7. 1953 (BGBI. I S. 591)

FortfErl. II Fortführung des Liegenschaftskatast€rs Teil II, RdErl.
des Nds. MdI vom 22.3. ß6 i. d. F. v. ll. 8. 66 (Nds. MBl.
s. 347/8r5)

GBI. Glesetzblatt
GlewO Gewerbeordnung i. d. F. v.5.2. f960 (RGBI. I S. 6l)
GG Grundgesetz fär die Bundesrepublik Deutschland
gSf. gegebenenfalls

GO Grundbuchordnung
GS Gesetzsammlung
i. d. f'. in der Fessung

i.V.q. in Yerbindung mit
Klaß-Propping Der Yermessungs- und Katasterbeamte sowie der Ver-

messungsingenieur in Preußen, Kommentar 1935
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KoVermlng. Kostenordnung der Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieure v.26.4.66 (GVBI. S.85)

MdI Nieders. Minister des fnnern
Mitt.BDVI Mitteilungen des Bundes der Öffentlich bestellten Ver-

messungsingenieure

MuGG Maß- und Gewichtsgesetz
NBG Niedersächsisches Beamtengesetz
NDO Niedersächsische Disziplinarordnung
Nds. GVBI. Nieders. Gesetz- und Verordnungsblatt
Nds. GVBI. Sb. Nieders. Gesetz- und Verordnungsblatt - Sonderband -(Sammlung des bereinigten nieders. Rechts)
Nds. MBl. Nieders. Ministerialblatt
NJW Neue Juristische Wochenschrift
ÖbVermlng. Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
OYG Oberverwaltungsgericht
PFMBI. Preußisches Finanzministerialblatt
RdBrl. Runderlaß
RGBI. Reichsgesetzblatt
StandReg. Standesregeln des Bundes der öffentlich bestellten Ver-

messungsingenieure (BDVI) v. 10. 6. l9O5 (Mitt. BDVI
1965 S. 189)

StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozeßordnung
vgl. vergleiche
VermIngBO 1938 Berufsordnung der Öffentlich bestellten Vermessungs-

ingenieure vom 20. l. 1938 (RGBI.I S. 40)
VermKatGes. Nds. Vermessungs- und Katastergesetz v. 8. ll. lg61

(Nds. GYBI. S.319)
VO Verordnung
W Verwaltungsvorschriften zur Berufsordnung der öffent-
(amtliche: lich bestellten Vermessungsingenieure v. I. ll. 66 (Nds.
VermIngBO-VV) MBl. S. 1074)

YwGO Verwaltungsgerichtsordnung
ZBF. Zeitschrift für Beamtenrecht
ZPO Zivilprozeßordnung
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Ges chi chtl icJ-r e E ntwi cklun g

l. Anfang des 19. Jahrhunderts durfte in Preußen das X'eldmessergewerbe nur
betreiben, wer von der Regierung geprüft, vereicligt und als Feldmesser (von
1885 an Landmesser) bestellt worden war; das Clewerbe dudte nicht frei
betrieben werden, sondern unterlag einer Erlaubnis. Die so konzes§ionierten
Feldmesser wurden als Beamto vereidigt und erlangten hiermit die Eigenschaft
eines ,,öffentlichen Beamten" (im damaligen Sinne). Die ,,Instruktion für die
Land-Messer des Königreichs Prcußen vom 20. fl. f756 (Klaß-Propping I
S. 27) schrieb bereits vor, daß die Vermessungen, die ,,fidom publicam" haben
sollen, nur von ,,vereydeten Land-Messern" ausgeführt werden dürfen. Durch

§ 36 der Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes vom 21. 6. 1869 (BGBI.
S. 245), der mit § 36 der Reichsgewerbeordnung i. d. F. vom 26. 7. 1900

(RGBI. S. 871) übereinstimmt, wurde das Feldmessergewerbe freigegeben und
die Konzessionierung aufgehoben. Damit wurde die rechtliche Stellung des

vereideten Landmessers grundlegend geändert.

Nach § 36 der Reichsgewerbeordnung war das Vermessungsgewerbe nunmehr
grundsätzlich frei, d. h. es konnte sich jedermann beruflich ohne Beföhigungs'
nachweis und ohne behördliche Zulassung im Vermessungsgewerbe betätigen.
Um der Allgemeinheit Personen anzubieten, deren Arbeiten gesetzlich als

besonders glaubwürdig gelten, bestimmte § 36 außerdem, daß die verfassungs-
mäßig dazu befugten Behörden das Recht haben, Personen, die Vermessungs-
arbeiten mit besonderer Glaubwürdigkeit oder mit besonderen rechtlichen
Wirkungen (Urkundsvermessungen) ausführen wollen, darauf zu vercidigen,
daß sie die bestehenden Yorschriften beachten, und damit ,,öffentlich anzu-
stellen". Dadurch war auch füre Zuverlässigkeit gewährleistet, und ihro Ar-
beiten konnten vor allem für das Liegenschaftskataster verwendet werden.
Die Yoraussetzungen für die Vereidigung, öffentliche Anstellung ünd selb-
ständige Gewerbeausübung bestimmten in Preußen das Feldmee§er-
regelement und die Präfungsvorcchriften für Landmesser. So war der
vereidete Landrnesser aus dem Kreise der Clewerbetreibenden durch die For-
derung einer bestimmten Ausbildung und Präfung sowie seine Vereidigung
und öffentliche Anstellung herausgehoben. Diese vereideten Landmesser
waren ,,Ilalbbe&mte", d. h. Personen, ,,die ohne Beamte zu sein und ohne ein
Amt zu haben, kraft eines besonderen Rechtsverhältnisses des öffentlichen
Rechts dem Staat für die Ausübung füres Berufs verantwortlich sind". Tat-
sächlich sind die ehemals vereideten Landmesser auch nach 1869 mehr Beamte
als Glewerbetreibende gewesen. Sie leisteten in Preußen noch bis zum Jahr.e
1883 den Beamteneid und waren - bis der Staat besondere Fachbehörden
einrichtete - die alleinigen Träger des ,,öffontlichen" Vormessungswesen§.
X'estzuhalten ist: l. Neben dem überlieferten Beruf des vereidigten angestollten
Landmessers, der die Befugnis hat, vermessungstechnische Feststellungen
sowie Erklörungen mit rechtlicher Wirkung zu beurkunden, tritt nunmehr das
freie Vermessungsgewerbe (vgl. hierzu auch Ann. 2.4 zu § 2 BO); 2. Der über-
lieferte Beruf konnte von jeher ohne staatliche Vereidigung und ,,Bestallung"
nicht ausgeübt werden.

Dem Tätigkeitsfeld, das in die Verwaltung hineinreichte, und der Wir-
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kungsfähigkeit der Berufsträger stand das Berufsr€cht auf der Grundlage des

§ 36 der Reichsgewerbeordnung und der v§llig veralteten landesrechtlichen
Regelungen, in Preußen z. B. des Feldmessenegelements vom 2. 3. 1871,
beziehungslos gegenüber. Die VermIngBO vom 20. l. 1938 (RGBI. I S. 40)
löst€ die Landmesser vom Gewerberecht und schuf das Institut der Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure (ÖbVermlng.). Dieser neue Berufsstand war
danach ein eng staatsgebundener freier Beruf, dem die Mitwirkung an hoheit-
lichen Aufgaben anvertraut war und der nunmehr an Stelle der fräheren
losen, meist unwirksamen und immer fachfremden Gewerbeaufsicht der
Polizei einer straffen Dienstaufsicht durch die Aufsichtsbehörden unterlag.

Aus der Übertragung eines verantwortlichen Anteils an der staatlichen Ver-
waltung des Liegenschaftskatasters und der Landesyermessung hat das
Niedersächsische Vermessungs- und Katastergesetz (VermKatGes.) vom 8. ll.
f96l (Nds. GVBI. S. 319) bereits die Folgerung gezogenund bestimmt, daß der
ÖbVermlng. bei diesen Aufgaben als Träger eines öffentlichen Amtes mitwirkt.
Dieser veränderten Rechtsstellung entsprach die VemIngBO von 1938 nicht
mehr. Die neue Berufsordnnng vom 28. L2.1965 erweitert die Amtstätigkeit auf
die in § 2 Abs. I Nr. 2 und 3 genannten Gebiete des öffentlichen Vermessungs-
wesens. Sie berücksichtigt die geänderte Rechtsstellung, schließt erhebliche
Lücken im bisherigen Berufsrecht (2.8. Haftung, Verweser, Gemeinschaften,
Rechtsgrundlage für eine Kostenordnung, Ausschluß der Tätigkeit, Auftrags-
erledigung durch ÖbVermfng. anderer Länder), beseitigt die bestehende
Rechtsunsicherheit und folgt den veränderüen staatsrechtlichen Yerhältnissen.
Sie geht davon aus, daß der Berufsstand der ÖbVermlng. ein öffentliches
Interesse befriedigt, das von den behördlichen Vermessungsstellen weder in
dem erforderlichen Umfange noch wirtschaftlich zweckmäßio voll wahrge-
nomm.en werden kann. Die neue Rechtsstellung des ÖbYermlng. alo Amts-
träger ermöglicht es, einen Bewerber auf einen bestimmten Amtssitz nach den
Erfordernissen eines geordneten öffentlichen Vermessungswesens zu verweisen
(modifizierte Bedürfnisprüfung) und dem Berufsstand Aufgaben zu übertragen,
die bisher von den Verrn.- und Kat.-Behörden wahrgenommen worden sind.

Mit der Rechtsform als Träger eines öffentlichen Amtes ist in Niedersachsen
eine Entwicklung abgeschlossen worden, die seit 1931 (Reichssparkommissar)
eine,,Yerbehördlichung" aller,,Urkundsvermessungen" forderte, die aber
auch den'Grundsatz beachtet, Aufgaben, die nicht durch Behörden wahrge.
nommen werden müssen, auf Einrichtungen außerhalb der öffentlichen Ver-
waltung zu übertragen.

Die Einführungsrede des Niedersächsischen Innenministers Bennemann zur
Regierungsvorlage Drucke. Nr. 184 (Entwurf der VermlngBq) ist in dem
Ste-nografischen Bericht über die 20. Sitzung des Niedersächsi§chen Landtags
am 11.3. f964 enthalten.

2. Die Entwicklung des Berufsrechts der Öbvermlng. ist in den einielnen
Ländern leider stalk voneinander abweichend verlaufen. In den Ländern
Ilessen, Rheinland-Pfalz, schleswig-Ilolstein und im saarland gilt die verm-
IngBO vom 20. 1.38 als Landesrecht fort. In Baden-württemberg ist das
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Berufsrecht in der Berufsordnung vom 10. 4.lS62 (Ges.Bl. S. 19) und in Nord-
rhein-Westfalen in der Berufsordnung vom 27.4.1965 (GV.BI. S. ll3) neu
geregelt worden. Die Berufsordnung des Landes Baden-Wärttemberg weic!-ü

nur in einigen Punkten von der neuen Berufsordnung in Niedersachsen ab. So

ist vor allem die Bestellung als Amtsträger in das Ermessen der Bestellungs-
behörde gestellt, und der Aufgabenbereich des ÖbVermlng. bezieht sich im
wesentlichen nur auf die sogenannten Katastervermessungen. Außerdem
können unter bestimmten Voraussetzungen auch Bea,mte des gehobenen

Vemessungsdienstes als ÖbVermlng. bestellt werden. In Nordrhein'West-
falen ist der ÖbYernlng. Angehöriger eines frpien Berufs und ein Organ des
öffentlichen Yeruressungswesen§, soweit er an der ,,Landesvermessung" mit-
wirkt. Wer hier die subiektiven Zulassungsvoraussetzungen erfäLllt, ist zuzu-
lassen; eine Bedürfnisprüfung ist ausgeschlossen. In den Bremer und Ham-
burger Gebietstoilen und in Berlin gilt die VennfngBo vom 20. l. 1938 als
Landesrecht weiter. Das Land Bayern kennt den Berufsstand nicht.
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Berufsordnung
der Offentlicl'r bestellten Vermessungsingenieure (VermlngBO).

Yom 28. Dezembor 1966.

(Nieders. Gesetz- und Verordnungsblatt S. 2Gg)
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Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird:

Erster TeiI
Bostellung unil Aufgcbon

§1
Rechtsstellung

(r) Ah Träger eines öffentlichen Am-tes we$en fiir Aufgaben auf--{em Gebiet

äes ofenttiJtren Vermessungswesen§ (§ 2 Abs. 1) Öffentlich bestellte Vermes-

sungsingenieure bestellt.

(2) Der öffentlich bestellte Vermessungsingenieur untersteht, soweit nichts

roa"r"u bestimmt ist, ausschließlich diesem Clesetz. Er führt ein Amtssiegel'

Sein Beruf ist kein Gewerbe.

(B) Nur wer nach Absatz I bestellt ist, darf die Bezeichnung_Öf,enltich bestell-

L, v"r*"mungsingenieur führen. Akademische Grade und Titel dürfen neben

dieser Bezeichi"n! geführt werden, nicht jedoch Bezeichnungen, die auf ein

früheres Beamtenverhältnis oder eine frähere Berufstätigkeit hinweisen.

§2
Aufgaben

(l) Der öffentlich bestellte Verrnessungsingenieur ist neben den behördlichen

Vär*".rorrgsstellen befugt, Vermessungen auszuführen und auszuwerten,

1. die erforderlich sind, um die Landesvermes§ung und das Liegenschafts-

kataster einzurichten und fortzuführen,

2. an die für andere zwecke rechtliche wirkungen geknüpft otler durch die

Tatsachen an Grund und Boden festgestellt oder sonst Rechte an Grund-
stücken der Lage und Höhe nach räumlich abgegrenzt werde_n, sofern für
solche verm"s.orrgun eine öffentliche Beglaubigung oder öffentliche Be-

urkundung verlangt wird,

3. für die seine zuständigkeit in Rechtsvorschriften begründet worden ist.

(2) Wer als öffentlich bestellter Vermessungsingenieur bestellt ist, darf
auch andere Aufgaben wahrnehmen, insbesondere beratend und gut-achtlich
tätig sein, soweii er auf Grund seiner Ausbildung und Berufserfahrungen
sach- und fachkundig ist.

§3
Voraussetzungen für die Bestellung

(1) Bestellt werden darf nur, wer

l. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist,

2. die Befähigung zum höheren verrnessungstechnischen verwaltungsdienst
besitzt,
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3. nach der Zweiten staatsprüfung mindestens ein Jahr mit vermessungen
nach § I des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschafts-
kataster vom 8. November 196l (Nieders. GVBI. s. Brg), davon mindestens
ein halbes Jahr bei einem öffentlich bestellten vermessungsingenieur, be-
schäftigt gewesen ist,

4. die erforderliche Eignung und Zuverlässigkeit besitzt,
5. den Beruf selbständig ausüben kann.

(2) Nicht bestellt werden darf, auch wenn die voraussetzungen nach Absatz I
erfüllt sind, wer

l. das 65. Lebensjahr überschritten hat oder als Beamtor vor Erreichen der
Altersgrenze ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf seinen Antrag in
den Ruhestand versetzt worden ist,

2. Inhaber eines besoldeten Amtes ist,

3. in einem anderen Land bereits als öffentlich bestelrter vermessungs-
ingenieur bestellt ist,

4. eine andere Erwerbs- oder eine Gewerbetätigkeit selbständig oder unselb-
ständig ausübt, die mit seiner stellung oder dem Ansehen seines Berufs-
standes nicht vereinbar ist.

(3) Die nach Absatz I Nr. 4 erforderliche Eignung und Zuverlässigkeit, ist be-
sonders dann nicht gegeben, wenn

l. der Bewerber nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ein
Grundrecht verwirkt hat oder die freiheitliche demokratisöhe Glrund-
ordnung in strafbarer Weise bekämpft;

2. der Bewerber die bür.gerlichen Ehrenrechte oder die Befähigung zur Be-
kleidung öffentlicher Amter nicht besitzt, entmündigt ist odär im ordent-
lichen strafverfahren zu einer strafe verurteilt worden ist, nach der ein
Beamter seine Beamtenrechte verliert;

3. der Bewerber als Beamter in eirrem Disziplinarverfahren durch rechtskräf-
tiges urteil aus dem Dienst entfernt worden ist oder als Angestellter durch
Kündigung aus wichtigem Grunde, der auch bei einem Beamten zur Ent-
fernung aus dem Dienst führen würde, aus dem Arbeitsverhältnis ausge-
schieden ist;

4. die Bestellung des Bewerbers bereits einmal nach § 20 der Berufsordnung
vom 20. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I S.40) oder nach den Berufsordnun-
gen für Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure anderer Bundesländer
zurückgenommen worden oder durch Amtsenthebung oder Entfernung aus
dem Amt erloschen ist;

5. der Bewerber wegen eines körperlichen Gebrechens oder Schwäche seiner
g.eistigen oder körperlichen Kräfte dauernd unfähig ist, das Amt eines
Offentlich bestellten Vermessungsingenieurs ordnungsmäßig auszuüben ;
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6. der Bewerber wegen eines verbrechens oder vergehens rechtskräftig zu
einer strafe verurteilt worden ist, und er deshalb unwürdig erscheint, das

Amt eines Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs auszuüben;

7. der Bewerber in Vermögensverfall geraten oder infolge gerichtlicher Anord'
nung in der Yerfügung über sein Verrnögen beschränkt ist;

8. sich aus Tatsachen ergibt, daß dem Bewerber die erforderliche Sorgfalt und
Gewissenhaftigkeit fehlt oder daß seine Leistungen oder sein persönliches
Verhalten zu beanstanden sind.

§4
Amtsbezirk und Amtssitz

(l) Der Amtsbezirk der Öffentlich bestellten Verrnessungsingenieure ist das

Land Niedersachsen.

(2) Der öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat einen Amtssitz. Dem
Antrag auf Zuweisung eines bestimmten Ortes ale Amtssitz ist zu entsprechen,
es sei äenn, daß die Zuweisung des beantragten Amtssitzes den Erfordernissen
eines geordneten öffentlichen Vermessungswe§ens widerspricht. Das gleiche
gilt für den Antrag auf Verlegung des Amtssitzes.

(3) Der Öffentlich bestellte Verrnessungsingenieur darf sein Amt nur von
seinem Amtssitz aus wahrnehmen; er darf weder Zweigstellen einrichten noch
auswärtige Sprechtage abhalten. Ein Verstoß berührt die Gültigkeit der Amts-
handlung nicht.

(4) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat seine Geschäftsstelle am
Amtssitz einzurichten. Die Geschäftsstelle muß so ausgestattet sein, wie es zur
ordnungsmäßigen Berufsausübung notwendig ist.

(5) \4/ill sich der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur länger als einen
Monat von seinem Amtssitz entfernen oder ist er &us tatsächlichen Gründen
länger als einen Monat verhindert, sein Amt auszuüben, so hat er dies der
Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(6) Einem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur, der in einem anderen
Land bestellt ist, kann in besonderen Ausnahmefällen gestattet werden,
einzelne Aufträge anzunehmen und auszuführen.

§5
Vereidigung

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist auf die Wahrung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung und die gewissenhafte und unparteüsche Erfüllung
seiner Pflichtan za vereidigen.
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Zweiter Teil
Ausübung des Amtes

§6
Allgemeine Amtspflichten

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat sein Amt persönlich und
selbständig auszuüben und seine Aufgaben und Pflichten getreu seinem Eide
unparteüsch, gewissenhaft und zuverlässig zu crfüllen. Er hat die Beteiligten
sachgemäß zu beraten und zu belehren. Sein Verhalten innerhalb und außerhalb
seines Berufes muß der Achtung und dem Vertrauen entsprechen, die sein Amt
erfordert. Werbung ist ihm nicht gestattet.

§7
Schweigepflicht

(l) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat, soweit nichts and.eres
bestimmt ist, über die ihm bei seiner Berufsausübung bekanntgewordenen
Angelegenheiten Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewahren und diese
auch den bei ihm beschäftigten Personen zur Pflicht zu machen.

(2) Die Beteiligten und die Aufsichtsbehörde können von der Schweigepflicht
befreien, die Aufsichtsbehörde jedoch nur, wenn ein öffentliches Interesse vor-
liegt.

(3) Die Schweigepflicht bleibt auch bestehen, wenn das Amt, erlischt. Dasselbe

SlIt für die beschäftigten Personen, v-enn sie aus dem Arbeitsverhältnis zu dem
Offentlich bestellten Vormessungsingenieur ausscheiden.

§8
Ilaftung

(I) Verletzt ein Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur bei seiner Amts-
ausübung (§ 2 Abs. I) vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem anderen gegen-
über obliegenden Pflichten, so hat er diesem den daraus entstandenen Schaden
zu erSÖtzen. Fällt dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nur Fahr-
lässigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn
der Geschädigte nicht anders Ersatz erlangen kann. Im übrigen sind die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Schadenersatzpflicht bei einer
von einem Beamten begangenen Amtspflichtverletzung entsprechend anzu-
wenden.

(2) Das Land haftet nicht an Stelle des Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurs.

(3) Für eine Amtspflichtverletzung des Vertreters haftet der Öffentlich be-
stellte Vermessungsingenieur neben dem Vertreter als Gesamtschuldner. Im
Innenverhältnis ist der Vertreter allein verpflichtet.
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(4) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflichtet, sich gegen
die Ilaftpflichtgefahren, die sich aus seiner Amtsausübung ergeben, ausreichend
zu versichern.

§e
Durchführung der Aufgaben

(f ) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur wird nur auf Antrag tätig.
Er ist jedoch befugt, im Zusammenhang mit einer beantragten Yermessung
nach § 2 Abs. I Nr. I Abmarkungsmängel zu beheben.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist gehalten, alle Aufträge
nach § 2 Abs. I anzunehmen und in gebotener Frist sachgemäß sowie technisch
und wirtschaftlich zweckmäßig auszuführen. Er darf einen solchen Auftrag
nicht ohne ausreichenden Grund ablehnen.

(3) Der Öffentlich bestellte Yerrnessungsingenieur hat bei seiner Amtsausübung
(§ 2 Abs. l) die erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu beachten.
Er hat bei allen Vermessungsarbeiten darauf zu achten, daß durch seine Arbeit
die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster fortgeführt und vervoll-
ständigt werden können.

(4) Der Öffentlich bestellte Vennessungsingenieur ist ftir die Richtigkeit der
angefertigten Yemessungsschriften, Zeichnungen, Pläne und anderen Ergeb-
nisse verantwortlich und hat ihre Richtigkeit zu bescheinigen.

§r0
Kosten

(l) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur erhebt für seine Tätigkeit
Kosten (Gebühren und Auslagen).

(2) Vorschriften, die von Kosten befreien, gelten nicht für den Öffentlich be-
stellten Yermessungsingenieur.

§ 1l
Vertreter

(1) Ist ein Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur abwesend oder verhin-
dert, sein Amt auszuüben, so kann auf seinen Antrag ein Vertreter widermflich
bestellt werden. Bei einer vorläufigen Amtsenthebung kann ein Vertreter von
Amts wegen bestöllt werden; dies gilt auch, wenn ein Öffentlieh bestellter Ver-
messungsingenieur es unterläßt, die Bestellung eines Vertreters zu beantragen,
obwohl er wegen eines körperlichen Gebrechens oder Schwäche seiner geistigen
oder körperlichen Kräfte vorübergehend unfähig ist, sein Amt ordnungsmäßig
auszuüben.

(21 Zum Vertreter darf nur bestellt werden. wer Öffentlich bestellter Ver-
messungsingenieur ist oder die Voraussetzungen für die Bestellung als Öffentlich
bestellter Vermessungsingenieur nach § 3 Abs. I Nrn. l, 2 und 4 erfüllt.

(3) Fär den Vertreter gilt die Berufsordnung entsprechend.
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Dritter Teil
Erlösehon des Ämtes, vorläuflge Amtsonthebung

§12
Erlöschen des Amtes

Das Amt des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs erlischt außer durch
den Tod durch

l. Entlassung (§ l3),
2. Amtsverlust infolge strafgerichtlicher Verurteilung (§ t4),

3. Amtsenthebung (§ 15)und

4. Entfernung aus dem Amt durch disziplinargerichtliches Urteil (§ l9).

§13
Entlassung auf Antrag

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist auf Antrag aus seinem Amt
zu entlassen. Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszusprechen.
Sie kann so lange hinausgeschoben werden, bis der Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieur seine Aufträge ordnungsgemäß erled.igt hat, jedoch läng-
stens für drei Monate.

§14
Strafgerichtliche Verurteilung

Eine strafgerichtliche Verurteilung hat für den Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieur den Amtsverlust in gleicher Weise zur Folge wie für einen
Landesbeamten. Die Vorschrifben des Niedersächsischen Beamtengesetzes über
den Gnadenerweis bei Verlust der Beamtenrechte und die X'olgen günstigerer
Entscheidungen im Wiederaufnahmeverfahren sind entsprechend anzuwenden.

§15
Amtsenthebung

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist seines Amtes zu entheben,
wenn

1. die Bestellung durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbei-
geführt worden ist;

2. eine der Voraussetzungen für die Bestellung nach § 3 Abs. I wegfällt oder
sich herausstellt, daß sie zu Unrecht als vorhandon angenommen wurde;

3. einer der Hinderungsgründe für die Bestellung nach § 3 Abs. 2 Nrn. 2 bis 4
eintritt oder bei der Bestellung nicht bekannt war;

4. er sich weigert, den vorgeschriebenen Eid zu leisten.

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist vorher zu hören. Der Be-
scheid ist zu begründen und zuzustellen.
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§16
Vorläufige Amtsenthebung

(l) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur kann bis zur endgiiltigen
Entscheidung vorläufig seines Amtes enthoben werden, wenn

l. eine der Voraussetznngen des § I5 vorliegt,

2. gegen ihn ein Entmündigungsverfah.ren eingeleitet worden ist,

3. gegen ihn im Strafverfahren die Untersuchungshaft verhängt worden ist.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur darf während der Dauer
der vorläufigen Amtsenthebung seinen Beruf nicht ausüben. Ein Yerstoß be-
rührt jedoch nicht die Gültigkeit der Amtshandlung.

(3) Die Aufsichtsbehörde hat das Amtssiegel und das Amtsschild für die Dauer
der vorläufigen Amtsenthebung zu verwahren, wenn kein Vertrctor bestellt
worden ist.

§17
Yerweser

(1) Ist das Amt eines Öffentlich bestellten Yermessungsingenieurs erloschen,
kann ein Verweser bestellt weld.en. Die Bestollung kann mit Auflagen Yer-
bunden und jedorzeit widermfen werden.

(21 Ziram Verweser darf nur bestellt werden, wer Öffentlich bestellter Vermes-
sungsingenieur ist oder die Voraussetzungen für die Bestellung als Öffentlich
bestellter Verrnessungsingenieur nach § 3 Abs. I Nrn. l, 2 und 4 erfüllt.

(3) I'ür den Verweser gilt die Berufsordnung entsprechend.

(4) Der Yerweser ist auf eigene Rechnung tätig. Ihm stehen die Kostenforde-
rungen zu, die nach Übernahme der Geschäfte Iällig werden. Er muß sich je-
doch im Verhältnis zum Auftraggeber vorher gezahLte Vorschüsse anrechnen
lassen. Soweit Kostenforderungen dem ausgeschiedenen Öffentlich bestellten
Verrnessungsingenieur oder dessen Rechtsnachfolger zustehen, ist er berech-
tigt, diese geltend zu machen.

Vierter Teil
Aulsicht, Disziplinarverfahren

§18
Aufsicht

(I) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur untersteht der staatlichen
Aufsicht. Die Amtsführung wird von der Aufsichtsbehörde überwacht und ge-
prüft, in deren Bezirk der Amtssitz des Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurs liegt.

(2) Der Öfrentlich bestellt€ Verrnessungsingenieur ist verpflichtet, der Auf-
sichtsbehörde Auskünfte über seine Berufsausübung zu geben. Er hat nach
vorheriger Benachrichtigung den von der Aufsichtsbehörde beauftragten
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Beamten während der Geschäftsstunden Zutrrtt, zu seinen Geschäftsräumen zu
gewähren sowie die Einsicht in seine Akten und Bücher und die Überprüfung
der technischen Arbeitsausführung, der Geschäftsräume, Einrichtungen und
Geräte, der Kostenermittlung, der Ausbildung und des Einsatzes der llilfs-
kräfte und der ordnungsgemäßen Abgabe yon Verrnessungsergebnissen zu er-
möglichen. Er ist verpflichtet, Beanstandungen der Aufsichtsbehörde alsbald
zu beheben; an einer Präfungsvermessung hat er teilzunehmen, wenn er dazu
aufgefordert wird.

(3) Die Aufsichtsbehörden sind befugt, Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieuren bei Ordnungsverstößen oder Pflichtverletzungen leichterer Art
eine Mißbilligung auszusprechen.

(4) Für die Einsichtnahme in die Personalakten gelten die Vorschriften für
Landesbeamte entsprechend.

§le
Disziplinarverfahren

(1) Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, die schuldhaft die ihnen ob-
Iiegenden Amtspflichten verletzen, begehen ein Dienstvergehen. Soweit dieses
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt, ist die Niedersächsische Disziplinar-
ordnung entsprechend anzuwenden; im Sinne dieser Vorschriften ist Dienst-
vorgesetzter und Einleitungsbehörde die Aufsichtsbehörde, oberste Dienst-
behörde die oberste Aufsichtsbehörde.

(2) Im Disziplinarverfahren können folgende Strafen verhängt werden:

Warnung,
Verweis,
Geldbuße bis zu 3000 DM oder
Entfernung aus dem Amt.

Warnung, Verrveis und Geldbuße können durch Disziplinarverfügung der
Aufsichtsbehörde verhängt werden.

(3) Als Disziplinargerichte für Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure sind
die Disziplinargerichte nach der Niedersächsischen Disziplinarordnung zu-
ständig; ein Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur tritt an d.ie Stelle des
ehrenamtlichen Richters, der der Laufbahngruppe und dem Verwaltungszweig
des Beschuldigten angehören soll.

X'ünfter Teil
Schlußvorschriftsn

§20
Ermächtigungen

Der für das Yermessungs- und Katasterwesen zuständige Minister wird er-
mächtigt, durch Verordnung zu regeln:

1. das Verfahren der Bestellung und der Vereidigung, die X'ührung des Amts-
siegels, den Ausschluß der Amtstätigkeit und die Enthaltung bei Befangen-
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heit, die Folgen eines Erlöschens des Amtes sowie die gemeinsame Berufs-
ausübung;

2. die Bestellung eines Vertreters für mehrere Verhinderungsfälle, die Yer-
eidigung und Kennzeichnung des Vertreter§, die Amtsenthaltung des Yer-
tretenen und das Verfahren der Bestellung;

3. die Vereidigung und Kennzeichnung des Verwesers, die zeitliche Begrenzung
seiner Bestellung, die Abwicklung der Geschäfte, die Annahme neuer An-
träge und das Yerfahren der Bestellung;

4. die Beschäftigung von llilfskräften und ihre Mitwirkung a,n den Aufgaben
sowie das Recht auf Annahme und Ausbildung Yon Nachwuchskräften und
dio Begrenzung ihrer Annahme auf ein angemessenes Verhältnis zu der
Anzahl der beschäftigten Hilfskräfte ;

5. das Kostenwesen der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure. In der
Kostenordnung sind besonders die Entstehung und Eälligkeit der Kosten-
schuld, die Verjährung, die Schuldnerschaft, die Gebührensätze und die
Erhebung von Auslagen zu regeln. Die Höhe der Gebührensätze soll den ent-
sprechenden Sätzen der Kostenordnung für die Vermessungs'und Kataster'
behörden angepaßt sein.

§21
Ssteiligung der Berufsvertretung

Die Berufsvertretung ist bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen der
Rechtsverhältnisse der Öflentlich bestellten Vermessungsingenieure, des Ko-
stenwesens (§ 20 Nr. 5) und der Ausbildung und Präfung der Hilfskräfte zu
beteiligen.

§22
Übergangsvorschriften

(l) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Beschäftigung nach § 3 Abs. I
Nr. 3 bereits aufgenommen hat, beendet diese nach bisherigem R;echt.

(2) Die nach der Berufsordnung vom 20. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 40)
zugelassenen Öffenttich bestellten Vermessungsingenieure gelten als nach
diesem Gesetz bestellt. Liegt der Amtssitz außerhalb des Landes, so bestimmt
der für das Vermessungs- und Katasterwesen zuständige Minister, wer die
Amtsführung im Lande Niedersachsen überwacht und prüft. Die Zuständigkeit
der Disziplinarkammer richtet sich naoh dem Sitz der Aufsichtsbehörde.

§23
Außer Kraft tretende Vorschriften

Die Berufsordnung der Öflentlich bestellten Vermessungsingenieure vom
20. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 40) tritt außer Kraft.

§24
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. § 20 tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Verordnung
zur Durchführung der Berufsordnung der Offentlich

bestellten Vermessungsingenieure (VermlngBO-DVO).
Yom 1. Februar 1966.

(Nieders. Gesetz- und Verordnungsblatt S. 18)

Auf Grund des § 20 der Berufsordnung der Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieure vom 28. Dezember 1965 (Nieders. GVBI. S. 269) wird verordnet:

§l
Bestellungsverfahren

(l) Die Bestellung ist bei der Aufsichtsbehörde zu beantragen, in deron Bezirk
der Bewerber seinbn Amtssitz einrichten will.

(2) Über die Bestellung wird eine Urkunde zur Amtsführung auf Lebenszeit
(Bestallungsurkunde) ausgefertigt, die dem öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieur vor seiner Vereidigung auszuhändigen ist. Die Urkunde soll den
Amtsbezirk und den Amtssitz bezeichnen. Die Bestellung wird mit der Aus-
händigung der Urkunde wirksam.

(3) Vor der Bestellung soll die Berufsvertretung der öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieure gehört werden.

§2
Eid

(1) Nachdem die Bestallungsurkunde ausgehändigt worden ist, leistet der
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur folgenden Eid:

,,Ich schwöre bei Gott, dem Allnnächtigen und Allwissenden, die verfas-
sungsmäßige Ordnung zu wahren und die Pflichten eines Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieurs gewissenhaft und unparteüsch zu erfüllen, so wahr
mir Gott helfe."

(2) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft od.er
Weltanschauungsgemeinschaft, an Stelle der Worte ,,Ich schwöre" andere
Beteuerungsformeln zu gebrauchen, so kann der Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieur, der Mitglied einer solchen Religionsgesellschaft oder Welt-
anschauungsgemeinschaft ist, diese Beteuerungsformel sprechen. Der Eid kann
auch ohne religiöse Beteuerungsformeln geleistet werden.

(3) Der Ilid ist vor einem Beamten zu leisten, den die Aufsichtsbehörde be-
stimmt.

(1) Üb", die Vereidigung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die von dem
Offentlich bestellten Vermessungsingenieur und dem Beauftragten der Auf-
sichtsbehörde zu unterschreiben und zu den Personalakten des Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurs zu nehmen ist.
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§3
Vertreter

(f ) Über den Antrag auf Bestellung eines Vertreters entscheidet die Aufsichts-
behörde schriftlich. Sie kann die Bestellung jederzeit widermfen. Ein Vertreter
kann auch von vornherein für die Behinderungsfälle bestellt werden, die
während eines Kalenderjahres eintreten (ständiger Vertreter).

(2) Ein Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur darf die Bestellung zum
Vertreter nur &us einem wichtigen Grunde ablehnen.

(3) Ist der Vertreter nicht Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur, aber
schon einmal als Vertreter vereidigt worden, so genügt es, auf den früher ge-
leisteten Eid hinzuweisen.

(4) Der Vertreter hat seiner Unterschrift einen Zusatz beizufügen, der ihn als
Vertreter bezeichnet, und das Amtssiegel des Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurs (§ 6) zu gebrauchen.

(5) Während'der Zelt, für die ein Vertreter bestellt ist, soll der Öffentlich
bestellte Vermessungsingenieur sein Amt nicht ausüben.

(6) Die Amtsbefugnis des Vertreters beginnt mit der Übernahme des Amtes
und endet, wenn die Bestellung nicht vorher widermfen wird, mit der Übergabe
des Amtes an den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur.

§4
Verweser

Die Aufsichtsbehörde bestellt den Verweser durch Aushändigung der Be-
stallungsurkunde. Für die Bestellung gilt § 3 Abs. I Satz l, Abs. 2 bis 4 ent-
sprechend. Der Verweser soll höchstens für ein Jahr bestellt werden. Der Ver-
weser hat die schwebenden Angelegenheiten abzuurickeln. Neue Aufträge
dürfen nur in den ersten drei Monaten angenommen werden, wenn sie innerhalb
der Dauer der Bestellung erledigt werden können.

§5
Ausschluß der Amtstätigkeit

(l) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist von der Ausübung seines
Amtes ausgeschlossen, wenn

a) er bei der den Gegenstand des Auftrags bildenden Angelegenheit selbst be-
teiligt ist oder zu einem Beteiligten in dem Verhältnis eines Mitberechtigten
oder Mitverpflichteten steht ;

b) sein Ehegatte, früherer Ehegatte oder Verlobter beteiligt ist;
c) er mit dem Auftraggeber in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seiten-

linie verwandt oder verschwägert ist, auch wenn die Ehe, durch welche die
Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr besteht;
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d) er gesetzlicher Vertreter oder Mitglied eines zur Yertretung ermächtigten
Organs eines Auftraggebers ist;

e) er oder eine mitwirkende Hilfskraft in der den Gegenstand des Auftrags
bildenden Angelegenheit Bevollmächtigte eines Beteiligten sind.

Ein Verstoß berührt die Gültigkeit der Amtshandlung nicht.

(2) Absatz I gilt nicht bei Aufträgen in einem behördlich geleiteten Verfahren.

(3) Erklärt sich der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur aus anderen
Gründen für befangen, kann er sich der Tätigkeit enthalten. Er hat seine
Amtstätigkeit zu versagen, wenn sie mit seinen Amtspflichten nicht vereinbar
wäre.

§6
Führung des Amtssiegels

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur führt bei seiner Amtstätigkeit
(§ 2 Abs. I der Berufsordnung) das kleine Landessiegel (§ 6 Abs. 2 des Gesetzes
über Wappen, Flaggen und Siegel vom 13. Oktober 1952 - Nieders. GVBI.
sb. r s. 77).

§7
Hilfskräfte, Ausbildung von Nachwuchskräften

(1) An den Aufgaben des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs können
geeignete und fachgemäß vorgebildete Hilfskräfte im Arbeitnehmerverhältnis
mitwirken, soweit die wirksame Überwachung der Arbeiten durch den Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieur eigenverantwortlich gewährleistet ist.
Bei Vermessungen im Felde nach § 2 Abs. I der Berufsordnung dürfen Hilfs-
kräfte, die Vermessungsergebnisse in die Unterlagen (§ 3 Abs. I des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes) eintragen und diese unterschreiben, nur mit-
wirken, wenn die Aufsichtsbehörde dies gestattet hat.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist berechtigt, Nachwuchs-
kräfte für den Vermessungsberuf auszubilden. Ihre Anzahl soll in einem ange-
messenen Verhältnis zur Anzahl der beschäftigten Hilfskräfte stehen. Die
Aufsichtsbehörde kann die Einstellung von Nachwuchskräften untersagen,
wenn der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur nicht die Gewähr für eine
er{blgreiche Ausbildung bietet.

§8
Arbeitsgemeinschaft', Biirogemeinschaft

(I) Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure dürfen sich mit Genehmigung
der Aufsichtsbehörde zur gemeinsamen Berufsausübung (Arbeitsgemeinschaft)
verbinden, wenn die rechtliche und wirtschaftliche Selbständigkeit und die
eigenverantwortliche Amtsausübung des einzelnen gewahrt bleibt. Die Öffent-
lich bestellten Verrnessungsingenieure sind verpflichtet, den Vertrag über die
Arbeitsgemeinschaft auf Anfordern vorzulegen. Die Genehmigung kann mit
Auflagen verbunden und befristet werden.
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(2) öffentlich bestellte Vermessungsingenieure können mit Genehmigung der
Aufsichtsbehörde gemeinsame Geschäftsräume, Einrichtungen und Geräte
halten und gemeinsames Büropersonal beschäftigen (Bürogemeinschaft)'

(3) Andere verbindungen zur gemein§amen Berufsausübung oder zur Haltung
gemeinsamer Geschäftsräume sind nicht zulässig.

§e
Erlöschen des Amtes

(r) Ist das Amt nach § 12 der Berufsordnung erloschen, wird das Amtssiegel
durch die aufsichtsbehörde eingezogen und vernichtet, im x'alle des § 4 nach

der Abwicklung der Geschäfte. Mit dem Erlöschen des Amts erlischt die Befug-

nis, die Bezeichnung ,,Öffentlich bestelltcr vermessungsingenieur" mit oder
ohne Zlursatz zu führen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß die Ergebnisse der Yermessun-
gen nach § 2 Abs. I der Berufsordnung durch die zuständige vermessungs- und
Katasterbehörde verwahrt werden.

§10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom l. Januar 1966 in Kraft.
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17. Hilfskräfte
18. Zuständigkeiten
19. Präfung der Amtsführung und der Berufsausübung
20. Liste, Veröffentlichungen
21. Mitteilungen in Disziplinarverfahren und bei Erlöschen des Amtes
22. Übersicht über die Amtstätigkeit
23. Zustellungen
24. Aufhebung rron Vorschriften

Anlagen:
I Bestallungsurkundel)
2 Liste der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurez)
3 Übersicht über die Amtstätigkeit8)

r) im Komürentarteil bei § I abgedruckt

') nicht abgedruckt
s) irn f,omruentarteil bei § 18 abgedruckt
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1. Roehtsstellung unil Autgaben

l.l. Der Öflentlich bestellte Vermessungsingenieur (ÖbVermlng.) übt einen
freien Beruf aus, soweit er nicht als Träger eines öffentlichen Amtes (Amts-
träger) tätig ist.

L2. Bei den Aufgaben nach § 2 Abs. I VerrrlngBo ist der ÖbYermlng. als
Amtsträger tätig (Amtstätigkeit). Ilierzu gehören auch die Arbeiten, die dazu
bestimmt sind, diese Aufgaben vorzubereiten. Soweit damit eine Gutachter-
tätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang steht, gehört sie ebenfalls zur
Amtstätigkeit. Eine Amtstätigkeit kann nicht Gegenstand vertraglicher Bin'
dungen sein; das gilt auch, wenn ein Auftraggeber den Inhalt seines Auftrags
näher beschreibt. Die Amtstätigkeit darf durch die anderen Aufgaben naeh

§ 2 Abs. 2 VermIngBO nicht beeinträchtigt werden.

1.3. Die in § 2 Abs. 2 VermIngBO genannten anderen Aufgaben gehören nicht
zur Amtstätigkeit. Der ÖbVermlng. wird auf Grund eines Vertrages tätig. Der
Inhalt des Vertrages und die Durchführung der Aufgaben müssen mit der
Stellung des ÖbVermlng. als Amtsträger (vgl. § 6 VermIngBO) vereinbar
sein.

I.4. Der ÖbYermlng. ist verpflichtet, mit den Vermessungs- und Kataster-
behörden und den anderen behördlichen Vermessungsstellen eng zusammenzu-
wirken.

2. Betähigung

Die Voraussetzung für d.ie Bestellung nach § 3 Abs. I Nr. 2 VermIngBO erfüllt,
wer die Große (Zweite) Staatsprüfung für den höheren vermessungstechnischen
Yerwaltungsdienst

nach der Yerordnung über den Erwerb der Befähigung zum höheren ver-
messungstechnischen Verwaltungsdienst vom 21. l. 1957 (Nds. GYBI. Sb. I
S. 250) oder

nach entsprechenden Rechtsvorschriften eines anderen Landes oder
nach der Verordnung über die Ausbildung und Präfung für den höheren
verrnessungstechnischen Verwaltungsdienst vom 3. 11. 1937 (RGBI. I
s. u65)

bestanden hat.

3. Böschäftigung yor iler Bestellung

3.1. Die nach § 3 Abs. I Nr. 3 VermIngBO geforderte mindestens einjährige
Beschäftigung nach der Großen (Zweiten) Staatsprüfung (Nr.2) kann bei Ver-
messungs-_und Katasterbehörden, anderen behördlichen Vermessungsgtellen
oder bei ÖbVermlng.-abgeleistet werden. Die mindestens halbjährige Be-
schäftigung bei einem ÖbVermlng. soll den Assessor des Yermessungsdienstes
darauf vorbereiten, das Amt eines ÖbVermlng. ordnungsgemäß ünd setb-
ständig.fu führen;sechs Monate dieser Beschäftigung sind in jedem Falle bei
einem ObVermlng. abzuleisten, der in Niedersachsen bestellt ist. Durch die
Beschäftigung entsteht kein Rechtsanspruch auf Bestellung.
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b)

c)

d)

3.2. Die Beschäftigungsstellen haben Art und Dauer der Beschäftigung zu
bescheinigen und dabei Fähigkeiten, Leistungen und Führung des Assessors
des Vermessungsdienstes zu beurteilen.

4. Bestellungsverf ahren

4.1. Der Antrag auf Bestellung ist auf dem vorgeschriebenen Vordruck zu
stellen. Dem Antrag sind beizufügen:

a) eine vom Bewerber selbst verfaßte und handschriftlich gefertigte Darstellung
seines Lebenslaufs;

die Geburtsurkunde;

der Nachweis, daß der Bewerber Deutscher im Sinne des Art. l16 Abs. 1 des
Grundgesetzes ist, wenn Zweifel hieran bestehen;

der Nachweis über die Befähigung zvm höheren vermessungstechnischen
Verwaltungsdienst;

e) der Nachweis über die Beschäftigung nach § 3 Abs. I Nr. 3 VermIngBO
(Nr. 3.2);

f) ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis mit der Feststellung, daß der Be-
werber gesundheitlich für das Amt eines ÖbVermlng. geeignet ist; dabei
ist besonders auf ausreichendes Seh-, Farbenunterscheidungs- und Hörver-
mögen sowie auf die körperliche Eignung für den verrnessungstechnischen
Außendienst za achten;

g) eine Erklärung des Bewerbers, daß seine wfutschaftlichen Verhältnisse und
rechtlichen Verpflichtungen es ihm gestatten, den Beruf eines öbVerrnlng.
selbständig auszuüben ;

h) eine Erklärung des Bewerbers über Vorstrafen und

i) ein Lichtbild im Format 4x6 cm. Die Aufnahme soll nicht älter als ein
Jahr sein.

4.2. Soweit Unterlagen bereits in Personalakten vorhanden sind, genügt ein
Hinweis hierauf. An Stelle der Urschriften nach Nr. 4.1 Buchst. d und e können
beglaubigte Abschriften eingereicht werden.

4.3. Die zuständige Aufsichtsbehörde (§ I Abs. I VermIngBO-DVO) prüft, ob
der Bewerber die persönlichen Voraussetzungen für die Bestellung erfüllt und
ob die Zuweisung des beantragten Amtssitzes den Erfordernissen eines geord-
neten öffentlichen Vermessungswesens (§§ I Abs. l, 4 Abs. 2 VermIngBO)
innerhalb ihres Amtsbereichs nioht widerspricht (Nr. 6.1); sie hört die Berufs-
vertretung. Die Aufeichtsbehörde nimmt danach zu dem ,lntrag eingehend
Stellung und legt ihn mit den Unterlagen nach Nr. 4.1, der Außerung der Be-
rufsvertretung und einem Auszug aus dem Strafregister dem Minister des
fnnern vor (Nr. l8.l).
4.4. Für die Form der Bestallungsurkunde gilt Anlage 1. Die Aufsichtsbehörde
(Nr. 18.2) händigt dem Bewerber die Urkunde aus und nimmt eine Durch-
schrift zu den Personaläkten (Nr. 18.3).
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4.5. Die Gebühr für die Bestellung (§ f Abs. I VermIngBO) beträgt nach lfd.
Nr. 66 der Allgemeinen Gebührenordnung - AIIGO - vom 22. 9. 1966 (Nds.
GVBI. S. 191) r00 DM.

4.6. Die Bestallungsurkunde soll nach Erlöschen des Amts von der Aufsichts-
behörde eingezogen werden. Weigert sich der ÖbVermlng., die Urkunde
zurückzugeben, so hat die Aufsichtsbehörde gleichzeitig mit der Bekanntgabe
des Erlöschens des Amtes (Nr. 20.2) die Urkunde im Amtsblatt für ungültig
zu erklären.

5. Yereidigung

5.1. Der ÖbVerrnlng. hat vor seiner Yereidigung die vorläufige Deckungs-
zusa,ge auf den Antrag zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung (Nr. 13)

der Aufsichtsbehörde vorzulegen und ihr nachzuweisen, daß er die Gebühr für
die Bestellung (Nr. 4.5) entrichtet hat.

5.2. Mit der Abnahme des Eides (§ 2 VermIngBO-DVO) ist in der Regel der
zuständige Dezernent der Aufsichtsbehörde zu beauftragen.

5.3. Vor der Eidesleistung ist dem ÖbVertnlng. die Eidesformel vorzulegen. Er
ist auf die Bedeutung des Eides und die Folgen einer Eidesverweigerung nach

§ 15 Nr. 4 VermIngBO (Amtsenthebung) hinzuweisen.

5.4. Der Eid wird durch Nachsprechen der Eidesformel geleistet. Über die
Vereidigung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Wird der Eid verweigert, so ist
auch darüber eine Niederschrift aufzunehmen und zu den Personalakten zu
nehmen. Die Aufsichtsbehörde hat in diesem Falle den ÖbVermlng. sofort
seines Amtes zu entheben und an den Minister des Innern zu berichten.

5.5. Öbvermlng., die nach den bisherigen Vorschriften vereidigt worden sind,
brauchen nicht erneut vereidigt zu werden. Sie sind jedoch daraufhinzuweisen,
daß ihnen nunmehr als Amtsträger die durch die VermIngBO begründeten
Amtspflichten obliegen. Dies ist aktenkundig zu machen.

6. Amtssitz, Gesehättsstelle, Amtsbezirk

6.1. § 4 Abs. 2 Satz 2 VermIngBO soll es ermöglichen, daß Vermessungsstellen
i. S. des § 2 des Vermessungs- und Katastergosetzes vom 8. ll. f961 dem Be-
darfentsprechend über das Land verteilt sind. Die Zuweisung des beantragten
Amtssitzes widerspricht in der Regel nicht den Erfordernissen eines geordneten
öffentlichen Vermessungswesens, wenn im Amtsbezfuk eines Katastera,rntes, zu
dem der beantragte Amtssitz gehört, noch kein ÖbVermlng. seinen Amtssitz
hat. Das gleiche gilt, wenn die vorhandenen Vermessungsstellen die gestellten
Aufträge nach § 2 Abs. I VermIngBO nicht binnen drei Monaten ausführen und
auswerten können. Hierbei ist von einer Außentätigkeit (Ausführung) je
Außenkraft von 140 Tagen im Jahr auszugehen. Der Zeitraum von drei Mo-
naten beginnt an dem Tage, an dem alle Unterlagen, Genehmigungen usw. für
den jeweiligen Auftrag vorliegen und angeforderte Kosten gezahlt worden sind
oder ein Kostenvorschuß gezahlt oder sichergestellt worden ist (§ 4 Abs. 2
KOVermIng.).
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6.2. Der ÖbVermlng. soll seinen Wohnsitz regelmäßig am Ort des Amtssitzes
nehmen.

6.3. Eine besondere Ausnahme nach § 4 Abs. 6 VermIngBO liegt z. B. vor,
wenn im Benehmen mit der Berufsvertretung festgestellt worden ist, daß kein
im Lande Niedersachsen bestellter ÖbVermlng. den Auftrag (§ 2 Abs. I
VermIngBO) in angemessener Frist ausführen kann oder wenn die beantragte
Vermessung in Zusammenhang mit Arbeiten in anderen Ländern steht. Die
Vorschrift ist als Ausnahmeregelung eng auszulegen.

6.4. Für die nach § 22 Abs. 2 Satz I VermIngBO als bestellt geltenden Öb-
Vermlng. ist der bisherige Niederlassungsort nunmehr Amtssitz und das Land
Niedersachsen Amtsbezirk.

6.5. Die Geschäftsstelle (§ 4 Abs. 4 VermIngBO) soll während der am Amtssitz
üblichen Geschäftsstunden offengehalten wärden.

7. Amtssiegel

7.1. Das Amtssiegel (§ 6 VermIngBO-DVO) muß dem Muster 4 z:um Gesetz
vom 13. 10. 1952 (Nds. GVBI. Sb. I S. 77) und den Richtlinien hierzu vom
20. lI. 1952 (Nds. MBl. S. 591 - GültL MP - StK - zll) entsprechen. Es
enthält in der Umschrift mit zwei Schriftreihen die Bezeichnung ,,Öffentlich
bestellter Yermessungsingenieur", den Namen und den Amtssitz. Dem Namen
dürfen akademische Grade und Titel hinzugefügt werden. Das Amtssiegel wird
als Farbdruckstempel - aus Metall oder Gummi - benutzt.

7.2. Der ÖbVermlng. beschafft das Amtssiegel auf eigene Rechnung. Die zur
Anfertigung der Siegel befugten Firmen ergeben sich aus den jeweiligen Be-
kanntmachungen im Nds. MBl.

7.3. Der ÖbVermlng. darf nur ein Amtssiegel führen. Bei Aufnahme seiner
Amtstätigkeit und bei jedem Neubezug eines Amtssiegels hat er einen Abdruck
des Siegels der Aufsichtsbehörde zur Prüfung einzureichen. In einer Arbeits-
gemeinschaft (Nr. 16) führt jeder ÖbVermlng. sein eigenes Amtssiegel; die
Führung eines gemeinsamen Siegels der Arbeitsgemeinschaft ist nicht zulässig.
Der ÖbVermlng. hat dafür zu sorgen, daß das Amtssiegel nicht unbefugt oder
mißbräuchlich benützt wird.

7.4. Das Amtssiegel darf nur bei der Amtstätigkeit verwendet werden. Die
ausschließlich für den inneren Dienstbetrieb von Behörden bestimmten
Schriftstücke werden in der Regel nicht gesiegelt. Das gilt vor allem für die
Vermessungsergebnisse, die in die Landesvermessung oder das Liegenschafts-
kataster übernommen werden sollen. Abschriften der Abmarkungsnieder-
schrift und Grenzbescheinigungen werden stets gesiegelt. Die Führung des
Amtssiegels berechtigt nicht, allgemein Abschriften oder Unterschriften und
Handzeichen zu beglaubigen; Nr. 7.231 des Fortführungserlasses II (Beglaubi-
gung einer Vollmacht im Abmarkungstermin) bleibt unberührt.

7.5. Der ÖbVermlng. berichtet an die Aufsichtsbehörde, wenn das Amtssiegel
abhanden gekommen ist. Unbrauchbar gewordene Amtssiegel sind zu ver-
nichten; hierüber ist eine Niederschrift aufzunehmen.
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8. Amtssehilal

8.1. Der ÖbVermlng. ist berechtigt, an dem Gebäude, in dem sich seine Ge-

schäftsstelle befindet, ein Amtsschild auf seine Kosten anzubringen. Das
Amtsschild enthält das Landeswappen und die Aufschrift ,,Öffentlich bestellter
Vemessungsingenieur". Für die Forrn, Gestaltung und Anbringung der Amts'
schilder gelten der Beschluß des Nds. LM vom 23. 9. 1953 (Nds. MBl. f954
S. 397 - GültL MP - StK - 216) i. d. X'. des Beschlus§e§ vom 2. 8. 1966 (Nds.
MBl. S. 750 - GültL MP - StK 

-2116) 
sowie der gemeins. RdErl. vom 25. 8.

1954 (Nds. MBl. S. 398 - GültL MP - StK - 2l\ entspreche.nd. Oie Öb-
Verming. führen ausschließlich das Amtsschild der Größe III. Der ÖbVermlng.
kann auch Namensschilder anbringen.

8.2. Ist das Amt erloschen oder ist der Amtssitz verlegt worden, so sind die
Schilder spätestens nach einem halben Jahr durch den ÖbVermlng. oder durch
die Aufsichtsbehörde zu entfernen. Während einer vorläufigen Amtsenthebung
hat die Aufsichtsbehörde die Schilder zu entfernen und zu verwahren, wenn
kein Vertreter bestellt worden ist (§ f G Abs. 3 VermIngBO).

9. Bezug von Yerkünilungsblättorn

Der ÖbVermlng. hat das Niedersächsische Gesetz- und Verordnungsblatt, das

Niedersächsische Ministerialblatt und das Amtsblatt der Aufsichtsbehörde zu
beziehen. Ferner müssen in der Geschäftsstelle die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften sonrie Fachzeitschriften vorhanden sein, die für die Amtstätigkeit
und die Ausbildung der Nachwuchskräfte erforderlich sind. Bei gemeinsamer
Berufsausübung genügt der gemeinschaftliche Bezug je eines Stückes.

10. Akton und Bücher

10.1. Der ÖbVermlng. hat ein Geschäftsbuch (Buch- oder Karteiform) zu
führen, das sämtliche von ihm &ngenommenen Arbeiten nachweist. Das Ge-
schäftsbuch soll mindestens folgende Angaben enthalten:

Name und Wohnort des Auftraggebers (Vertragspartners),
Kostenschuldner (Zahlangspflichtiger ),
nähere Bezeichnung des Auftrags (der Arbeit),
Tug der Annahffio,
Beginn und Abschluß der Bearbeitung im Außen- und Innendienst,
Tug d.er endgültigen Brledigung,
Name des Verantwortlichen (bei Arbeitsgemeinschaften).

Aufträge (§ 2 Abs. I VermIngBO) sind besonders zu kennzeichnen. Über die
Kostenermittlung und Kostenrechnu"g (§§ 10, 18 Abs. 2 VennIngBO) ist für
jeden Auftrag ein besonderer Nachweis zu führen.

10.2. Das bei der Berufsausübung entstandene Schriftgut, die Berechnungen
und Zeichnungen usw. sind übersichtlich geordnet in Akten zehn Jahre lang
aufzubewahren. Über die geführten Akten ist ein Nachweis zu führen. Für die
Erlasse und Verfügungen der Aufsichtsbehörden, Prüfungs- und andere die

a
b
C

d
e

f'
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Amtstätigkeit im allgemeinen betreffende Vorgänge sind besondere Akten zu
führen.

10.3. Der ÖbVermlng. hat über jede Hilfskraft und die Nachwuchskräfte (§ 7
Abs. 2 YermIngBO-DVO) eine Personalakte zu führen, welche die gesammelten
Vorgänge über die beruflichen und persönlichen Verhältnisse enthält. Es wird
empfohlen, die Richtlinien über die Führung von Personalakten für Landesbe-
dienstete vom 10. 10. 1963 (Nds. MBl. S. 923 - GültL MdI90/30)entsprechend
anzuwenden.

11. Tlerbeverbot

11.1. Hinweise auf die Berufsausübung müssen mit der Stellung des öbVerm-
fng. als Amtsträger vereinbar sein. An Ausschreibungen kann sich der öbverm-
Ing. nicht beteiligen, soweit er verpflichtet ist, für Amtstätigkeiten die durch
Verordnung festgelegten Kosten (§ 20 Nr. 5 VermIngBO) zu erheben.

1I.2. Die Bestellung, die Amtssitzverlegung und die Verbindung zu einer
Arbeitsgemeinschaft dürfen höchstens zweimal in den örtlichen Tageszeitungen
und in Fachzeitschriften in einfacher Form angezeigt werden. In ein Branchen-
verzeichnis dürfen sich die ÖbVermlng. unter einem besonderen Abschnitt mit
ihrer Bezeichnung einmal eintragen lassen. Anzeigen, mit denen eine ,,Büro-
übernahme" oder dergleichen angeboten wird, dürfen sich nur auf die privat-
rechtliche Ubernahme des Inventars usw. beziehen.

12. Yerpflichtung zur Yersehwiegonheit

Der ÖbVormlng. hat die Personen, die bei ihm beschäftigt sind, zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten (§ 7 VermIngBO). Hierüber ist eine Niederschrift
aufzunehmen, die der ÖbVerrnlng. und der Yerpflichtete unterschreiben. Sie
ist zu den Personalakten der Betreffenden zu nehmen. Die Verpflichtung kann
auch in den Arbeits-, Lehr- oder Praktikantenvertrag aufgenommen werden.

13. Ilaftpfl ichtversicherung

13.1. Der ÖbVermlng. hat die Höhe der Versicherung gegen die Haftpflicht-
gefahren, die sich aus seiner Amtsausübung bei Personen-, Sach- und Yer-
mögensschäden ergeben (§ 8 Abs. 4 VermIngBO), nach dem Umfang und der
Art der Amtstätigkeit zu bemessen. Eine Selbstbeteiligung ist zulässig. Bei
Arbeitsgemeinschaften hat jeder ÖbVermlng. die Ilaftpflichtversicherung ab-
zuschließen.

I3.2. Die zuständige Stelle, an die der Versicherer Anzeigen nach § l58c Abs. 2
des Gesetzes über den Versicherungsvertrag vom 30. 5. 1908 zu richten hat, ist
die Aufsichtsbehörde (Nr. 18.2).

13.3. Die nach § 22 lxbs. 2 Satz I VermIngBO als bestellt geltenden Öbverrn-
Ing. haben der Aufsichtsbehörde innerhalb von drei Monaten nach Veröffent-
lichung dieser Verwaltungsvorschriften nachzuweisen, wie sie sich gegen die
Haftpflichtgefahren versichert haben, die sich aus der Amtsausübung ergeben.
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14. Durehführung iler Autgaben

14.1. Der öbVerrnlng. soll die Beteiligten unverzüglich unterrichten, wenn er

einen Auftrag als Amtsträger nicht annehmen kann (§ 5 VermIngBO-DVO)
oder eine Aufgabe nach § 2 Abs. 2 YermIngBO nicht annehmen will. Das gleiche
gilt, wenn er einen Auftrag oder eine andere Aufgabe nicht in angemes§ener

Frist erledigen kann. Fär den.Ausweis der,,beaufbragten Personen" i. S. des

Yerrnessungs- und Katastergesetzes gelten die hierzu erlasgenen besonderen

Vorschriften.

L4.2. Dq ÖbVermlng. hat die von ihm abzugebenden Bescheinigungen der
Richtigkeit (§ 9 Abs.4 VermIngBO; § 3 Abs. I des Vermessungs- und Ka'
tastergisetzes) mit seiriem Namen, seiner Bezeichnung, Ort.yn{ Datum zu

verseh--en. Auch wenn Hilfskräfte mitgewirkt haben, ist der ÖbVermlng. ftir
die Richtigkeit der Bescheinigung gegenüber dem Auftraggeber und der Auf-
sichtsbehörde verantwortlich.

14.3. Der ÖbVermlng. hat Mängel in den Vermessungen und Vermessungs-

schriften nach § 2 Abs. I Nr. I auf seine Kosten zu beheben; das gilt auch,
wenn Yerrnessungsergebnisse schon in die Lande§vermes§ung oder das Liegen-
schaftskataster übernommen worden sind.

16. Yertreter, Yerwoser

15.1. Diese Verwaltungsvorschriften gelten für den Vertreter und den Ver-
weser entsprechend.

L5.2. Dem Antrag auf Bestellung eines Vertreters (§ 11 VermIngBO) ist nur
dann stattzugeben, wenn der ÖbVermlng. zeitweise an der Ausübung seines

Amtes im ganzen verhindert ist; für die Ausübung einzelner Tätigkeiten kann
ein Vertretär nicht bestellt werden. Ist der ÖbVermlng. dauernd dienstunfähig,
so soll ein Vertreter nur bestellt werden, wenn der ÖbVermlng. vorläufig seines

Amtes enthoben worden ist. Bei plötzlichen Erkrankungen oder anderen un-
vorhergesehenen Verhinderungen kann die Entscheidung der Aufsichts-
behörde nach § 3 Abs. I Satz I YermIngBO-DVO mündlich erteilt werden; die
schriftliche Entscheidung ist nachzuholen. Ein .tr5ndiger Vertreter (§ 3 Abs. l
VerrnIngBO-DVO) ist nür in Ausnahmefällen zu bestellen, wenn der Öbverm'
Ing. aus besonderen Gründen (2. B. Wahrnehmung von Ehrenämtern) wieder-
holt an der Ausübung seines Amtes verhindert ist; Satz I gilt entsprechend.

15.3. Vertreter und Verweser haben, sofern sie nicht schon als ÖbVemlng.
vereidigt worden sind, vor Beginn der Vertretung bzw. Übernahme des Ver-
weseramtes den Eid nach § 2 VermIngBO-DVO zu leisten. Ein früher geleisteter
Beamteneid befreit nicht von der Vereidigung nach § 3 Abs. 3 VerrnlngBO-
DVO. Der nach dieser Vorschrift erforderliche Hinweis muß schriftlich gegeben
werden. Nr. 5.5 gilt entsprechend.

15.4. Der Unterschrift des Vertreters oder des Verwesers (§ 3 Abs. 4 und § 4
YermIngBO-DVO) ist der Zlusatz,,als Vertreter des Öffentlich bestellten Yer-
messungsingenieurs. .." bzw. ,,an Stelle des Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurs . . . bestellter Verweser" beizufügen.
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15.5. Ein Verweser soll an Stelle eines durch Erlöschen des Amtes ausgeschie-
denen ÖbYermlng. nur dann bestellt werden (§ f7 Abs. I VermIngBOJ, wenn
hierfür ein Bedürfnis im Rahmen der Amtstätigkeit (Nr. 1.2) besteht. Auch
für den Verweser kann ein Yertreter bestellt werden, wenn es erforderlich ist.
Der Verweser hat der Aufsichtsbehörde nach seiner Bestellung ein Verzeichnis
über den Bestand an vorliegenden Aufträgen nach § 2 Abs. I VermIngBO mit
Erläuterungen über die notwendigen örtlichen und Innenarbeiten voizulegen.
Das gleiche gilt für neue Anträge nach Ablauf der ersten drei Monate (§ 4 Satz 5
VermIngBO-DVO).

15.6. Für die Bestallungsurkunde zum Verweser ist das Muster der Anlage I
entsprechend zu verwenden.

15.7. Ist äer in Aussicht genommene Vertreter oder Verweser im Bereich einer
anderen Aufsichtsbehörde als ÖbVermlng. bestellt, so ist diese zu unter-
richten. Bestellungen eines Vertreters sind den zuständigen Vermessungs- und
Katasterbehörden im Amtsbereich der Aufsichtsbehörde bekanntzugeben.
Den Vermessungsschriften, die einer Vermessung§- und Katasterbehörde
außerhalb des Amtsbereichs der Aufsichtsbehörde zur übernahme in die
Landesvermessung oder das Liegenschaftskataster eingereicht werd.en, sind ggf,
Abschriften der Bestellung als Vertreter oder Verweser beüufügen.

16. Gemeinsehatten

16.1. Arbeits- und Bürogemeinschaften sind nur zwischen ÖbVermlng. statt-
haft (§ 8 VermIngBO-DVO). Die Verwendung einer Firma oder der Zusammen-
schluß zu einer juristischen Person des privaten Rechts sind nur zulässig, so-
weit sie dem Betrieb technischer Hilfsmittel dienen.

16.2. Verträge über Arbeitsgemeinschaften, die auf die unbillige Schlechter-
stellung eines Partners hinauslaufen, sind mit der Stellung des ÖbVermfng. als
Amtsträger nicht vereinbar.

16.3. Bei einer Arbeitsgemeinschaft ist im Geschäftsbuch für jeden Auftrag
nach § 2 Abs. I YermIngBO festzulegen, wer dem Auftraggeber und der Auf-
sichtsbehörde gegenüber verantwortlich ist.

16.4. Die Einstellung und Ausbildung der Nachwuchskräfte ist Angelegenheit
jedes einzelnen ÖbVermlng. Wegen der Erteilung von Vermessungsgenehmi-
gungen vgl. Nr. 17.2.3.

16.5. Die Yerbindung zu einer Arbeitsgemeinschaft oder deren Auflösung teilt
die Aufsichtsbehörde dem Minister des Innern mit.

17. Hilfskräfte

t7.1. Der ÖbVermlng. hat sein Amt persönlich und selbständig auszuüben
(§ 6 VerurlngBO). Deshalb darf nur er öffentliche Beurkundungen und Beglau-
bigungen vornehmen und die Abmarkungsniederschrift über die Feststellung
der Grundstücksgrenzen nach § 22 des Vermessungs- und Katastergesetzes vom
8. If . 1961 aufnehmen. Er muß ferner Vermessungen und andere Ermittlungen
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nach § 2 Abs. I VermIngBO mindestens in dem Umfang persönlich vornehmen,
wie es für die Abgabe der Richtigkeitsbescheinigung nach § 9 Abs. 4 Vermlng-
BO erforderlich ist. Im übrigen können an den Aufgaben (§ 2 VermIngBO)
geeignete und fachlich vorgeb.ildete Ililfskräfte nach § 7 Abs. I Satz I Verm-
I"gBO-OVO mitwirken. Der Ö-bVermlng. hat sich von der Zuverlässigkeit und
Soigfatt der llilfskräfte zu überzeugen und ihre Mitwirkung an den Aufgaben
nach § 2 Abs. I VermIngBO in einer'Weise zu überwachen, die seiner Yerant-
wortung für die Richtigkeit der Arbeiten der Ililfskräfte entspricht (Nr. 14.2).

17 .2. Die nach § 7 Abs. L Satz 2 YerinIngBO-DVO vorgeschriebene Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde wird nach folgenden Vorschriften erteilt:

17.2.1. X'ür Hilfskräfte, die zum höheren vermessungstechnischen Verwal-
tungsdienst befähigt sind (Nr. 2) oder den Befähigungsnachweis zum Land-
messer oder Yerrnessungsingenieur nach früheren Vorschriften besitzen, kann
eine Genehmigung erteilt werden, die alle Yerrnessungsarbeiten, außer der
Befugnis zur Aufnahme der Abmarkungsniederschrift, umfaßt.

L7.2.2. Fär andere vermessungstechnische llilfskräfte kann eine Genehmigung
erteilt werden, die vermessungstechnische Vorarbeiten für die Grenzfeststel-
lung, sowie Aufmessungen, Polygonierungen, Einmessung von Bauwerken,
Grenzen der Nutzungsarten u. dgl. umfaßt. Diplomingenieure des Vermes-
sungswesens und Absolventen der Ingenieurschulen - Fachrichtung Ver-
messungswesen - Abteilung Allgemeine Vermessung - sollen sich mindestens
ein Jahr im Yermessungsdienst bewährt und das 24. Lebensjahr vollendet
haben. Andere Hilfskräfte sollen mindestens fünf Jahre vermessungstechnisch
beschäftigt gewesen sein; eine Lehr- und Praktikantenzeit sowie Tätigkeiten
als .Vermessungs- (Meß- )gehilfe gelten nicht als Beschäftigungszeit.

17.2.3. Die Genehmigungen werden dem ÖbVermlng. auf seinen Antrag unter
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widermfs erteilt. Bei Arbeitsgemeinschaften
gelten die einem ÖbVermlng. erteilten Genehmigungen für alle Mitglieder der
Gemeinschaft. Die Anzahl der Genehmigungen richtet sich nach dem Umfang
der Arbeiten nach § 2 Abs. I Nr. I VermIngBO, wobei von.einer Außentätigkeit
von 140 Tagen im Jahr je Arbeitskraft auszugehen ist. In der Regel sind jedem
ÖbVerrnlng. nur eine Genehmigung nach Nr. 17.2.1 und nicht mehr als zwei
Genehmigungen nach Nr. 17.2.2 zu erteilen. Bei einer umfangreicheren Arbeit
kann für die Dauer dieser Arbeit hiervon abgewichen werden. Eine Gonehmi-
gung, die auf die Einmessung von Bauwerken, Nutzungsarten o. dgl. beschränkt
ist, bleibt außer Ansatz. Ist ein Yertreter oder Verweser bestellt worden, so
gelten die erteilten Vermessungsgenehmigungen für den Vertreter oder Ver-
weser weiter.

17.2.4. Die Anträge auf Erteilung einer Genehmigung sind zu begründen. Die
Personalakten der Hilfskräfte, die eine Darstellung des Lebenslaufs, eine aus-
führliche Beurteilung und Zeugnisse über die bisherige Tätigkeit enthalten
müssen, sind dem Antrag beizufügen. Bei Hilfskräften nach Nr. 17.2.2, letzter
Satz, sind außerdem zwei Probearbeiten (Vermessungsrisse), die die Ililfskraft
unter Aufsicht des ÖbVermlng. ausgeführt hat, vorzulegen.
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17.2.5. Erteilte Genehmigungen sind den zuständigen Vermessungs- und
Katasterbehörden im Amtsbereich der Aufsichtsbehörde bekanntzugeben.

17.3. Die Genehmigungen werden mit dem Ausscheiden der Hilfskraft aus dem
Arbeitsverhältnis zu dem ÖbYermlng. oder Erlöschen des Amtes des öbVerur-
Ing. ungültig. Der ÖbVermlng. hat die Aufsichtsbehörde sofort zu unter-
richten, wenn eine Ililfskraft ausgeschieden ist oder Gründe für einen Widermf
vorliegen.

17.4. Werden Vermessungsergebnisse von Nachwuchskräften (§ 7 Abs. 2
VermIngBO-DVO) in Risse eingetragen, so hat dor ÖbVermlng. die erforder-
lichen Unterschriften zu leisten und zu bestätigen, daß die Arbeiten unter seiner
Leitung und ständigen Aufsicht ausgefäürt worden sind.

17.5. Die bisher erteilten Genehmigungen gelten weiter, soweit sie diosen
Verwaltungsvorschriften nicht widersprechen.

17.6. Ist einem öbVermlng., der in einem anderen Land. bestellt ist, nach § 4
Abs. 6 VermIngBO gestattet worden, einen Auftrag anzunehmen und augzu-
führen, so ist, bevor die Erlaubnis erteilt wird, auch festzustellen, ob für mit-
wirkende Hilfskräfte nach den'Yorschriften des anderen Landes eine Glenehmi-
gung erteilt worden ist.

17.7. Den Vermessungsschriften, die einer Vermessungs- und Katasterbehörde
außerhalb des Amtsbereichs der Aufsichtsbehörde zur übernahme in die
Landesvermessung oder das Liegenschaftskataster eingereicht werden, sind
ggf. Abschriften der Genehmigungen beizufügen, die für eine an. den Ver-
messungsarbeiten beteiligte Hilfskraft erteilt worden ist.

18. Zustäniligkeiten

18.1. Der Minister des Innern ist oberste Aufsichtsbehorde. Er ist für die Be-
stellung zuständig, fertigt die Bestallungsurkunde aus und entscheidet über
den Antrag auf Verlegung des Amtssitzes.

18.2. Aufsichtsbehörden sind d.ie Regierungspräsid.enten (Präsidenten der
Verwaltungsbezirke), in deren Bezirk der Amtssitz des ÖbVermlng. liegt. Sie
sind in allen Fällen zuständig, in denen keine andere Zuständigkeit begründet
worden ist. Liegt der Amtssitz des ÖbVermlng. im Lande Bremen, so über-
wacht der Regierungspräsident in Stade die Amtsführung im Lande Nieder-
sachsen (§ 22 Abs. 2Satz 2 VermIngBO);hierzu gehört auch die Präfung am
Amtssitz.

18.3. Die Aufsichtsbehörde führt für jeden fürer Aufsicht unterstehenden Öb-
Verrnlng. eine Personalakte. Die Richtlinien über die Führung von Personal-
akten für Landesbedienstete sind entspreehend anzuwenden (vgl. Nr. f0.3).

18.4. Werden Pflichtverletzungen eines ÖbVermlng. festgestellt, der in einem
anderen Lande bestellt ist (§ 4 Abs. 6 VermIngBO), so ist die zuständige Auf-
sichtsbehörde von der Aufsichtsbehörde zu unterrichten, in deren Bezirk die
Verstöße festgestellt worden sind.
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18.5. Berichte und Eingaben an die oberste Aufsichtsbehörde hat der Öbverm'
Ing. zunächst an seine zuständige Aufsichtsbehörde zu richten.

19. Prüfung iler Amtsführung unil iler Berutsausübung

19.1. Die Amtsführung und die Berufsausübung des ÖbVermlng. werden nach
Bedarf, mindestens in Abständen von zwei Jahren, regelmäßig in der Ge-

schäftsstelle des ÖbVermlng. geprüft (§ fS Abs. I und 2 VermIngBO)' Bei
einem neu bestellien ÖbVermlng. soll erstmals innerhalb des ersten Jahrps nach
seiner Bestellung geprüft werden. Die Prtifung nimmt ein Beamter des höheren
vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes der Aufsichtsbehörde vor (Prü-
fungsbeamter). An der Prüfung können nach Weisung der Aufsichtsbehörde
andere Beamte mitwirken.

19.2. Der Prüfungsbeamte fertigt über das Ergebnis der Prüfung eine Nieder-
schrift an. Soweit der Prüfungsbericht Beanstandungen enthält, ordnet die
Aufsichtsbehörde das Erforderliche an, nachdem sie den ÖbVermlng. gehört
hat. Dem ÖbVermlng. ist eine Abschrift der Niederschrift zu übersenden.

19.3. Die Prüfungsvermessungen worden nach den Vorschriften der Allge-
meinen Dienstanweisung fär die unteren und höheren Yermessungs' und
Katasterbehörden (ADAYerm) durchgeftihrt. Die zuständige.Aufsichtsbehörde
kann eine andere Aufsichtsbehörde, in deren Bezirk der ObVermlng. eine
Vermessung ausgeführt hat, um die Mithilfe bei einer Prtifungsverme§§ung
ersuchen. Die Befugnis zur Nachprüfung der Vennessungsergebnisse, die in die
Landesvermessung oder das Liegenschaftskataster übernommen werden
sollen, soweit erforderlich auch in der Örtlichkeit, durch die zuständige Ver-
messungs- und Katasterbehörde, bleibt unberührt (§ 3 Abs. 2 des Vermes-
sungs- und Katastergesetzes vom 8. ll. l96f).

20. Liste, Yeröffontlichungen

20.1. Der ÖbVermlng. wird nach seiner Bestellung in eine Liste eingetragen,
die der Minister dos Innern führt.

20.2. Die Bestellung, das Erlöschen des Amtes und die Verlegung des Amts-
sitzes werden im Nds. Ministerialblatt und danach in den zuständigen Amts-
blättern der Aufsichtsbehörde veröffentlicht.

20.3. Die Bestellung und der Widernrf der Bestellung eines Verwesers sowie
die Bildung oder Auflösung einer Arbeitsgemeinschaft sind im Amtsblatt der
Aufsichtsbehörde bekanntzugebon.

20.4. Die nach § 22 Abs. 2 VermIngBO als bestellt geltenden ÖbVermlng.
(vgl. Nr. 6.4) werden in der Anlage 2 bekanntgegeben.

21. Mitteilungen in Disziplinarverfahren usw.

21.1. Von jeder Disziplinarverfügung ist dem Minister des Innern eine Ab-
schrift zu übersenden. Das gleiche gilt von Einstellungsverfügungen (§ l9
VermIngBO; §§ 27, 3l NDO).
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21.2. EÄra Erlöschen des Amtes (§ 12 YermIngBO) und eine vorläufige Amts-
enthebung (§ 16 YermIngBO; §§ 9l bi§ 96 NDO) sind dem Minister des Innern
mitzuteilen.

22. Übersicht über ilie Amtstätigkeit

Der ÖbVermlng. hat bis zum l. 2. jedes Jahres seiner Aufsichtsbehörde eine
Übersicht über die Amtstätigkeit im abgelaufenen Jahr nach dem Muster der
Änlage 3 in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Die Aufsichtsbehörde legt
dem Minister des Innern eine Ausfertigung bis zum l. 4. jedes Jahres vor.

23. Zustellungen

Verfügungen und Entscheidungen, die nach der VermIngBO zuzustellen sind
oder durch die eine Flist in Lauf gesetzt wird oder die Rechte des ÖbVennlng.
berühren, sind nach den Vorschriften des Nieders. Verwaltungszustellungs-
gesetzes sowie den Verwaltungsvorschriften hierzu zuzustellen.

24. Authebung yon Yorschritton
(nicht abgedructt)

An die
Verrnessungs- und Katasterbehörden,
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure.

Nachrichtlich: An die anderen behördlichen Vermessungsstellon.

184



Texte der Berufsordnung und der Durchführungsverordnung
mit den amtlichen Begründung€n,

den Verwaltungsvorschriften und Anmerkungen

VermlngBO-DVO §§

1,6

2

1

5,7

Zvordnung

VermlngBO-VV Nrn.

1.1, 4.4, 4.5, 7, 8, 20

1.2 bis 1.4

2, 3, 4.1 bis 4.3

6, 9, 10

5

11, 16

12

13

14, 17

15

"t
18, 19, 21 bis 23

Begründung der Berufsordnung

obgedruckt bei VermlngBO §

1

2

3

4
5

6

7

I
I

10

11

12

M6
17

18

19

20 bis 24

3

4
9

4

Allgemeines

Aufgoben, Zulossung, Rechle und Pflichten der Öffentlich bestellten Vermessungsingertieure
sowie die AufsichtsfÜhrung und die Zurücknohme der Zulossung sind bisher in der Berufs-
ordnung vom 20. 1. 193E (RGBl. I S. 40) - VermlngBO '1936 - geregelt (vgl. Pfundlner-Neuberl
,,Dos neue Reichsrechl" I b 1E). Diese ols Londesrechl forlgeltende Berufsordnung ist in wesenl-
lichen Punklen durch die verönderlen stoolsrechllichen Verhöllnisse und die Entwicklung
überholt. Sie muß ouch in mehreren Punklen ergönzt werden. [....]
Zustöndig für eine Neuregelung ist der Londesgesetzgeber, do dos Grundgesetz Iür die hier
in Betrochl kommende Tötigkeit ouf dem Gebiel des öffentlichen Vermessungswesens dem
Bunde keine Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

Die grundlegenden eingreilenden Vorschriflen über Rechlsstellung, Aufgoben, Voroussetzun-
gen für die Beslellung, Amtsousübung, Erlöschen des Amtes und Aufsicht sind noch Artikel 32
der Vorlöufigen Niedersöchsischen Verfossung in einem formellen Gesetz zu regeln. Die nöhe-
ren Einzelvorschriflen können einer Verordnung überlossen werden. Hiervon gehl der vor-
liegende Entwurf ous. Der Enlwurf berücksichtigt weitgehend die VermlngBO 't938 und lehnt
sich, soweil ongöngig, on die Bundesnolorordnung vom24.2.'t961 (BGBI. I S. 9A - BNotO -und die Berufsärdnung des Londes Boden-Würfternberg vom 10,4. 1962 (GBl. S. 19) - ÖbV-
Berufsordnung Boden-Würtlemberg - on.

Die obiektiven und subjekliven Voroussekungen für die Beslellung [. . . .] stehen mit dem
Grundrecht der freien Berufswohl ( rl. 12 Abs. 1 GG) in Einklong, do der öfentlich bestellte
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§r

Vermessungsingenieur (ÖbVermlng.) bei seiner Tötigkeit noch § 2 Abs. 'l ein öffenlliches Amt
ousübt (vgl. Urteil des BVerfG vom 1'l . 6. 1958 - 1 BvR 596/56 [E 7, 379)).

Bei der kleinen Berufsgruppe (in Niedersochsenz..T.54), die keine genügende Trogflöche für
eine Selbslverwoltung hot, ist eine Kommer der Öffentlich beslelllen Vermessungsingenieure
enlsprechend der Regelung in den onderen Ländern nichl vorgesehen. Wegen der besonders
slorken Bindung on die öffentliche Verwoltung isl eine ollgemeine Ordnung durch die Auf-
sichlsbehörden zweckmößig und ouch ousreichend.

Begründung der Durchführungsverordnung
Allgemeines

Ncch § 20 der Berufsordnung der Öffentlich bestelllen Vermessungsingenieure (VermlngBO)
vom 26, 12. 1965 (Nieders. GVBI. S. 269) ist der Minister des lnnern ols der in Niedersochsen
fÜr dos Vermessungs- und Kotoslerwesen zustöndige Minisler ermöchligl, durch Verordnung
die zur Durchführung der Berufsordnung erforderlichen Vorschriften zu erlossen, Dies. ge-
schieht.mil dem vorliegenden Enlwurf. Auf die Begründung der Berufsordnung unter ,,Allge-
meines" und zu § 20 der Berufsordnung wird verwiesen.

Die Aufnohme einerVorschrifl über.die Erhebung von Verwollungsgebühren und Auslogen bei
der _Bestellung ist entbehrlich, do dies im Rohmen der Verwoltungskoslenordnung giregell
wird.

Ersler Tei I

Bestellung und Aufgoben

§l
Rechlsslellung

(l) Als Tröger eines öffentlichen Amtes werden für Aufgoben ouf dem Ge.
biet des öffentlichen Yermessungswesens (§ 2 Abs. l) öffentlich besteltte
Vermessungsingenieure bestellt.

(2) Der öffenfllch bestetlte Yermessungsingenieur unlerslehl, soweil nichts
qnderes beslimmt isl, ousschließllch diesem Geselz. Er führt ein Amls-
siegel. Sein Beruf ist kein Gewerbe.

(3) Nur wer noch Absotz I bestellt isl, dcrf die Bezeichnung öffenttlch
beslellter Yermessungsingenieur führen. Akqdemische Grode und Tlte!
dürfen neben dieser Bezeichnung geführt werden, nicht jedoch Bezeich-
nungen, die ouf ein früheres Beomlenverhöltnis oder eine frühere Berrifs-
tötigkeit hinweisen.

§1 DVO
Bestell u ng sverfoh ren

(1) Die Beslellung isl bei der Aufsichtsbehörde zu beonlrogen, in deren Bezirk der
Bewerber seinen Amlssilz einrichlen will.

(2) Uber die Beslellung wird eine Urkunde zur Amlsführung oul Lebenszeit (Be-

slollungsurkunde) ousgefertigl, die dem Öffentlich böstellten Vermessungsingenieur
vor seiner Vereidigung ouszuhöndigen isl. Die Urkunde soll den Amtsbezirk und
den Amlssilz bezeichnen. Die Bestellung wird mit der Aushöndigung der Urkunde
wirksom.
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(3) Vor der Bestellung soll die Berufsverlrelung der Öffentlich bestellten Vermes- 
§ f

sungsingenieure gehört werden.

§6DVO
Führung des Amlssiegels

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur führt bei seiner Amlslöfigkeit (§ 2

Abs. 1 der Berufsordnung) dos kleine Londessiegel (§ 6 Abs. 2 des Geselzes Über

Woppen, Floggen und Siegel vom 13. Oktober'1952- Nieders. GVBI. Sb. 1S.77).

Begründungzu§1 BO

Noch § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Londesvermessung und dos Liegenschoflskotosler vom
9.11. i961 (Nds. GVBI. S. 319) wirken die ÖbVermlng. on der Einrichlung und Fortführung der
Londesvermessung und des Liegenschollskaloslers im Rohmen der für sie geltenden Berufs-
ordnung bereits ols Tröger einei öffentlichen Amtes in ähnlicher Weise wie die Nolore ouf dem
GebietJder vorsorgenden Rechtspflege mit. Unler dem Begriff ,,öffentliches Vermessungs-
wesen" sind die Aulgoben zu verslehen, die krält Rechlsnorm oder herkömmlicherweise in der
Regel von Behörden wohrgenommen werden und in § 2 Abs. 1 bezeichnet sind. Die Absöke 1

und 2 entsprechen den §§'l und 2 BNotO.
Absafz 3 enlsprichl der bisherigen Regelung (§ 2 Abs.1 und 2 VermlngBO 1938); iedoch.soll
die Einlrogung in eine Lisle niclit mehi Mitvoroussetzung der Rechtswirksomkeit der Bestellung
sein. Amts- oder Berufsbezeichnungen dürfen noch dem Enlwurf neben der Bezeichnung
Öffentlich bestelller Vermessungsingenieur nicht geführt werden. Diese Vorschrift soll ver-
hindern, doß in der Führung einer Amls- oder Berufsbezeichnung neben der Bezeichnung
öbVermlng. eine besondere Quolifikotion und doher eineArl besondererWerbung gesehel
wird. Auch-der Beomte dorf noch § 89 Abs.3 NBG neben seiner Amlsbezeichnung keine Be-

rufsbezeichiungen führen. Dem eillossenen Beomlen kcnn zwor noch § 69 Abs. 5 NBG die
Führung der Amlsbezeichnung mit Cem Zusolz o. D. erloubl werden. Von dieser Möglichkeit
wird iedoch kein Gebrouch zu mochen.sein, v/enn, wie hier, Amlsbezeichnungen neben einer
ondeien einen Amlslröger kennzeichnenden Bezeichnung geführt werden sollen. lm Übrigen
geht die Vorschrifl ols lex speciolis § 89 Abs.4 und 5 NBG vor und ist sochlich g_erechtfertigt;
Artitel 3g Abs. 5 GG steht ihr nicht enlgegen. Eine Erloubnis noch § 89 Abs. 5 NBG wird regel-
mößis nicht erleill werden können, wenn schon bei der Entlassung eines Beg1len bekonnl isl,
doß e-r die Bestellung ols ÖbVermlng. onslrebl. Die Vorschrift entspricht § 3 Abs. 2 der ÖbV-
Berulsordnung Boden-Wü rtlemberg.

Begründungzu§1 DVO

Noch Absotz 1 soll für die Enlgegennohme des Anlrogs die Aufsichtsbehörde zuslöndig sein, in
deren Bezirk der Bewerber seinen Amtssitz (§ 4 Abs. 2 der Berufsordnung) einrichten will,
wöhrend ncch § 2 Abs. 3 Sok 2 VermlngBO 1938 die für den Wohnorl des Anlrogstellers zu-
ständige Aufsichtsbehörde den Anlrog enlgegennohm Nur die vorgesehene Aulsichtsbehörde
konn zu dem Antrog sochlich Stellung nehmen.
Absofz 2 enlsprichl Nummer 6 der Ausführungsvorschriflen zur VermlngBO 1938, der ÖbV-
Berufsordnung Boden-Württemberg vom 10. April '1962 und § 12 BNofO. Noch dem Entwurf
soll der Bewerber bereils mil der Beslellung ÖbVermlng. werden (Aushöndigung der Ur-
kunde).
Noch Absofz 3 soll die Berufsvertrelung gehörl werJen. Von einer lstvorschrilt wurde obge-
sehen, weil eine Kommer mil Zwongsmitgliedschoft nicht beslehl (vgl. Begründung zur Be-
rufsordnung unler,,Allgemeines").

Begründungzu§6DVO

Noch § I Abs. 2 Sofz 2 der Berufsordnung führt der ÖbVermlng. ein Amlssiegel. Der Enlwurf
beslimml, welches Siegel zu führen isl und stellt klor, doß es nur bei Wohrnehmung der Amls-
tötigkeil verwendet werden dorf.
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§r VV Nr.1 Rechüsstel,l,un4 unil, Aulgaben

1.1. Der 0ffentlich bestellte Vermessungs,i,n4enieur (öbYermlnq) übt ei,nen lreien
Berul aus, soweit er ni,aht al,s Tiäger ei,nes öfientl,ichen Amtes (Amtsträger) td,ti,g
ist.

V V Nr. 4 Bestcilunqsuerlahren

4.4. Iür ilie Xorm iler Bestallungsurlcunde giltAnlage 1. Die Aulsi,chßbehäril,e
(Nr. 18.2) hänili,gt il,em Bewerber ili,e Urkunile aus unil ni,mmt einn Durchsahrilt
zu il,en Personnlakten (Nr. 18.3).

Anlage 7

Mu,ster ftu Nr' 4'tl)

geboren am ....., in
wiril hiermit a,ls

Öllentlich bestellter
V er me s s ung s i, n g e ni eur

bestellt.

Der Amtsbezirlc i,st daa Land, Nied,ersanhsen.

am
(Sieael)

Der Niel,ersächsische Minister il,es Innern

4.5 Die Gebü.hr lür ilie Bestellung (§ I Abs. 1 VermIngBO) betrtigt nanh tfil.
Nr. 66 iler Allgemeinen Gebührenord,rrung - AIIGO - aqtt, 22. 9. 1966 (Ndß.
GVBt.5.191) 100 DM.

VV Nr.7 Amtssie4el

7.1. Das Amtss,iegel, (§ 6 VermIngBO-DVO) mup il,em Muster 4 zumGesetz aom
13. 10. 1952 (Nils. GVBI. Bä. / §. 77) unil, ilen Riahtlinien hi,erzu aom 20. 11.
1952 (Ndß. MBL S. 591 - GültL ltP - StK - 211) entsprechen. Es enlhd,k
in iler (tmsahri,ft mi,t zwei, Bchriftrei,lten d,i,e Bezeichnun4 ,,Öffentlich bestellter
Vermusun4singenieur", ihn Namen und, ilcn Amtss'i,tz. Dem Namen ilürlen
a,lcqd,emische Grad,e unil, Ti,tel, hinzugefü,gt werd,en. Das Amtssi,egel wi,ril, als Xarb-
ilru,ckstempel - a,,ts Metall d,er Gumme - benutzt.

7.2. Der ÖbVermlng.beschofit d,as Amtssiegel aul e'igene, Rechnun4. Die zur An-
lertigung iler Si,egel belugten I'i,rmen ergeben s'ich aus ilen feweiligen Bekamt-
m.aehungen im NiIs. MBl.
7.3. Der ÖbVermlng. ilnrl nur e'i,n Amtssiegel lühren. Bei, Aulnnhme seinp.r
Amtstätigkeit unil, bei, jed,em Neubezug eines Amtss'iegels hat er e'i,nnn Abil,ruck
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ites Siegels d,er Aufsi,chtsbehöril,e zur Prülung einzure'i,ahen. In ei,ner Arbei,ts- § 1
geme'i,nschaft (Nr. 16) lührt ieil,er 0bVermlng. se'i,n eigenes Amtssi,egel; ilie " -
Iährung eines geme'i,nsamen Si,egels iler Arbeitsgemeinschalt i,st niaht zukiss'i'7.

Der ÖbVermlng. hat ilalür zu sorgetu, d,q,ß dot Amtssi,egel nicht unbelugt oil,er mi,p'
bräuchli,ah benützt wiril,.

7.4. Das Amtssi,egel ila,rf nur be'i, d,er Amtstäti,glcei,t aerwenilet werilen. D'i,e aus-
schlieplich lür ilen inneren Di,enstbetrieb aon Behörilen best'i,mmten Sahri,ltstüclce

werilen in d,er Pegel ni,cht gesiegelt. Das gilt aor al,l,e'm lür d,i,e Vermessungsergeb-

nisse, il,'i,e in d,i,e Lanil,esl)ermessunq oil,er das Li,qensahaftslcataster übernammen
weril,en sollen. Abschrilten iler A.bma'rlcungsnid,erschrift unl, Grenzbesche'i,n'i''

guqen weril,en stets ges'i,egelt. Die !ührung iles Amtssi,egels berechti,gt ni,cht, dlge'
mein Abschri,ften oil,er Unterschri,ften unil Han'daei,chen zu beglaubi,gen; Nr' 7.231
il,es ?ortführungserlasses II (Beglaltbi,gunq einer Vollmaeht im Abm,arlcungs-
termi,n) bleibt unberührt.

?.5. Der ÖbVermlng. beri,chteü an d,ie Aulsi'chtsbehörile, wenn da,s Amtssi,qel
abhand,en gelcommen ist. Unbrauchbar geworilene Amtssi,egel sinil zu aern'i,ahten;

h,i,eräberi,st eine N i,eil,ersohrift aufzunehmen.

VV Nr.8 Amtssahil,il,

8.1. Der ÖbYermlng. ist berechtigt, an ilem Gebtiud,e,'i,n ilcm s'i,ch seina GescMilß'
stelle befind.et, ein Amtsschi,ld, aul se'i,nc Kosten anatbri,nqen. Das Amtsschild,
enthält il,as Lanileswoppen und, iti,e Aulschrilt ,,Öfrentlich bestellter Vermessungs-
i,ngeni,anr". Iür il,ie ?orm, Gestaltunq unil Anbrinqunq il,er Amtsschil,iler gelten

d,er BeschluB des Nil,s. LM uom 23. 9. 1953 (Nd,s. MBl. 1954 S. 397 - GültL
MP - StK - 216) i,. il.I. iles Beschlusses aotn 2.8.1966 (Ndß. MBl.8.750 -
GültL MP - StK - 2116) sowie iLer geme'i,ns. Ril0rl. aom 25. 8. 1954 (Nil,s.
MBL S. 398 - GüttL MP - StK - 2111) entspreahenil. Di,e ÖbVermlng.
lühren ansschti,efilich das Amtsschild dsr Grö§e III. Der ÖbVermlng.lcann auah
N am ens s child,er anbr ing en.

8.2. Ist das Amt erloschen oil,er i,st iler A.mtssitz aerlegt l»orilen, so sind, il,i,e Bahill,er
spätestens nach einem halben Jahr ilurch den ÖbVermlrq. oiler ilurch ili.e Aul-
.si,chtsbehöriJ,e zu entlernen. Während, e'i,ner wrlöufigen Amtsenthebung hnt ilie
Aufsi,chtsbehörile ilie Schild,er zu entlernen unfl, zu aerwahren, wenn kei,n Vertreter
bestellt worilen ist (§ 16 Abs. 3 VermIn4BO).

VV Nr.20 Lißte, Veröffentlichungen

20.1. Der ÖbVermlng. w'iril nneh seiner Bestellung in eine Liste einqetragen, d,ie

d,er Minister il,es Innern führt.
20.2. Die Bestellung, ilas Erhschen iles Amtes unil il,,i,e Verle4ung il,es Amlss'i,tzes
weril,en im Nd,s. Ministerial,blatt und, da,nach in d,en zustänili,gen Amtsbkittern il,er
A ul si,chtsb ehörd,e ueröff entl'i,cht.

20.3. Die Bestellunq uniL iler Wid,erruf iler Bestellunq ei,nes Yerweaers su»i,e il,ie
Bi,ld,ung oiler Aullösung ei,ner Arbeitsgemeinschalt sinil i,m Amtsblatt d,er Aul-
s ichtsbeh örd,e bekanntzuq eben.
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§ f 20.4. Die nnch § 22 Abs. 2 VermIngBO als bestellt geltend,en öbVermln4. (tgl.c' Nr. 6.4) uerilen i,n iler Anlage 2 belcanntgegeben (hier nicht obgedruckr).

Anmerkungon

1. Der Verfassungsgrundsatz des Art. 33 Abs. 4 GG, nach dem die Ausübung
hoheitsrechtlicher Befugnisse als ständige Aufgabe in der Regel Angehörigen
des öffentlichen Dienstes (Beamten) zu übertragen ist, schließt nicht au§, mit
solchen Befugnissen auch Personen ga,nz oder teilweise zu beleihen, die nicht
im öffentlichen Dienst stehen. Der Staat hat schon frühzeitig auf Teile der ihm
eigentümlichen Rechte verzichtet und Personen des Privatrechts - beliehene
oder in Pflicht genommene Private - beauftragt, hoheitliche Kompetenzen
im eigenen Namen wahrzunehmen. Das bezeichnendste Beispiel ist das öffent-
liche Notariat. fm öffentlichen Yermessungswesen hat sich das Amt des öb-
Vermlng. ähnlich entwickelt. Der Beruf des ÖbVermlng. ist nach seinen
öffentlich-rechtlichen Bindungen und Auflagen sehr eng an den öffentlichen
Dienst herangeführt worden (vgl. Abschn.,,Geschichtliche Entwicklung");
er ist deshalb in Niedersachsen, wie der Beruf des Notars, im Rahmen der
staatsgebundenen Berufe besonders gestaltet. Wegen der Iloheitsaufgaben im
Vermessungsdienst vgl. AVN 196l S. 1f3 mit der dort angefährten Literatur
und Rechtsprechung sowie Rechtsprechung des BFII zum Begriff,,hoheitliche
Verwaltung" in NJW 1962 5.24.

2. § I regelt die Rechtsstellung des ÖbVermlng. Er wird als Träger eines
öffentlichen Amtes des Landes, das an seine Person gebunden ist, nur tätig,
wenn er Aufgaben des öffentlichen Vermessungswesens (§ 2 Abs. I BO) wahr-
nimmt. Obwohl nicht Beamter, ist er insoweit amtliches Organ und übt funk-
tionell öffentlichen Dienst aus. In strafrechtlichem Sinne ist er als Beamter
anzusehen, soweit er hoheitliche Aufgaben (§ 2 Abs. I BO) erfüllt (vgl. § 359
SIGB und Anm. 1.3 zu § 2 BO sowie die dort angezogene Literatur und Recht-
sprechung). Als Amtsträger ist er gegenüber dem Staat nicht völlig unabhängig,
da er verpflichtet ist, die Rechts- und Verwaltungsvorschriften bei der gesamten
Amtsausübung zu beachten, bei der Neueinrichtung der Landesvermessung und
des Liegenschaftskatasters mitzuwirken, und allgemein an die Weisungen des
Ministers des Innern gebunden ist (§ 3 Abs. 3 VermKatGes.; § I Abs. 3 BO).
Auch soweit er einen freien Beruf ausübt (§ 2 Abs. 2 BO), unterliegt diese
Berufsausübung einer bestimmten Präfung durch die Aufsichtsbehörde (§ 18
Abs. 2 BO). Kriterien seiner im übrigen unabhängigen Stellung sind die Be-
stellung auf Lebenszeit (vgl. § I Abs. 2 DVO) - eine befristete Bestellung ist
unzulässig -, die Verlegung des Amtssitzes nur auf seinen Antrag (§ a Abs. 2
BO), die unparteüsche Betreuung der Beteiligten (§ 6 BO) und die innere
Unabhängigkeit (§ 5 DVO).

3. Das allgemeine Amts- und Berufsrecht ist in der BO und der DVO hierzu
erschöpfend geregelt. Daneben gilt, soweit nichts anderes bestimmt ist (wie
z. B. in § 3 Abs. 3 VermKatGes., §§ 14, l9 BO), kein Landes- oder Bundes-
recht. Unberührt bleiben aber bundes- und landesrechtliche Vorschriften, die
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nicht zum allgemeinen Berufsrecht der ÖbVcrmlng. gehören, sondern auf § !
anderen Rechtsgebieten auch 'oder nur ftir ÖbVermlng. etwas regeln, z. B' c'

die Vorschriften des BGB über Vertrags-, Ilaftungs-, Vereins- und Gesell-
schaftsrecht, die Vorschriften der ZPO über Sachverständige und Urkunden,
Grundbuchordnung, steuerrechtliöhe Vorsehriften, Strafgesetzbuch.

4. Die Bestellung ist eine öffentlich-rechtliche Willenserklärung des Staates
und hat rechtsbegründende (konstituierende) Wirkung; sie setzt einen Antrag
vor&u§ (§ I Abs. I DVO). Es handelt sich nicht um einenVertrag, sondern um
einen mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsakt, durch den nicht nur Rechte,
sondern auch erhebliche Pflichten entstehen und Aufsichtsrechte begründet
werden.

5. Der Beruf des ÖbVermlng. ist nicht zu verwechseln mit dem Institut des

öffentlich bestellten Sachverständigen (§ 36 GewO), der im Rahmen der
Gewerbeordnung tätig ist. Es ergibt sich bereits aus der rechtlichen Konstruk-
tion (ohne AufnähmJin die Liste des § 6 GewO), daß der Beruf des Öbverrn-
Ing. kein Gewerbe ist; Abs. 2 Sat'z 3 hat daher nur deklaratorische Bedeutung.
Der Amtsträger ist kein freier Beruf, sondern ist einem freien Beruf nur ange-
nähert. Ob er z. B. steuerrechtlich als freier Beruf angesehen wird, ist für die
allgemeine Rechtsstellung unerheblich. Der ÖbVermlng. übt auch bei den
privatrechtlichen Funktionen des § 2 Abs. 2 BO wegen der ausdrücklichen
Vorschrifb des § I Abs. 2 Satz 3 BO, anders als z. B. der öffentlich bestellte
Sachverständige bei den gleichen Funktionen, kein Gewerbe i. S. der GewO,
sondern einen freien Beruf aus. Als Gewerbe ist jede fortgesetzte, selbständige,
auf Gewinn gerichtete, erlaubte Erwerbsart mit Ausnahme der Urproduktion
und der freien Berufe anzusehen.

6. ,,Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur" ist keine Berufsbezeichnung,
sondern eine Bezeichnung (Abs. 3). Sie ist eine geschützte Bezeichnung i. S. des

§ 132a StGB. Wer unbefugt diese Bezeichnung führt, kann strafrechtlich ver-
folgt werden. Titel (2. B. hofessor) und akademische Grade (2. B. Doktor-Ing.,
Dipl.-Ing.) dürfen nach den Vorschriften dee Gesetzes über akademische Grade
vom 7. 6. 1939 (RGBI. I S. 985) bzw. des Gesetzes über Titel, Orden und Ehren-
zeichen vom 26. 7. 1957 (BGBI. I S. 844) neben der Bezeichnung geführt
werden, jedoch keine Amts-, Dienst- oder Berufsbezeichnungen. Wegen des
Verbots, die Bezeichnung nach Erlöschen des Amtes weiterzuführen, vgl.
Anm. 2 zu § 12 BO.

7. Außer der Gebühr für die Bestellung (W Nr. 4.5) sind keine Kosten für
Amtshandlungen im Rahmen der BO (2. B. für die Yerlegung des Amtssitzes,
die Erlaubnis nach § 4 Abs. 6 BO, die Veröffentlichung, die Entlassung, die
Amtsenthebung, die Genehmigung einer Arbeitsgemoinschaft und Erteilung
von Genehmigungen nach Nr. f7 W) zu erheben. Die Aufsichtsbehörde teilt
dem Bewerber mit, wo die Gebühr einzuzahlen ist. Der Nachweis über dio
Einzahlung muß vorliegen, bevor die Bestallungsurkunde ausgehändigt wfud.
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§r

§2

8. Bei Aufgaben nach § 2 Abs. I Nr. 2 und 3 BO (W Nr. 1.2) ist das Amts-
siegel in der Regel zu verwenden, wenn Verrnessungs- usw. Ergebnisse allge-
mein oder auf Yerlangen im Einzelfall öffentlich zu beurkunden oder nt be-
glaubigen sind.

§2
Aufgcben

(l) Der öffentlich bestellte Yermessungsingenieur isl neben den behörd-
lichen Vermessungsslellen befugt, Yermessungen quszuführen und quszu-
werlen,

l. die erforderlich sind, um die Londesvermessung und d«rs Liegenschofts-
kolosler einzurichlen und fortzuführen,

2. on die für ondere Zwecke rechtliche Wirkungen geknüpft oder durch
die Tolsochen on Grund und Boden festgestellt oder sonsl Rechle on
Grundstücken der Loge und Höhe noch röumllch obgegrenzl werden,
sofern für solche Vermessungen eine öffentliche Begloubigung oder
öffentliche Beurkundung verlongl wird,

3. für die seine Zuslöndigkeit ln Rechlsvorschriflen begründet worden lsl.

(2) Wer ols öffentlich bestetlter Vermessungsingenieur bestellt isl, dorf
quch ondere Aufgoben wohrnehmen, insbesondere berolend und gutocht-
lich tötig sein, soweil er ouf Grund seiner Ausbitdung und Berufserfqh-
rungen soch- und fochkundig ist.

Begründung

Über die Mitwirkung bei der Einrichlung und Fortführung der Londesvermessung und des
Liegenschoftskoloslers noch § 2 Abs. 3 des Vermessungs- und Kalostergesetzes vom E, 'l,1.1961
(Nds. GVBI. S.319) hinous sollen zur Amtstötigkeit ouch ondere yermessungslechnische Er-
mittlungen und Beurkundungen von Totbestönden om Grund und Boden gehören t ..... ].
Dies edspricht der bisherigen Rechtsloge (§ 1 Abs. I Nrn, I und 2, § l0 Abs. 2 Vermlng-
BO 1936) ...
Obwohl die unter Absotz 2 genonnten onderen Arbeilen, soweil diese sich nichl ou{ die in
Absotz 1 bezeichnelen Aufgoben beziehen, meisl keine Tötigkeiten mit Urkundschorokler
sind und doher, wenn keine Speziolvorschrift besteht, noch § 1 GewO ouch von onderen
Stellen oder bei Bedorf von Personen, die noch § 36 GewO besonders bestellt sind, ousgeführt
werden können, i.st zugelossen, doß sie wie noch der VermlngBO 1938 (§ I Abs. I und § 10
Abs. 1) ouch von ÖbVermlng. ousgeführl werden dürfen. DieseArbeilen sollen iedoch,onders
ols noch § 'l BNofO, nichl zur Amlslötigkeit des ÖbVermlng. gehören. Die Milwohrnehmung
dieser Arbeilen ist ouch zweckmäßig, weil sie oft der Amtstötigkeit noch Absotz'l vorongehen,
in der technischen Durchführung höufig in engem Zusommenhong domit slehen und doher
besser und wirlschofllicher von derselben Person ousgeführl werden. Bei den Arbeilen noch
Absotz 2 ist vornehmlich on rein ingenieurlechnische Vermessungsorbeiten, z. B. bei Entwürlen
und Gelöndeoufnohmen, soweil sie keine Beurkundung zum Gegenslond hoben, auf den
Gebieten der Wosserwirtschofl und bei Senkungserscheinungen gedocht. Der ÖbVermlng. isl
qlso insoweil lediglich ols durchführender, berolender oder gulochlender lngenieur föfig (vgl.
Begründung Absot 3 Satz 2 zu § 3). Bei den ÖbVermlng. in Niedersochsen überwiegtäle be-
urkundende Tätigkeit die onderen Arbeilen je noch Größe der Büros bis zum Zehnfochen.
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VV Nr.l Rechtsstellung und Aulgaben E 2
1.2. Bei, d,en Aulgahen nach § 2 Abs. 1 VermIngBO ist iter ÖbYermlng. als "
Amtsträger tätig (Amtstätigkei,t). Hierzu gehören auch ilie Arbei,ten, ili,e ilnzu

besti,mmt sinil, ili,ese Aulgaben aorzubereiten. Soweit ilami,t ei,ne Gutachtertäti,glceit

i,n unmittelbarem zusa,mmenhang steht, gehört s,i,e ebenlalls zur Amtstät'i,gke'i,t.

Ei,ne Amtstätiglceit kann ni,cht Gc4enstand, aertra,glicher ßi,nd,un4en eei,n; il,as gilt
auch, wenn ei,n Aultraqgeber d,en Inhalt se'i,nes Aultrags näher beschrei,bt. Die
Amtstötigtceit ita,rf d,urch d;ie anfl,eren Aulgaben nach § 2 A.bs. 2 VermIngBO ni,ahl

b eeintr äahti,gt u er il en.

1.3. Di,e in § 2 Abs. 2 VermIngBO genannten anileren Aulgaben gehören nicht
zur Amtstät'i,gkeit. Der öbVermlng. wird' oul Grunil ei,nes Vertraqes tät'i,g. Der
Inhalt iles vertrages unil, itie Durchlührung il,er a.ufgaben müssen m'i,t il,er Btellung
des ÖbVermlnq. als Amtsträger (oCl. § 6 VermIngBO) uere'i,nbar se'in.

1.4. Der ÖbVermlng. 'i,st aerpfl,'ichtet, mit ilen Vermessungs- unfl, Kataster'
behijqd,en unil, d,en aruileren behörillichen Vermessungsstellen eng zusanxnl,enzu'

uti,rken.

Anmerkungen

1.1 Die in Abs. I bezeichneten Aufgaben liegen auf dem Gebiet des öffent-
lichen Yermessungswesens (vgl. § I Abs. I BO). Abs. I Nr. I konkretisiert die
in § 2 Abs. 3 VennKatGes. verankerte Mitwirkung im Bereich des öffentlichen
Amtes. Um klarzustellen, daß dem gewerblich Tätigen fär die in Abs. I Nr. 2

genannten Arbeiten, die ebensogut als rein ingenieurtechnische Vermes§ungs-
arbeiten angesehen werden konnten und damit im gewerblichen Bereich liegen,
die Beschäftigungsgrundlage nicht entzogen werden soll, sind die Funktionen
des öbVermlng. als Träger eines öffentlichen Amtes auf solche Verrnossungen
beschränkt worden, für die eine öffentliche Beurkundung oder öffentliche Be-
glaubigung verlangt wird. Er soll ferner als Amtsträger zuständig sein, wenn
dies in Rechtsvorschriften ausdrücklich vorgesehen ist. Für diese Aufgaben
ist dem ÖbVermlng. neben den behördlichen Vermessungsstellen also eine
rechtliche Monopolstellung eingeräumt worden.,,Neben den behördlichen
Vermessungsstellen" (Abs. l) bedeutet gleichrangig mit ihnen berechtigt;
niemand kann sich auf einen Vorrang oder auf seine Alleinzuständigkeit berufen,
soweit nicht ausdrücklich etwas anderes für eine Auftragserteilung angeordnet
ist. Wer unbefugt Vermessungsarbeiten durchführt, die den behördlichen
Vermessungsstellen oder den ÖbVermlng. vorbehalten sind (§ 2 Abs. I BO; § 2
VermKatGes.), wird nach.§ 132a StGB wegen Amtsanmaßung bestraft werden
können. Das Amt des ObVermlng. genießt somit strafrechtlichen Schutz.
Daneben wird in der Regel auch der Tatbestand des Betrugs und u. U. der
Urkundenfälschung gegeben sein. l{otfalls wird es möglich sein, im Wege einer
IJnterlassungsklage vorzuglehen. Auf die Notwendigkeit einer gedeihlichen
Zusammenarbeit zwischen ObVermlng. und den behördlichen Vermessungs-
angestellten weist VY Nr. 1.4 besonders hin. Wegen «les Charakters der Auf-
tragsannahme rgl. \rV Nr. 1.2 Satz 3. Anm. 1.2 und die Begründung zu § 9
BO.
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§2 1.2. Za den in Abs. I Nr. 2 (mit Überschneidungen nach Nr. 3) bezeichneten
Aufgaben können z. 8.. Verrnessungen (einschl. der Auswertung) gehören, die
der Ordnung des Grund und Bodens im Rahmen der Flurbereinigung, Siedlung,
Wasserwirtschaft oder des Städtebaues dienen, die Ausfertigung oder Be-
glaubigung von Lage- und llöhenplänen für bauliche Genehmigungsverfahren
auf Grund von Bauordnungen, die Anfertigung von Lageplänen für Wasser-
bucheintragungen, die Ausstellung von Grenzbescheinigungen für Kredit-
institute, die Anfertigung von Lageplänen o. dgl. für Bergbauzwecke, die
X'estlegung von Stauhöhen und Pegelbeobachtungen. Die Subsumierung unter
die Amtstätigkeit setzt jedoch in jedem Falle des Abs. I Nr. 2 voraus, daß für
solche Vermessungen eine öffentliche Beurkundung oder öffentliche Beglaubi-
gung verlangt wird. Sie kann gesetzlich (r.8. § 113 Abs. 2 BBauG, § 47 des
Landbeschaffungsgesetzes v.23.2.1957 - BGBI. I S. 134 -, § 29 Abs. I Satz2
GO), durch Verwaltungsanordnung (2. B. Anordnung einer obersten Baube-
hörde, bestimmte Bauten nur abzunehmen, wenn die Vermessungsergebnisse
öffentlich beurkundet sind) oder vom Auftraggeber im Einzelfall verlangt
werden (2. B. von einer Bank für die Kreditgewährung bei einem Bauvorhaben
oder von einem lJnternehmer für die Vermessung einer Verkehrsanlage oder
eine Massenberechnung). Es muß sich ferner immer um Vermessungen han-
deln, an die rechtliche Wirkungen geknüpft sind oder durch die Tatsachen
festgestellt oder Rechte abgegrcnzt werden. Darunter dürften allerdings die
meisten denkbaren Vermessungsarbeiten fallen.

Rechtliche Wirkungen sind z. B. an einen Vertrag geknüpft, in dem Bauherr
und Bauunternehmer vereinbaron, daß die Bausumme erst nach der Yorlage
einer öffentlichen Beurkundung ausgezahlt werden soll. Das gleiche gilt bei der
oben genannten Anordnung der Baubehörde hinsichtlich der Bauabnahme.

Unter die tr'eststellung von Tatsachen am Grund und Boden durch vermes-
sungstechnische Ermittlungen fallen z. B. Lage- und llöhenpläne fäLr bauliche
Genehmigungsverfahren, die Ausstellung von Grenzbescheinigungen oder
Gebäudeattesten für Kreditinstitute, Festlegung von Stauhöhen, X'eststellung
von Gebäude- und Bodensenkungen, Pegelbeobachtungen, Herstellung von
Lageplänen für Wasserbucheintragungen, für Sicherstellungs-, Verleihungs-
und Zwangsrechtsverfahren, zur Feststellung der Identität, Größe und recht-
lichen Eigenschaft von Grundstücken und Bestandteilen in Grundbuch- und
Zwangsvollstreckungsangelegenheiten.

Beispiele für die räumliche Abgrenzung von Rechten sind: Vermessungen zur
Aufstellung von Bebauungsplänen, zur Festlegung von Bauwerken, zur Ein-
teilung von Pachtflächen, Anfertigung von Lageplänen für Erdölbetriebe.

1.3, Die ordnungsgemäße Wiedergabe von Tatsachen, die durch verrnessungs-
technische Ermittlungen festgestellt sind, ist eine Beurkundung. Beurkundet
der ÖbYermfng. als Amtsträger, so handelt es sich um eine öffentliche Be-
urkundung i. S. der §§ 415, 4Lg ZPO. Beurkundet er bei einer Tätigkeit nach
Abs. 2, so handelt es sich um eine Privaturkunde i. S. des § 416 ZPO, ebenso
wie z. B. bei der Aufnahme einer Urkunde durch einen öffentlich bestellten
Sachverständigen nach § 36 GewO. Die von dem ÖbVermlng. bei der Amts-
tätigkeit hergestellten Risse, Karten, Pläne usw. sind öffentliche lJrkunden,
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lvenn sie mit der erforderlichen Unterschrift versehen sind. Sie sind zwar keine § 2
Erklärungsurkunden i. S. des § 415 ZPO (wie z. B. die Abmarkungsnieder- c'

schrift), haben jedoch Urkundeneigenschaft öffentlicher Zeugnisse i. S. des

§ 4f8 ZPO und genießen damit öffentlichen Glauben (vgl. Beschluß des Kam-
mergerichts vom I. 2. lglT - f X. 335/16 - Jahrbuch für Entscheidungen in
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 50. Band l9l8 - und vom 23. 3. f939

- I W f 11/39 - AVN f940 S. 34 -; Urteil des Reichsgerichts vom 19. 4. f937

- 3 D 6337 - DJ. 1937 S. 818 -; Urteil des Landgerichts Berlin vom 24. 4.

1967 - (508) 53 MS 28.66 (Ns) (2a.67); RG 14,78; Kommentar Stein-Jonas

.I lb zu § 4I5 ZPO; AVN 1961 S. fl3. Strafrechtliche Vorschriften: z'B.
§§ 267, 271,348,359 StGB.

1.4. Die Amtstätigkeit nach Abs. I Nr. 3 ist auch dann gegeben, wenn in
Rechtsvorschriften (Gesetzen und Rechtsverordnungen) zwar die Zuständigkeit
begründet, aber nicht bestimmt worden ist, daß der ÖbVermlng. als Trtiger
eines öffentlichen Amtes mitwirken soll oder die Feststellungen öffentlich zu
beurkunden oder öffentlich zu beglaubigen sind. Durch Rechtsvorschriften
(außerhalb des VermKatGes. und äer YermIngBO) sind Zuständigkeiten des

ÖbVermlng. z. B. begründet in §§ 113 Abs. 2 Nr. 4, 66 Abs. 2 und 82 Abs. I
BBauG, in Enteignungsgesetzen, neben dem Markscheider in den §§ 17, 39, 42

des Allgemeinen Preußischen Berggesetzes Yom 24.6. 1865 (GS S. 705), in § 47

Abs. 3 des Landbeschaffungsgesetzes vom 23.2.1957 (BGBI. I S. 134), in § 116

der Nds. Tiefbohrverordnung vom l. 7. 1963 (Nds. MBl. S. 767). Soweit der
ÖbVermlng. nach Verwaltungsvorschriften, die zur Ausführung Yon Rechts-
vorschrifton erlassen worden sind, zuständig ist, begründet dies nur dann eine
Amtstätigkeit, wenn diese Vorschriften eine öffentliche Beurkundung oder
öffentliche Beglaubigung ausdrücklich vorschreiben oder im Einzelfall eine
solche verlangt *ita.
1.5. In jedem Falle hat die Amtstätigkeit nach Abs. I Yorrang vor den an-
deren Aufgaben; sie hat primären Charakter und darf durch die anderen Auf-
gaben nicht beeinträchtigt werden. Nimmt der ÖbVermlng. vertraglich eine
andere Aufgabe wahr, so ist es mit seiner Stellung nicht zu vereinbaren, daß
Vertragsstrafen festgelegt werden; nach § 18 BO kann die Aufsichtsbehörde
einschreiten, wenn Verpflichtungen oder Termine nicht eingehalten werden.

2.1. Abs. 2 umfaßt nicht Erwerbs- und Gewerbetätigkeiten, die mit der Stel-
lung des ÖbVermlng. als Amtsträger und dem Ansehen des Berufsstandes
nicht zu vereinbaren sind (vgl. §§ 6 und 3 Abs. 2 Nr. 4 BO). Übt ein ÖbVerrn-
Ing. derartige Tätigkeiten aus, so ist er nach § 15 Satz I Nr. 3 i. Y. m. § 3 Abs. 2
Nr. 4 BO seines Amtes zu entheben. Wegon Verweigerung der Amtstätigkeit,
wenn sie mit den Amtspflichten nicht vereinbar ist; vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2 DVO
und Anm. 2.2 zu § 9 BO.

2.2. ßirr den ÖbVerrnlng. bestehen keine Vorschriften, die eine Nebentätigkeit
verbieten oder genehmigungspflichtig machen. Art und Umfang müssen jedoch
mit der Stellung als Amtsträger vereinbar sein (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 4 BO). Die
Aufgaben nach.Abs. 2 sind keine Nebentätigkeiten, sondern gehören zu den
Aufgaben des ObVermlng., die er wahrnehmen kann. Eine Nebentätigkeit
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§2 kann den allgemeinen-_Amtspflichten besonders dann rridersprechen, wenn sie
die Arbeitskraft des ÖbVermlng. so in Anspruch nimmt, aäg iUm nicht die
erforderliche Zeib fidrr die Ausübung seines Amtes (§ I Abs. 2 Satz f BO) bleibt
oder zu einer Werbung für die Berufstätigkeit führü (§ 6 Satz 4 BO).

2.3. Die Vermessungstätigkeit, die man unter der Sammelbezeichnung ,,inge-
nieurtechnische Vermessungen" zusammenfaßt, sind der gewerblichen Aus-
übung überlassen (vgl. Anm. 2.4). Die anderen Aufgaben nach Abs. 2 können
daher nach § I GewO auch von anderen Personen oder behördlichen Stellen
(2. B. von Behörden, die keine behördliche Verrnessungsstelle i. S. des § 2
Abs. 2 VermKatGes. sind, oder gewerblichen Vermessungsbüros) und bei
Bedarfvon Personen ausgeführt werden, die nach § 36 GewO als Sachvorstän-
dige besonders bestellt sind, soweit ihre Zuständigkeit nicht nach § 2 Abs. I
Nr. 2 und 3 VermIngBO im Eirzolfalle oder allgemein zugunsten der öbVerm-
Ing. eingeschränkt ist. Jedoch können die gewerblichen Vermessungsingenieure
nach § 36 GewO auch Vennessungsarbeiten ausführen, an die rechtliche Wir-
kungen geknüpft sind, wenn eine öffentliche Beurkundung oder eine öffentliche
Beglaubigung nicht verlan§t wird. In der rechtlichen Beurteilung der anderen
Aufgaben besteht jedoch ein Unterschied (vgl. Anm. 5 zu § l). Einschränkend
hat der ÖbVerrnlng. im Einzelfall noch zu prüfen, ob er nach seiner Ausbildung
und seinen Berufserfahrungen sach- und fachkundig ist. Einer zu extensiven
Auslegung soll auch § 3 Abs. 2 Nr. 4 BO entgegenwirken (vgl. Anm. 2.2 zu
§ 3 BO). Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 2 ist der öbVermlng.
nicht verpflichtot, sondern nur berechtigt (vgl. aber W Nr. 1.2).

2.4. Rechtsgrundlage für die öffentliche Bestellung von gewerbsmäßig tätigen
Sachwerständigen ist § 36 GewO i. d. F. des Art. I Nr. lg des 4. Bundesgesetzes
zur Anderung der GewO vom 5. 2. 1960 (BGBI. I S. 6l) und eine ggf. noch zu
erlassende Rechtsverordnung des Landes nach § 36 Abs. 3 GewO. Nach Abs. 5
dieses gegenüber § 36 der Reichsgewerbeordnung wesentlich geänderten § 36
GewO ist eine öffentliche Bestellung nicht zulässig, soweit Vorschriften der
Länder auf dem Gebiete der ,,Landesvermessung" bestehen oder erlassen
werden. ,,Landesvermessung" ist hier i. S. des § I YermKatGes. und des § 2
Abs. I Nr. I BO zu verstehen, umfaßt also die topographische Landesvermes-
sung und das Liegenschaftskataster. Der Wirtschaftsausschuß des Deutschen
Bundestages hatte in seinem Schriftlichen Bericht vom lg. Il. 1959 (Druck-
sache Nr. 1304) u. a. ausgeführt: ,,Da durch die Neufassung des § 36 nur eine
Lücke geschlcssen werden soll, bleiben bestehende Regelungen unberührt. Dies
gilt . .. für die Landesvermessung im Rahmen der Berufsordnung vom 20. I.
1938 (RGBI. I S. 40). Die Bestellung von Sachverständigen außerhalb des
Anwendungsbereichs der erwähnten Berufsordnung, also z. B. für die sogenann-
ten Ingenieurrnessungen, soll grundsätzlich zulässig sein." Eine Bestellung
nach § 36 GewO bewirkt eine besondere Legitimierung als Sachverständ-iger
und gibt den Gutachten, f,'eststellungen und Prüfungen ,,eine besondere
Glaubwürdigkeit"; sie eröffnet dem Bestellten jedoch keine neue Tätigkeit, die
er nicht auch ohne die Bestellung nach § I GewO ausüben könnte. Es ist un-
bestritten, daß in jedem Falle das Bedürfnis für eine solche Bestellung..zu
prüfen ist. Für Aufgaben, die nach § 2 Abs. I BO zur Amtstätigkeit des Ob-
Vermlng. gehören, kommt eine Bestellung nach § 36 GewO weder für einen
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öbVermlng. noeh für einen Gewerbetreibenden in X'rage. Rechtlich ist der § 2
ÖbVermlng. nicht gehindert, sich für bestimmte Arbeiten nach Abs. 2 auf "
Grund des § 36 GewO als Sachverständiger bestellen zu lassen. Da es sich bei
dem Gewerberecht um Bundesrecht handelt, ist in der VermIngBO nicht aus-

drücklich bestimmt worden, daß die öffentliche Bestellung von Sachverstän'
digen auf Grund des § 36 GewO unberührt bleibt (vgl. aber di9 Begninqulg
zrr§ 2 BO). Die gewerblichen Vermessunppbüros unterstehen weder einer fach-
lichen Aufsicht noch haben sie fachliche weisungen zu beachten;es gelten für
sie jedoch die Vorschriften des § 4 VermKatGes. (Pflicht zur Einreichung von
Unterlagen). Als Nachfolger der auf Grund des § 36 Reichsgewerbeordnung

,,vereideten landmessef" sind nur die ObVermlng., keinesfalls die hiernach
als Sachverständige vereidigten Verrnessungstechniker usw. (vgl. Abschn'

,,Geschichtliche Entwicklung") zu verstehen.

2.5. Zu den anderen Aufgaben nach Abs. 2 (vgl' Anm. 2.3) können z.B. ge-

hören: Lage- und Höhenpläne für Projektierungsarbeiten (Straßen, Ent- und
Bewässerungsanlagen, Kanalisation, Brücken, Gleisanlagen, Was§erversor-
gung), Trassierungen und technische Nivellements, Absteckungen bei anderen
geländetechnischen Planungsarbeiten, Absteckung und Einmessung von
Bauten und Versorgungsleitungen, Bauüberwachung (Kontrollme§§ungen.
Bestandsmessungen, Deformationsmessungen), Erdmassenaufnahme- und
-berechnungen, kulturtechnische Arbeiten, Herstellung von Betriebsplänen,
gutachtlichä und beratende Tätigkeit bei solchen Arbeiten. Will der Öbverm-
Ing. nach § 36 GerO als Gutachter für die Ermittlung von Grundstückswerten
tätig werden, so wird er durch die Industrie- und Handelskammer bestellt und
vereidigt werden müssen, da diese Tätigkeit nicht zu der amtlichen gehört.
Abs. 2 hat für den ÖbVermlng. im wesentlichen deklaratorische Bedeutung,
denn auch ohne diese Vorschrift wäre er nicht gehindert, die anderen Auf-
gaben auf der Grundlage des § I GewO wie jeder privatwirtschaftlich (gewerb-

lich) Tätige auszuführen. Es erschien jedoch geboten, das gesamte Aufgaben-
gebiet im Gesetz aufzuführen. tr.är die anderen Aufgaben nach Abs. 2 kann je-
doch eine besondere Glaubwürdigkeit aus § 36 GewO nicht hergeleitet worden.

2.6. Die anderen Aufgaben nach Abs. 2, bei denen der ÖbYermlng. quasi die
rechtsanwaltschaftlichen Aufgaben eines,,Rechtsanwalts und Notars" wahr-
nimmt, ziehen gegenüber der Amtstätigkeit andere Folgen nach sich. Die be-
sonderen Yorschriften für das Amt bei der Haftung, Aufsicht, Kostenforde-
rung, Ausschließung vom Amt, Annahmepflicht von Aufträgen, persönliche
Amtsausübung gelten insoweit nicht. Es ist deshalb eine möglichst klare Ab-
grenzung erforderlich (vgl. auch W Nr. 10.1). Maßgebend für die Annahme
einer Amtstätigkeit ist, daß die Aufgabe objektiv in den Bereich der Amts-
tätigkeit gehört. Als Hilfe für die Abgrenzung im einzelnen n'alle dient WNr. 1.2,
wonach vorbereitende Aufgaben und eine in unmittelbarem Zusammen-
hang stehende Gutachtertätigkeit zur Amtstätigkeit gehören. Man wird auch
unterstellen können, daß eine andere Aufgabe dann zur Amtstätigkeit zu
rechnen ist, wenn sie mit einer solchen derart in Zusammenhang steht, daß sie
mit dieser ein einheitliches Amtsgeschäft bildet,. Bei Zweifeln, ob die objek-
tiven Yoraussetzungen für eine Amtstätigkeit vorliegen, wird in der Regel zu
vermuten sein, daß eine andere Aufgabe nach Abs. 2 wahrzunehmen ist. Der
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§ 2 ÖbVermlng. kann ggf. bei Streit, z. B. in einem Kostenstreit, nachweisen, d.aßo ihn die Beteiligten amtlich in Anspruch genommen haben.

3. Da die Tätigkeit eines ÖbVerrnlng. gesetzlich Deutschen vorbehalten ist
(§ 3 Abs. I Nr. I BO) und der ÖbVermlng. als Amtsträger bestellt wird, können
,,Yermessungsingenieure" aug Ländern der EWG im Rahmen des Europäischen
Niederlassungsabkommens vom 13. 12. 1955 (BGBI. II S. 997) in Niedersachsen
nicht Aufgaben des öffentlichen Vermessungswesens (§ 2 Abs. I BO) aus-
führen oder als ÖbVerrnlng. bestellt werden.-Aus ss 1,, und 4 BO folgt, daß
auch ein ÖbVerrnlng., der in einem anderen Land däi Bundesrepublik Däutsch-
land bestellt oder zugelassen ist, Aufträge (§ 2 Abs. I Bo) in Niedersachsen
nicht ausführen darf, sofern nicht eine ausnahme nach § 4 Abs. G Bo gestattet
worden ist (vgl. Anm. 6 zu § 4 BO; vgl. auch übergangsregelung in s t2 Abs. 2
BO und Anm. 3 hierzu).

§ 3 §3
Vorousselzungen für die Bestellung

(l) Bestellf werden dorf nur, wer

1. Deutscher lm Sinne des Artikels l16 des Grundgeselzes isl,
2. die Beföhlgung zum höheren vermessungstechnischen Verwoltungs-

dienst besilzt,

3. noch der Zweiten Slootsprüfung mindestens ein Johr mil Vermessungen
noch § I des Gesdtzes über die Londesvermessung und dos Llegen-
schoftskqtosler vom 8. November 196l (Nieders. GYBI. S. 319), dovon
mindeslens ein holbes Johr bel einem öffentlich besletllen Vermessungs-
ingenleur, beschöftigt gewesen isl,

4. die erforderliche Eignung und Zuverlössigkeit besilzl,
5. den Beruf selbstöndlg ousüben konn.

(2) Nicht bestellt werden dorf, ouch wenn die Yorousselzungen noch Ab-
sotz I erfülll sind, wer

l. dos 65. Lebensiohr überschritten hot oder qls Beomler vor Erreichen der
Allercgrenze ohne Nochweis der Dienslunföhigkeit ouf seinen Antrog
ln den Ruheslond verselzl worden isf,

2. lnhober eines besoldelen Amles lsl,

3. in einem onderen Lond bereits ots öffentllch beslellter Vermessungs-
ingenieur bestellt ist,

4. eine ondere Erwerbs- oder eine Gewerbetätigkeit selbstöndig oder un-
selbstöndig ousübl, die mil seiner Stellung oder dem Ansehen selnes
Berufsslqndes nicht vereinbor isl.
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(3) Dle ncch Absqtz I Nr. 4 erforderliche Eignung und Zuverlösslgkeit isl § 3
besonders donn nicht gegeben, wenn

l. der Bewerber nqch der Entscheldung des Bundesverfossungsgerichts ein
Grundrechl verwirkl hot oder die freiheitliche demokrotische Grund-
ordnung in slrofborer tYeise bekömpft;

2. der Bewerber die bürgerllchen Ehrenrechle oder die Beföhigung zur
Bekleidung öffentticher Amter nicht besitzl, enlmündigt ist oder im
ordenlllchen Strofverfohren zu einer Slrofe verurleill worden lsl, noch

der ein Beomler seine Beomlenrechle verllert;

3. der Bewerber «rls Beomler in einem Disziplinorverfohren durch rechts'
kröftiges Urteil ous dem Dienst enlfernl worden isl oder ols Angestellter
durch Kündigung ous wichtigem Grunde, der ouch bei einem Beomlen
zur Enlfernung ou3 dem Dienst führen würde' ous dem Arbeitsverhöllnls
ousgeschieden isl;

4. dle Bestellung des Bewerbers bereils einmol noch § 20 der Berufsordnung
vom 20. Jonuor 1938 (Reichsgesetzb!. I S. «,) oder noch den Berufs'
ordnungen für öffentlich bestellte Vermessungsingenieure onderer
Bundeslönder zurückgenommen worden oder durch Amtsenthebung
oder Entfernung qus dem Amt erloschen isl;

5. der Bewerber wegen eines körperlichen Gebrechens oder schwöche
seiner geistigen oder körperllchen Kröfte douernd unföhig isl, dos Amt
elnes öffenflich besteltlen Yermessungslngenieurs ordnungsmößig
ouszuüben;

6. der Bewerber wegen eines Yerbrechens oder Vergehens rechlskröftig
zu einer Strofe verurleill worden ist, und er desholb unwürdig erscheinl,
dos Amt eines öffentlich bestelllen Yermessungsingenieurs ouszuüben;

7. der Bewerber in Yermögensverfoll gerolen oder infolge gerichtlicher
Anordnung in der Verfügung über sein Vermögen beschrönkt ist;

8. sich ous Tolsachen ergibl, doß dem Bewerber die erforderliche Sorgfolt
und Gewlssenhoftigkeit fehlt oder doß seine Leislungen oder se:n Persön'
liches Yerhollen zu besnslanden slnd.

Begründung

Absofz 1 regell die subiektiven Beslellungsvoroussekungen im wesentlichen wie bisher und in
Anlehnung on die §§ 5, 6, 8 Abs. 1 BNotO; die Mindestzeil der Beschäfligung noch der Zweilen
Stootsprüfung isl noch den Erfohrungen ouf ein Johr verlöngert worden, um eine verliefte
proklische Vorbildung vor der Bestellung sicherzustellen. Der Begriff der selbstöndigen
Berufsousübung in Nummer 5 umfoßt vor ollem die wirtschoftliche und rechtliche Selbstöndig-
keit.
Noch Absolz 2 Nr. 1 dorf nichl bestelll werden, wer dos 65. Lebensjohr überschritlen hot. Bei
den erheblichen körperlichen Anslrengungen, die mit dem Außendienst verbunden sind, konn
ein solcher Bewerber sein Aml nichl voll ousü ben. Es verslößl nichl gegen Artiket 1 2 Abs. I GG,
wenn Bewerber für bestimmle Berufe nichl mehr zugelossen oder bestelll werden, weil sie sich
in einem Alter befinden, in dem die Leistungsfähigkeit nochlößt. Dos hol dos Bundesverwollungs-
gerichl in seinem Urteil vom 20. '11. 1959 -l Cl l57 - (DÖV 1960 S. 148) hinsichtlich der hier
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I -q vergleichboren Ptüfingenieure bestötigt Do-sselbe soll für Beomle gelten, die noch Vollendung
l, r' des 62. Lebensiohres ouf Antrog ohne Nochweis der Dienstunföhigkeit ousscheiden, um einä

y1gghury der Vorslhritl_en möglichsl ouszuschließen. Für die entsprechende Regelung in
§ 3 Abs.3 VermlngBO 193E wor oußerdem enlscheidend, doß früherviele in den Ruheslond
lretende Beomle mil den vorgeschriebenen persönlichen Bestellungsvoroussetzungen sich in
dem Ort ihres früheren Wirkens niederließen. Dorous ergoben sich besondere Schwierig-
keilen mil dem Nochfolger bei der zuslöndigen Vermessungs und Kolosterbehörde.

Durch die Vorschriflen der Nummern 2 bis 4 des Absofzes 2 solten eine klore Aufsichls{ührung
gesichert und eine lnleressen- und Pflichlenkollision verhindert werden. Nummer 4 soll oucf,
einer zu exlensiven Auslegung des § 2 Abs. 2 enlgegenwirken.

Absotz 3 konkretisiert im einzelnen den in Absotz 1 Nr. 4 bezeichnelen Begriff der ,,erforder-
lichen. Eignung und 7uv_erlössigke!", o!1e den Begriff erschöpfend zu umre-ißen. Die bisherige
Vorschrill des § 3 Abs.2 VermlngBO 1938 hot sich ols nichl ousreichend erwiesen, besonde-rs
in Verwollungsrechlsstreiligkeiten. Die vorliegende Fossung entspricht im wesentlichen dem
§ 7 der B-undesrechtsonwohsordnung vom '1, E. 1959 (BGBI. I S. 565), berücksichtigt jeCoch die
Rechtsstellung des_ ÖbVermlng ols Träger eines öffenllichen Amles. Eine ollgeäeine Kurz-
fossung, wie sie§ 6 BNotO enthölt, erscheinl noch den vorliegenden Erfohrungän nichl ousrei-
chend und würde ouch den Verwollungsgerichlen nichl die Möglichkeit der Nochprüfung ouf
Grund klorer Totbeslönde geben. Die Vorschrifl sleht im Zusommenhong mif § i5 des-ror-
liegenden Enlwurfs.

lm übrigen vgl. Begründung unter,,Allgemeines" Absatz 2.

VV Nr.2 Beltihigun4

D,ie Voraussetzunq lür ili,e Bestel,l,ung na,ch s 3 Ads. 1 Nr. Z VermIngBO erfüilt,
wer d,'ie Grope ( zweite) Btaatsprülung lür ilen höheren, aernxessurwstechni,sahen
Ventaltun4sil,ienst

na,ch iler Verorilnung über d,en Drwerb d,er Belähi,gung zunx höheren uer-
rnessungsteahnischen Vempaltunqsili,enst oqnx 21. 1. lg57 (Nils. GVBI. Sb. I
B. 250)
od,er
nqfrh entsprechenilen Rechtsaorschri,ften e,i,nes a,nd,eren Laniles oiler
na,ch iler Yerorilnung über ili,e Ausbi,lilung untl, PrüJung lür il,en höheren aer-
nxessungstechnischen Verwaltungsilienst oom 3. 11. 1937 (RGBI. I B. 1165)

bestand,en hat.

I/V Nr.3 Besahd,ltiqung aor dct Bestellung

3.1. Di,e nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 VermIngBO geford,erte minilestens einjähri,ge
Beschältigung rw,ch iler Gropen (Zwei,ten) Büaa,tsprüfung (Nr. 2) lconn be,i.

Vermessungs- unil Katasterbehörd,en, and,ererü behörilli,ahen Vermessungsstellen
oiler bei ÖbVermlnq. abgelei,stet uerd,en. Di,e mi.nilestens halbjähri,ge Beschd,ftigung
bei. einem ÖbVermlng. eoll ilen Assessor iles Vermessungsilienstes da,raul am-
bereiten, da,s Amt eines ÖbVermlng. orilnungsgem,äp unil selbstänili,g zu führen;
sechs Monate il,ieser Beschd,fti,gung sinil in ieilem lalle be,i, ei,nem ÖbVermlnq.
qbzuleisten, d,er in Nieilersaßhsen bestellt i,st. Durch ilie Be.schd.ftigung entstefu
lcein Rechtsanspruch aul Pestellung.

3.2. Die Beschtiltigungsstellen kaben Art und Dauer iler Beschd,ftigung zu be-
schei,nigen und, ilabei ?ähi,gkei,ten, Leistunqen und, Iühntng iles Assessors des
17 ermessung sd'ienstes zu beterteilen.
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VV Nr.4 Besüel,l,wngaterfahren § 3
4,1. Der Antrag auf Bestellung i,st aul il,em ttorgeschri,ebenen Voril,ruak zu stel,l,en.

Dem Antrag sind' bei'zufü,gen:

a) ei,ne oam Betnerber se]'tr,st aerlapte und' hanil,sahri,filich gelerti,gte Datstellung
seines Lebenalnuls;

b ) il,i,e Geburtsurlcund,e ;

c) iter Na,chu:eis, ilnB iler Bewerber Deulsaher i,m B'i,nne iles Art. 116 Abs. 1 il,es

Grunil,gesetzes i,st, wenn Zwei,fel hieran bestehen;

il) d,er Naahwei,s über ili,e Beltihigung zun?, hiiheren oermessun4ste*hn'i,schen Yer-

waltungsil'i,enst;

e) iler Nachwei,s über ili,e Besahtifti'gurry nanh § 3 Abs. 1 Nr. 3 VermIngBO
(Nr. 3.2);

f) ei,n amtsärztli,ches Gesund,he'i,tszeugni,s mi,t il,er Xeststellun4, ilnp iler Bewerbet' 
gesund,he'i,tti,ch lür ilas Amt ei,nes ÖbVermlng. geeignet ist; ilabei, i,st besond,ers

aul ausreichend,es Seh-, Xarbenunfierschei,ilun4s- und, Höraermögen sm;'i,e aul
il,ie körperliche Ei,gnuny ltir il,en aermessungstechni'schen Aupend,ienst zu

aohten;

g) eine Erkkirung il,es Bewerbers, il,ap sei,ne wi,rtsch'aftli,chen Yerluiltn'i,sse unil
reahtl'i,ahen Verpfl,i,chtungen es d,hm gestafiten, ilen Berul eines ObVermlng-
sehstänilig auszu'üben ;

h) ei,ne Erkkirung iles Beuserbers über Vorstralen unil,

i,) ei,n Li,ahübi,lil, i,m ?ormat 4 x6 am. Di,e Aulnnhme soll nicht äJter als ei,n Jahr
8e1,n.

tt.!. Soutei,t Unterlagen bere'i,ts in Personalalcten aorhnnfl,en sinil, genügt ei,n

Hi,nwei,s hi,erauf. An Stelle il,er Urschri,ften np.c,h Nr. 4.1 Buah*t. il unil e kiinnen
beglaubigte Abschri,ften ei,ngereicht weril,en.

4.3. Di,e zustänilige Aufsi,chtsbehihile (§ 1 Abs. 1 VermIngBO-DVO) prüft, ob

iler Bewerber il,i,e persdnli,chem Voraussetutngen lür ili,e Bestellung erlüllt unil, ob

ili,e Zuweisung iles beantragten Amßsitzes ilen Erforilerni,ssen e'i,nes georil,neten

öfrentli,chen Vermessungswesens (§§ 1 Abs. 7, 4 Abs. 2 VermIngBO) i,nnerh,ah
ihres Amtsbereichs nicht wi,ilerspri,cht (Nr. 6.1); si,e hört il,i,e Berulsaertretung. D'i,e

Aufsi,ahtsbehüile ni,mmt ilannnh zu il,em. Antraq ei,ngehenl' Stellunq unil legt i,hn
mit ilen anturlaqen nach Nr. 4.1, iler ÄuBerung ilcr Berulsaertretung unil ei,nem

Auszug aus d,em Btrafregi,ster d,em Min'i,ster d'es Innern aor (Nr. 18.1).

Anmerkungon

Vorbemerkung

Abs. I zählt erschöpfend die subjektiven Voraussetzungen auf, unter denen ein
Bewerber bestellt werden darf; in Abs. 2 sind die Hindemngsgründe genannt.
Abs. 3 konkretisiert im einzelnen, jedoch nicht erschöpfend, den in Abs. I
Nr. 4 bezeichneten Begriff der .,Eignung und Zuverlässigkeit" (vgl. Anm. 3.1

201



§3 bis 3.8). Dieser Begriff umfaßt charakterliche und berufliche Merkmale. Die
Anforderungen sollten strgng, aber nicht übersteigert sein. Wegen der Wahrung
der verfassungsmäßigen Ordnung vgl. § 5 BO. Die Entscheidung darüber, daß
die Voraussetzungen des Abs. I vorliegen, ist nicht in das pflichtgemäße Er-
messen der Bestellungsbehörde gestellt; diese ist vielnehr dem Legalitäts-
prinzip unterworfen. Fällt eine der Voraussetzungen nach Abs. I weg oder stellt
sich heraus, daß sie zu unrecht als vorhanden engenommen wurde, oder tritt
einer der Hinderungsgründe nach Abs. 2 Nrn. 2 bis 4 ein oder war ein solcher
bei der Bestellung nicht bekannt, so ist der öbverrrrng. nach s 15 Bo seines
Amtes zu entheben; das Erreichen eines bestimmten Lebensalters (Abs. 2
Nr. l) führt nicht zur Amtsenthebung (vgl. auch § 1 Abs. 2 DVO). Wegen
seiner Beziehung zu § 15 ist § 3 im Rahmen der Berufsordnung besonders be-
deutsam.

l.l. Deutscher i. s. des Art. 116 Abs. I Nr. I GG ist, wer die deutsche staats-
angehörigkeit besitzt oder als x'lüchtling oder Yertriebener deutscher Volks-
zugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiet des
zum deutschen Reich nach dem stande vom 31. 12.rg}7 Aufnahme gefunden
hat. Der Besitz der deutschen staatsangehörigkeit beurteilt sich näch dem
Reichs- und staatsangehörigkeitsgesetz vom27.7. lgl3 in der z.z. geltnnden
!ass!!S: Auch Deutsche in der SBZ haben für die rechtliche Beurteilung in
der BRD weiterhin die deutsche staatsangehörigkeit. rm deutschen staäts-
angehörigkeitsrecht gilt das Abstammungsprinzip; Geburtsort und Geburts-
urkunde sind insoweit rechtsunerheblich. rn der Regel wird auf den Staats-
angehörigkeitsausweis verzichtet werden können, wenn die Personalangaben
und der Lebenslauf i. v. m. der Vorlage eines Bundespersonalausweises oder
eines deutschen Reisepasses keinen Anlaß zu zweifieln an der deutschen
Staatsangehörigkeit bieten. \4/egen der Bestellung von Ausländern vgl. Anm. B
zu§2.
1.2. Die subjektiven Voraussetzungen für die Bestellung nach Abs. t Nr. 2
(Befähigung) sind auch dann gegeben, wenn die Befähigung zum Landmesser
oder Vermessungsingenieur nach früheren Vorschriften erlangt worden ist
(2.B. nach den Vorschriften vom 21.9.1927 - PFMBI. S.384 - über die
Ausbildung und Prüfung der Verrnessungsingenieure in Preußen). Werden
nämlich Berufsanforderungen für Bewerber, die diese Anforderungen auf
Grund der bisherigen Vorschriften bereits erfüllt hatten, nachträglich erhöht,
so kann dies als eine von ihrem Willen nicht mehr abhängige Berufssperre
wirken. Es verstieße darüber hinaus gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3
GG, wenn die Befähigung einem Bewerber abgesprochen würde und Beamte
mit gleicher oder geringerer Vorbildung in entsprechenden Stellungen beschäf-
tigt würden. Eine Übernahme in die W erschien entbehrlich, weil nur noch
selten solche Fälle denkbar sind (vgl. jedoch W Nr. 17.2.1). Wegen der Be-
fähigungsnachweise von Vertriebenen und X'lüchtlingen vgl. § 92 des Bundes-
vertriebenengesetzes vom 23. 10. f96l (BGBI. I S. 1883). Der Nieders. Landtag
hat denAntrag, nach dem auch Beamten der Laufbahn des gehobenen verm.-
techn. V'erwaltungsdienstes nach einer Beu'ährungszeit in dieser Laufbahn er-
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möglicht werden sollte, als ÖbYermlng. bestellt zu werden, abgelehlt 
-(-LlS: § 3

tagädrucksache Nr. 978 v. 11. 11.66). An die Stelle der VO v. 21. l. 57 (W "
Ni. Z1 unct der Ausbildungs- und Präfungsordnungen tritt die ne-ue VO über
ilie Äusbildung und. präfung für d"en höheren technischen Verwaltungs-
dienst der Faöhrichtung,,Vermessungs- und Liegenschaft§wesen'o (!öh9rer
vermessungstechnischer verwaltungsdienst) vom 30. Januar 1968 (Nieders.

GVBI. S. 6).

1.3. Es wird nicht mehr verlangt, daß die Aufsichtsbehörde die Aufnahme der

praktischen Tätigkeit nach abs. I Nr. 3 genehmigt oder ihr-zustimmt. Dem
'Bewerber steht es frei, sich hierfür eine Vermessung§- und Katasterbehörde,
eine andere behördliche Yermessungsstelle oder einen ÖbVermlrg. - auch in
einem anderen Lande - auszuwählen, wo Yermessungen im sinne des § I
V""-frtC"s. ausgeführt werden; jedoch sind sechs Monate bei einem Öb-

vennlng. in Niedersachsen abzuleisten (w Nr. 3.1), weil {er Bewerher sonst

nicht diä erforderliche Eignung nach § 3 Abs. I Nr. 4 BO nachweisen kann
(besondere Rechtsstellung und Aufgaben, andere Rechtsgrundltg"' 3t**
ärundlagen des Liegensc[aftskatastem usw.). Dle A.fsightgbehörde wird be-

fugt sein", als Ausnahme einzelneniÖbVermlng_. die Beyhii,{tiqulq von Asses-

soän des Vermessungsdienstes, welche die praktische Tätigkeit hier ableisten

wollen, zu untorsager, *uro sich aus Tatsachen ergibt, daß der Öbvermlng-
hierzu nicht geeignet ist. Die§e Befugnis kann aus Abs. I Nr. 4 und § 7 Abs. 2

DVO i. V.m. § f8 BO hergeleitet werden.

1.4. Nach Absatz I Nr. 5 (vgl. w Nr. 4.1 Buchst. g) muß der Bewerber den

Beruf selbständig ausüben können. Wer nach seinen rechtlichen Verpflichtun'
gero, 2,.B. aus einem bürgerlich-rechtlichen Dienstvertra_g, den- Beruf nicht
ätf*taoaig ausüben kann, darf als ÖbYermlng. nicht bgstellt werden. Wie nach

der Vermllng. BO lgBS dürfen also Bewerber, die z. B. als Arbeitnehmer bei
Behörden oder wirtschaftlichen Unternehmen ihren Arbeitsvertrag nicht auf-
lösen, als ÖbVermlng. nicht bestellt werden. Der Begriff der Selbständigkeit
,mfaßt auch die wirtschaftlichen VerhäItnisse des Bewerbers. Eine selbständige
Berufsausübung wird in der Regel nicht möglich sein, wenn der Bewerber er-

heblich verschuldet ist oder ihm das erforderlicho Kapital oder notwendige
Geräte fehlen; er wird sein Amt im Interesse der Auftraggeber und des Landes
dann nicht ordnungsgemäß ausüben können. Wegen der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Selbständigkeit bei Arbeitsgemeinschaften ("g1. § 8 DVO).

2.1. Der Hinderungsgrund des Abs. 2 Nr. 2 bezieht sich nicht nur auf Beamte.
Er umfaßt besoldete (öffentliche) Amter allgemein, weil die Interessenlage
(Unvereinbarkeit beider Amter) die gleiche ist. Unbesoldete Amter (Ehren-
ämter), auch wenn damit eine Aufwandsentschädigung verbunden ist, schließen
eine Bestellung nicht aus.

2.2. Bei der X'rage, ob eine andert Erwerbs- oder Gewerbetätigkeit mit der
Stellung oder dem Ansehen des Berufsstandes vereinbar ist (Abs. 2 Nr. 4),
werden auch die Standesregeln (vgl. Anm. bei § 6 BO) zu berücksichtigen sein.
Vgl. auch Begründung zu § 3 BO und YV Nr. 1.3 Satz 3.
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§3 3.1. (Za Abs.3 Nr. l)
Die Dauer, für die ein Grundrecht i. S. des Art. lS GG verwirkt wird, ist un-
erheblich. Der Tatbestand der Bekämpfung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung liegt nur vor, wenn dirc Handlung gesetzlich mit strafe bedroht
ist. Ein Urteil ist also nicht erforderlich. Insoweit geht diese Yorschrift über
Abs. 3 Nr. 2 i. Y.-. § 43 NBG hinaus. Der öbVermlng. ist nach § 5 auch auf
die verfassungsmäßige ordnung zu vereidigen. Er würde die freiheitliche
demokratische Grundordnung bekämpfen (positive lfandlung), wenn er z. B.
einer Organisation angehört, welche die Verfassung beseitigen will.

3.2. (Za Abs.3 Nr.2)
Neben einer Zuchthausstrafe kann auf den Yerlust der bürgerlichen Ehren-
rechte erkannt werden, neben einer Gefängnisstrafe nur dann, wenn die Straf-
dauer drei Monate erreicht und entweder das Gesetz den Verlust ausdräcklich
zaläßt oder die Gefängnisstrafe wegen Annahme mildernder Umstände anstelle
der Zuchthausstrafe a,rrsgesprochen wird (§§ 82 bis 86 stGB). Die Befühigung
zur Bekleidung öffentlicher Amter besitzt vor allem nicht. wer zu Zuchtlauä
verurteilt worden ist (§ 3r stGB), wem die bürgerlichen Ehrenrechte neben
einer Gefängnisstrafe von mindestens drei Monaten (ss 82, g4 stGB) und wem
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter neben einer Gefängnisstrafe
von mindestens drei Monaten (§ 35 StGB) aberkannt worden sind. Hierbei
kommt es nicht darauf an, für welche Zeit diese Rechte nicht zustehen. Ent-
scheidend ist allein, ob das rechtskräftige Urteil im Zeitpunkt der Bestellung
eine solche Nebenstrafe enthält.

Nach § 6 (§ 114) BGB kann entmündigt werden, wer infolge Geisteskrankheit,
oder Geistesschwäche seine Angelegenheiten nicht besorgen kann, seine x'amilie
der Gefahr des Notstandes aussetzt oder wer der Trunksucht verfallen ist. Die
Entmündigung wird durch Beschluß des Amtsgerichts nach ss 645, 680 ZpO
ausgesprochen.

Ein Beamter verliert seine Beamtenrechte, wenn er rechtskräftig durch ein
deutsches Gericht im Bundesgebiet oder im Lande Berlin im ordentlichen
Strafverfahren nt Ztchthaus oder wegen vorsätzlich begangener Tat zu min-
destens einem Jahr Gefängnis oder wegen vorsätzlicher hochveruäterischer
(§§ 80 tr. StGB), staatsgefährdender (§§ 88 tr. SIGB) oder landesverräterischer
(§§ 90 ff. StGB) Ilandlungen zu mindestens sechs Monaten Gefängnis verurteilt
wird (§ 43 NBG). Liegt eine Strafe eines anderen Gerichts vor oder ist ein Be-
werber zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden, ohne daß eine vorsätzliche
Tat vorlag, kann ein Hinderungsgrund nach Abs. 3 Nr. 8 gegeben sein. Im
übrigen wird auf die entsprechenden Vorschriften des Beamtenrechts (§ 43
NBG; § 24 BRRG) verwiesen.

3.3. (Zu Abs. 3 Nr. 3)

Das Disziplinarverfahren gegen Beamte auf Lebenszeit richtet sich nach den
Disziplinarordnurlgen. Die Entfernung aus dem Dienst als härteste Disziplinar-
strafe kann nur im förmlichen Disziplinarverfahren von den Disziplinar-
gerichten verhängt *'erden. Gegen einen Beamten auf Probe oder auf \4'iderruf
ist ein solches Verfahren nicht zulässig; er kann aber wegen eines Dienstver-
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gehens entlassen werden. Die Bestellung als ÖbVermlng. kann bei Beamten § 3
auf Probe nicht nach Abs. 3 Nr. 3, jedoch u. a. nach Abs. 3 Nr. 8 versagt werden'
Rechtsgrundlage fär die Kündigung eines Angestellten aus wichtigem Grunde
(fristlose Entlassung) §ind §§ 54, 65 BAT i. V.m. § 626 BGB. Aus dem Satz-
zusammenhang folgt, daß es sich nur um eine fristlose Kündigung durch den
Arbeitgeber handeln kann. Die Gründe müssen so schwerwiegend sein, daß sie

auch bei einem Beomten auf Lebenszeit atr Entfernung aus dem Dienst fähren
würden; sie müssen in dem Verhalten der Angestellten, in seinem Verschulden
liegen.

3.4. (Zt Abs.3 Nr.4)
Die Entscheidung bzw. das Urteil muß rechtskräftig geworden sein. Der
Hinderungsgrund der Nr. 4 ist auch dann gegeben, wenn die Gründe fär die
frähere Zurücknahme einer Zulassung, die Amtsenthebung oder Entfernung
aus dem Dienst inzwischen weggefallen sind, z. B. wenn eine Aberkennung
der bürgerlichen Ehrenrechte oder die Befähigung zur Bekleidung öffentlicher
Amter zeitlich abgelaufen ist oder wenn eine Unfähigkeit infolge eines körper-
lichen Gebrechens usw. nicht mehr vorliegt.

3.5. (ht Abs.3 Nr.5)
Die Yorschrift entspricht § 50 Abs. I Nr. 6 BNotO und ist § 54 Abs. I Satz I
NBG vergleichbar. Sie ist auch deshalb bedeutsam, weil eine Altersgrenze für
ÖbYermlng. nicht besteht und eine Enthebung aus dem Amt nach § l5
möglich und u. U. notwendig ist.
Die Feststellung der dauernden Unfähigkeit ist keine Ermessensfrage und damit
im vollen Umfange verwaltungsgerichtlich nachprüfbar. Die Entscheidung
kann in der Regel nur auf ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis (W Nr. 4.1)
gestützt werden. Der Begriff der dauernden Unfähigkeit ist nicht identisch mit
der Bemfs- und Erwerbsunfähigkeit i. S. der Rentenversichemng der Ange-
stellten und Arbeiter. Er deckt sich auch nicht in vollem Umfange mit dem
Begriff der Dienstunfähigkeit i. S. des Beamtenrechts; an Amtsträger oder
Angehörige eines freien Berufs werden in gesundheitlicher Beziehung im allge-
meinen geringere Anforderungen gestellt (OVG Münster v. 25. ll. 1952 -ZP.P, 1953 S. 122 -). Andererseits kann ein ÖbYermlng. nicht auf einen an-
deren ,,Dienstposten" versetzt werden oder nur Innendienst verrichtren -hierfür könnte ein Beamter noch dienstfähig sein -, sondern er muß das
gesamte Amt des ÖbVermlng. (also besonders auch den Außendienst) ausüben
können.
Gebrechen oder Schwäche ist im Gegensatz zur Krankheit ein Zustand von nicht
vorübergehender, sondern längerer Dauer. Als körperliche Gebrechen kommen
vor allem Blind- oder Taubheit oder eine derartige Schwäche des Seh- oder
Ilörvermögens in Betracht, die auch durch technische Ililfsmittel nicht zu
beheben sind, und so eine ordnungsmäßige Amtsausübung unmöglich machen.
Die gleiche Wirkung können auch andere körperliche X'ehler und nicht nur vor-
übergehende Erl«ankrrngen haben, wie z. B. Gicht, Kreislaufstörungen, Tbc,
Fehlen eines A-rmes oder Beines, fer'ner auch solche nicht nur vorübergehende
Krankheiten, die andere (2. B. Mitarbeiter) erheblich gefährden (Tuberkulose),
obwohl subjektiv die Amtspflichten wahrgenommen werden können.
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§3 Schwäche der geistigen Kräfte deckt sich nicht mit dem Begriff der Cleistes-
krankheit oder Geistesschwäche nach § 6 BGB oder dem Ausschluß der freien
Willensbildung nach § 104 Nr. I BGB (vgl. Anm. 3.2). Schwäche der körper-
lichen oder geistigen Kräfte kann angenommen werden, wenn die Fähigkeit
zur Erfiillung der Amtspflichten wegen Epilepsie, forügeschrittener Arterien-
verkalkung oder durch Mangel an Willenskraft, Selbstbehenschung, Glemüts-
verstimmung, andere seelische Zustände oder Schwäche der psychischen Ver-
fassung und darauf beruhenden Mangels an Einsicht gemindert ist. Es genügt
auch eine Yeranlagung, welche die Willensbildung derartig beeinträchtigt, daß
eing geistige Fehlleistung möglich ist.

Das körperliche Gebrechen oder die Schwäche der körperlichen oder geistigen
Kräfte müssen einen solchen Grad emeicht haben, daß das Amt im genzeln
(vgl. YY Nr. 15.2) nicht ordnungsmäßig ausgeübt werden kann. Es genügt eine
ernsthaft€ Gefährdung ordnungsmäßiger Amtsausübung. Die Ursachen sind
unerheblich. Daß mit Hilfe anderer Personen das Amt noch ausgeübt werden
kann, ist bedeutungslos. Wegen der möglichen Amtsenthebung nach § 15 ist
hier festzustellen, daß auch eine allgemeine körperliche oder geistige Schwäche
wegen hohen Alters unter Abs.3 Nr. 5 fällt.

Eine dauernde Unfähigkeit ist gegeben, wenn nach ärztlichem Zeugnis im
Zeitpunkt der Entscheidung über die Bewerbung unwahrscheinlieh ist,äaß die
X'ähigkeiten in absehbarer Zeit wieder hergestellt sind (vgl. Urt. BVerwG v.
17. r. 1957 

-ZBP" 
S.400).

3.6. (ZuAbs.3 Nr.6)
Die Yorschrift ist dem § f9 Abs. I Nr.2 NBCI nachgebildet. Er{orderlich ist,
daß die Tatbestönde als Verbrechen oder Vergehen unter das Strafrecht fallen
und ein rechtskräftiges Urteil vorliegt. Werden als Nebenstrafe die bürger-
lichen Ehrenrechte oder die Befähigung znr Bekleidung öffentlicher Amter
eberkannt oder würde die Verurteilung bei einem Beamten zum Verluet der
Beamtenrechte führen, so können bereits die Ilinderungsgründe des Abs. 3
Nr. 2 oder 3 vorrangig gegeben sein. Ist im Zeitpunkt der Entscheidung über
die Bewerbung ein rechtskräftiges Urteil noch nicht ergangen, so kann als
Hinderungsgrund Abs. 3 Nr. 8 in Betracht kommen.

Nach § f StGB ist ein Verbrechen eine mit Zuchthaus und ein Vergehen eine
mit Gefängnis oder Geldstrafe von mehr als 150,- DM oder mit nichtbegrenzter
Geldstrafe bedrohte Handlung. Es ist nicht erforderlich, daß ein deutsches
Gericht (einschl. SBZ) die Strafe ausgesprochen hat.

Nicht jede Strafe für ein Verbrechen oder Vergehen rechtfertigt den Hinde-
rungsgrund. Vielmehr fordert das Gesetz, daß der Bewerber deshalb unwürdig
erscLeint, das Amt eines ÖbVermlng. auszuüben. Eine Unwürdigkeit liegt
wohl regelmößig vor, wenn aus dem Verbrechen oder Vergehen eine unehren-
hafte Gesinnung hervorgeht und zu befürchten ist, daß der Bewerber später
deswegen seine Amtspflichten nicht erfüllen wird. Fahrlässigkeitsdelikto sind
immer milder zu beurteilen. Die Bestellungsbehörde muß im Rahmen ihres
pflichtmäßigen Errnessens prüfen, ob eine Unwürdigkeit (vgl §§ 5 und 6 BO)
gegeben ist. Es kommt dabei. immer auf die Umstände des Einzelfalles an.
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Besond.ers schwer werden hier, abgesehen von den Verbrechen, auch die Ver- § 3
gehen der Urkundenfälschung und der X'alschbeurkundung zu beurteilen sein.

3.7. (Zv. Abs.3 Nr.7)
Verfügungsbeschränkungen über das Vermögen, die nicht auf-einer gericht-

lichen"Anärdnung beruhän, sondern kraft Gesetzes eintreten, gehören nicht zu

den gesetzlichen Tatbeständen, unter denen die Bewerbung nach Nr.7 zu

o"".r!", ist. Abgesehen von den Fällen der Entmündrgung, (Ygl' Anm' 3'2)
gehöin hierzu ,. B. die Stellung unter vorläufige Vonnundschaft (§§ 19O6,

if+ nCS;, die Eröffnung des Konkursverfahrens und das Veräußerungsv-er]9t
(§§ 6, 106 der Konkursördnung1, die Yermögensbes-ghlagna-hme.(§ 433 SIPO)

"äa 
ar. allgemeine Veräußerungsverbot nach § 59_ der.Ver€leiehsordnung

(nicht aber Jngeordnete Verfügungsbeschränkungen über einzelne Vermögens-

gegenstände).

Der Verrnögensverfall umfaßt u. a. die Fälle, in denen es nicht zu einer g:richt-
lichen Anoirdnung in der Verfügung über das Vermögen kommt, oder die

wirtschaftlichen Verhältnisse, z. B. auf Grund von Gläubigerforderungen, zer-

rüttet sind. Insoweit kann Abs. 3 Nr. 8 auch den Abs. I Nr. 5 konkretisieren.

3.8. (Zu Abs. 3 Nr. 8)

Nr. g schließt eine empfindliche Lücke in den Zulassungsbedingqngel des § 3
verrnlngBO r93S (vgl. auch die Begründung ?" § ?) und_erlaubt, Bewerber

,r.rr."üh"ßen, die z. B. als Arbeitnehmer oder als ObVemlng. in einem

anderen Lande es erheblich an Sorgfalt oder Gewissenhaftigkeit bei füren
Arbeiten haben fehlen lassen oder deren Leistungen oder persönliches Yer-
halten beanstandet worden sind, ohne daß es zu einer Bestrafung gekommen

ist, die als Hinderung§grund unter abs. 3 Nrn. I bis 7 fällt. Bei den Begriffen

Sorgfalt,' Gewissenhaitigkeit, Leistungen und persönliche__Yerhältnisse handelt

"u 
Ji"h um unbestimmte Rechtsbegriffe, die von den Yerwaltungsgerichten

nachprüfbar sind. Die festgestellten Mängcl müssen durch Tatsachen telegt
sein.-Die Beweislast trägt die Bestellungsbehörde. Es braucht sich nicht um
eine schuldhafte Verfehlung zu handeln. Die Tatsacl+en müssen jedoch so er'
heblich sein, daß sie den Bewerber für das Amt eines ÖbYerrnlng. nicht tragbar
erscheinen lassen. Ist dies zu bejahen und zu beweisen, so liegt nach dem hier
geltenden Legalitätsprinzip ein zwingender Versagungsgrund vor. U. U. muß
äas Land für Pflichtverletzungen des ÖbVermlng. haften, wenn Versagungs-
gründe bei der Bestellung bereits vorgelegen haben oder unberücksichtigt ge-

bliebeo sind (vgl. auch Anm. zu § 8 BO). Wegen des Verhältnisses zu den
anderen Ilinderungsgründen des Abs. 3 vgl. NJW 1967 S. 881.

4. Yordrucke für Anträge auf Bestellung (W Nr. 4.1) - nachstehend abge-
druckt - halten die Aufsichtsbehörden bereit. Wegen der Beteiligung der
Berufsvertretung vor der Bestellung vgl. § f Abs. 3 DVO und W Nr. 4.3.
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,fu*tiUuneeboh6rdc 
I 

Zwciie bro8c) Shataprttftrng, Tag,
Yon Di

Furilionnrmc

Wotrnorl, Sür8a, Hlusnummcr

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

ILir*ttbiH

Gcbur@. Gcbuitlort

hmiliartrnd

Str.trrngott&tfdl
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S. Beschäftigungszeiten nach der Diplom-Hauptprüfung und nach der zweiten (großen) Staatsprüfung

von bis Beschältrgu ngsstel Art der Tätigkeit

6. Wehrdienst
von bis Art des Dienstes Letzter Dienstgrad

7. Besondere Angaben

§3

1

Sind Sie als€eamteruor erreictren der Aliersgrenze in den Ruhestand versetzt worden ?

2

Sind Sie lnhaber eines besoldeten Amtes?

3

4

igsingenieur bestellt oder zugelassen

oder haben Sie eine Bestellung (Zulassung) beantragt?

5

6

7

ln welchem räumlichen Bereich werden Sie voraussichtlich tätig sein?

8

Wo beabsichtigen Sie lhre Geschäftsstelle einzurichten?

I

Beabsichtigen Sie eine Arbeits- oder Bürogemeinschaft einzugehen?

10

Wo beabstct'tigen Sie eine Haftpflichtversicherung und in welcher Höhe abzuschlie8en?
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§ $ AbAnbspn#beicpfiErt:

DaEtellung dss Lob€nslaufs,

Geburtgurkunda,

Zeugnis ober daa Bestohon der Diplom-Hauptprolung und d.r zrciten (gro8on) St atsprütung,

Nlchreio ubor di6 B€shrftigung nach §9 Abe.l Nr.9 der Berufsordnung,

smttluüidlo8 G6lundheitrzeugnia,

6in6 Erklärung des Bomrb€rs, daB rline wirtscheftliohen Verhtltnise und rrchtlichen Verpflichlungen
o8 gostatten, don Boruf solbsundig suszu0ben,

eino Erkl&ung des Bilerb€rs llb€r VoEtr.fen (auoh Straf8n mo6n VcEtü8en oeoen die BorufrDfli:hten)
sowic drrobor, ob gcger ihn eh Strefvcr$hm, cin Diziplhervcrfehren, in *reöaämhchefrkJräc Emtifunge€r'.hm
ods ein Vertahren auf Zuroctnahm. dorzulasung alt-öbVemlng.anhmgig ie!

sin Lichlbild.

(Soweit sbh Unbrhgon beßitB ih Porsonalaktan belinden, gen0gt ein Hinwois hierau0.

lch versbhere, daB die yorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht worden Bind.

Ort Datm

2to

(UnErschrif0



§4 § 4
Amlsbezirk und Amlssitz

(t) Der Amtsbezlrk der öffentlich bestetlten Yermessungsingenieure lst
dos Lqnd Nledersqchsen.

(2) Der öffentlich beslellte Vermessungsingenieur hof einen Amtssitz.
Dem Antrog ouf Zuweisung eines besllmmlen Ortes ols Amtssllz isl zu enl-
sprechen, es sei denn, doß die Zuweisung des beonlrogten Amtssilzes den

Erfordernissen eines geordneten öffentlichen Yermessungswesens wider-
spricht. Dos gleiche gilt filr den Anlrog ouf Verlegung des Amlssilzes.

(3) Der öffentlich besteltte Yermessungsingenieur dorf seln Aml nur von
seinem Amtssltz ous wohrnehmen; er darf weder Zweigstellen einrichlen
noch ouswörtlge sprechtoge obhcrlten. Ein Yerstoß berühd dle Gültigkeit
der Amtshondlung nlcht.

(4) Der öffentlich bestellte Yermessungsingenieur hot selne Geschöfts-

stelte qm Amtssitz einzurichten. Die Geschöftsstelle muß so ousgeslollel
se:n, wle es zur ordnungsmößigen Berufsousübung notwendlg ist.

(S) Wlll sich der öffentlich bestellle Vermessungsingenieur lönger ols
elnen Mon«rl von seinem Amtssilz enlfernen oder ist er ous totsöchlichen
Gründen lönger ols einen Monol verhlndert, sein Aml ouszuüben, so hol er
dies der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(6) Einem öffenllich bestellten Yermessungsingenieur, der in einem
ond.r"n Lond bestelll isl, kcnn in besonderen Ausnohmeföilen gestotlet
werden, einzelne Auftröge onzunehmen und ouszuführen.

Begründung

Absotz 3 und Absotz 4 Sotz 2 enlsprechen der bisherigen Regelung (§§ 5 und 6 VermlngBO 1938
und AV zu § 5; § 1 der Geschöftsordnung und RdErl. des RMdl vom 11. E. 1939 und 24.4.1941;
[....] lm übrigen zieht der Enlwurl die Folgerungen ous der Anderung der Rechlsstellung
äer öbVermlng. ols Tröger eines öffentlichen Amles wie die Nolore. Es isl doher gebolen,
die Vorschriflen für die Notore (§§ 10, 1'l BNoIO) zu übernehmen, soweil dies ongöngig und
zweckdienlich ist. [.. . .]

Absotz 5 enlsprichl § 4 Öbv-Berufsordnung Boden-WÜrtlemberg und im wesentlichen § 3E

BNotO; er dienl der Konlrolle der Verpflichlung zur Amlsousübung'

Absotz 6 enlspricht einem sochlichen Bedürfnis.

V V Nr. 6 Amtssitz, Geschäftsstell,e, Amtsbezi,rlc

6.1. § 4 Abs. 2 Satz 2 VermIngBO soll es ermögliahen, ilap l/ermessungsstellen
i,. S. iles § 2 iles Vermessunqs- und, Kataßtergesetzes aom 8. 11. 1961 ilem Beilarl
enlspechenil über il,as Lanil aertei,lt si,nil,. Di,e Zuweisung d,es beantragten Amts-
s,i,tzes wi,ilerspri,cht i.n iler Regel n'i,cht d,en Drforilerni,ssen eines georil,neten öffent-
lichen l'erm'essunqswesens. u'enn im Amtsbezirk eines Katasteromtes, ztt dern ihr
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§ 4 beantragte Amtssitz gehört, noch lcein ÖbVermlng. se,inen Amtssi,tz hnt. Daß glei,che

" - g,ilt, wenn il,i,e aorhandenen Vermessungsstellen d,ie gestellten Aulträge na*n p Z
Abs. 1 YermInqBO nicht binnen ilrei Monaten au,sführen und, auswerten k(mnen.
Hi,erbei,i,st uon e,i,ner Aupenftirigkei,t (Auslührung) je AulSenkralt aon 140 Tagen
'im Jahr auszuqehen. Der Zei,traum aon ilrei Monalen beginnt an il,em Tage, an
ilem alle Unterlagen, Genehmi,gungen usu. lür ilen jewei,ligen Autt oS aorli,egen
unil an4eforilerte Kosten gez.ahlt worden si,nil, oiler e,i,n Kostenaorschu| gezahk oiter
s'iahergestellt word,en i,st (§ 4 Abs.2 KOVermIng.).

6.2. Der ÖbYermlng. soll sei,nen Wohnsitz regetmd,fii,g am Ort iles Amtssitzes
nehmen.

6.3. Eine besonilere Ausnahme nach § 4 Abs. 6 VermIngBO liegt z. B. oor, wenn
im Benehmen mit der Berulsaertretung lestgestellt uorilen ist, ilaB kei,n im Land,e
N,id,ersanh"sen bestellter ÖbVermln4. ilen Aultrag (§ 2 Abs. 1 VermIngBO) in
q,ngenxessener Xri,st auslühren lcann oiler uenn- d,,i,ä beantragte Vermeäsung i,n
Zusammenhong mit Arbeiten in anileren Länilern steht. Di,e Vorschrilt ist als
Ausnahmeregelung eng auszulegen.

6.4. Xür ilie nanh § 22 Abs. 2 Batz 1 VermIngBO ahs bestellt geltend,en ÜbYerm-
Ing. ist iler b'i,sherige N'ieilerlassungsort rutnmehr Amtssitz unl, ilns Land, Nieiter-
sanhsen Amtsbez,i,rk.

6.5. Di.e Gexchältsstelle (§ 4 Abs. 4 VermInqBO) soll währenil il,er a,nx Amtssitz
übli,chen Geschäftsstund,en offengehaken werilen.

VV Nr.9 Bezug oon Verkünd,ungsbkittern

Der öbVermlny. hat das Ni,edersänhsische Gesetz- unil Verorilnungsbtatt, itas
Ni,eilersä,chsische fuli,nisteri,alblatt und, ila"s Amtsbl,att d,er Aulsichtsbehärile zu
beziehen. Xerner rüüssen in d,er Geschältsstelle ili,e Fechts- und, Verwalturrgsxor-
sahrilten sanie Pachzei,tschriften aorhand,en sei,n, ilie lür ili,e Amtstdtigkei,t und, iti,e
Ausbi,lilung iler Nanhwuchskrälte ertord,erli,ch si,nil. Bei geme,i,nsamer Berufs-
ausälung genügt iler gemeinsch,altliche Bezug je eines Btückes.

VV Nr.10 AHen und, Bü,cher

10.1. Der öbVermlng. hat ein Geschöltsbuch (Buch- oiler Kartei,form) zu führen,
das sämtliche uon ihm angenormnenen Arbeiten nachweist. Das Geschältsbuch soll
mi,nilestens folgend,e Angaben enthalten :

a) Name unil, Wohrwrt d,e* Aultraggebers (Vertra4sp,rtners),
b ) Kostenschulilner ( Z ahlungspf,i,chti,ger ),
c) nähere Beze'i.chnung iles Aultrags (iler Arbeit),
d) ?oS il,er Anna.hm.e,
e) Beginn unil Abschlup d,er Bearbe'i.tung im Aupen- unil Innenili,enst,
il faS d,er endgültigen Erleiligung,
g ) Name iles Veranh»ortlichen (bei, Arbei,tsgemei,nschaften).

Aulträ4e (§ 2 Abs. 1 VermIngBO) sinn besond,ers zu lcennze'iahnen. Über il,i,e

Kostenermittlun4 unil KostenrechnunC (§§ 10, 18 Abs. 2 I/erm.IngBO) i,st für
jeilen Aultrag ein besonilprer Na,chueis zu führen.
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10.2. Das bei, iler Berulsausübun4 entstand,ene schri,ftgut, d,,ie Bereahnungen wta § 4
Zei,chnungen usw. s'i,nil, übersi,chtli,ch georilnet 'i,n Alcten zehn Jahre lang aufzube- '
wahren. Über di,e gelührten Alcten i,st ei,n Nachwe,i,s zu führen. xür ili,e Erlasse und,

verlägungen iter Aufsichtsbehörilen, Prtilurrys- und, arilere il,ie amtstätiglceit i,m

al,lgemei,nen betrefrenile Vorgd,nge si,nd, besond,ere Akten zu führen.

L0.3. Der öbYermlng. hat über ieile Hillslcralt unil, il,'i,e Nanhwu,chskräfte (§ 7

Abs. 2 VermIngBO-DVO) ei,ne Fersonalakte zu führen, welnhe il'i,e gesammelten

vorgd,rrye iiber 
-ilie 

berufti,chen und, persönlichen Yerhältni,sse e?ühält- Es ui,ril
,*p\otl"n, itie Richtli,ni,en über ilie ?ührung aon Personalalden lür Laniles-

beiti,'enstete wm 70. 10. 1963 (Nils. MBl. s.923 - GültL MilI 90180) ent-

s pr ech enil anzuw erTil en.

Anmerkungen

L Abs. I grenzt verwaltungsmäßig den örtlichen Bezirk ab, in dem der Öb-

Vermlng. äk A-t.träger tätig werden darf; ob und inwieweit er in anderen

Ländern-arbeiten darf, richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften dieser

Länder. Die Bildung kleinerer Amtsbezirke (in der Regel ein Regierungs-

bezirk), die der Regiärungsentwurf vorsah, wurde in den Beratungen im Nie-
ders. Landtag vor allem däshalb fallen gelassen, weil unter der Schutzvorschrift,
des Art. 14 GG nur neubestellten ÖbVermlng. ein solcher kleinerer Amts-
bezirk hätte zugewiesen werden könneir. Außerdem hätten kleinere Amts-
bezirke sich hemmend auswirken können. In der Bestallungsurkunde sollen

Amtsbezirk und Amtssitz bezeichnet werden (§ I Abs. 2 DVO).

2.1. Die Regierungsvorlage sah entsprechend § 4 Abs. I BNotO vor, daß nur
so viele ÖbVermlng. bestellt werden, wie es den Erfordernissen eines geord-
neten öffentlichen Vermessungswesens entspricht. Mit dieser Begrenzung
sollten bereits nach der Begründung zu § 3 der Gesetzesvorlage, im öffentlichen
Interesse Zusammenballungen, z. B. in Großstädten, in Gegenden mit hoheu
Grundstückspreisen oder dort, wo wirtschaftlich vorteilhaft gearbeitet werden
kann, künftig verrnieden und Bestellungen ermöglicht werden, wo ein Bedarf
besteht. Nach eingehender Beratung in den Ausschüssen des Nieders. Landtags
wurde die Regierungsvorlage geändert. Die tr'assung des Abs. 2 lehnt, sich nun-
mehr an § 4 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § l0 Abs. I BNotO an, nach der in Nieder-
sachsen ein Notar u. a. bestellt wird, wenn ein Bedürfnis an dem in Aussicht
genommenen Amtssitz vorhanden ist (vgl. Nieders. Rechtspflege l96f S. 70).

Nach dem erklärten Willen des Gesetzgebers bedeutet Abs. 2Satz l, daß der
Bewerber erst dann bestellt und tätig werden darf. wenn ihm ein Amtssitz
zugewiesen worden ist: die Bestellung setzt also diese Zuweisung rechtlich
vorau§. Eine ,,Bedürfnisprüfung" ist grundsätzlich nicht zulässigl doch soll
die Verwaltung eine Handhabe besitzen, die Bevölkerung ausreichend ver-
messungstechnisch zu versorgen (vgl. W Nr. 6.1). Die Zuweisung eines Amts-
sitzes setzt einen Antrag vorau§. Widerspricht die Bestellung an dem beantrag-
ten Amtssitz (vgl. Abs. 3) den Erfordernissen eines geordneten öffentlichen
Vermessungswesens, so ist der Amtssitz nicht zuzuu,eisen und die Bestellung
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§ 4 nicht möglich. Die Bestellungsbehörde kann den Bewerber 
- u. U. mit- einem gewissen Nachdruck - auch auf einen anderen Ort verweisen. Sie kann

aber den Amtssitz nicht selbst bestimmen. Vielmehr kann der Bewerber sich
alsdann einen anderen Amtssitz aussuchen und beantragen, diesen ihran zuztt-
weisen. Er hat aber kein durchsetzbares Recht darauf, zu einem bestimmten
Zeitpunkt einen bestimmten Amtssitz zugewiesen zu erhalten. Das gleiche
gilt nach abs. 2 satz 3, wenn ein öbvermrng. beantragt, seinen Amtsiitz zu
verlegen. Die Amtssitzverlegung setzt auch hier einen Antrag und die Zu-
weiglng eines anderen Amtssitzes voraus; verstöße durch den öbvermrng.
sind Dienstvergehen. Der Amtssitz kann, abweichend vom Notarrecht, nichl
auf Grund eines disziplinargerichtlichen Urteils verlegt werden. Im konkreten
Einzelfall kann die n'assung des Abs. 2 kaum zu einem anderen Ergebnis führen
als mit der Regierungsvorlage beabsichtigt war. Der Amtssitz ist bedeutsam
fü1 der Antrag auf Bestellung (§ t DVo) sowie für die Zuständigkeit der Auf-
sichtsbehörde (§ 18 BO) und der Disziplinargerichte (§ t9 BO).

2.2. Bei dem Begriff des ,,geordneten öffentlichen Vermessungswesens,, (§s I
Abs. l, 2 Abs. I Bo) handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der
von den verwaltungsgerichten nachprüfbar ist. wieviele öbvermrng. die
Verwaltung bestellen will, liegt also nicht in i.hrem freien Ermessen. Aus ÄUs. Z
satz 2 folgt aber auch, daß so viele öbvermrng. bestellt werden sollten, daß
alle Aufträge im Rahmen der Amtstätigkeit (§ 2 Abs. l Bo) schnell und zuver-
lässig erledigt werden können. Will die Bestellungsbehörde den Antrag, einen
amtssitz zuzuweisen, ablehnen, so muß sie nachweisen, daß dies d.en Eiforder-
nissen eines geordneten öffentlichen Vermessungswesens widerspricht; sie trägt
also die Beweislast. Die Beurteilung bezieht sich ausschließlich- auf das öffen-t-
liche vermessungswesen, also auf Aufträge nach § 2 Abs. I Bo, nicht dagegen
auf andere Aufgaben nach § 2 Abs. 2 Bo (vgl. auch Anm. l.l bis r.5 zu § 2 und
Anl. 3 zu Nr. 22 w). Es brauchen nicht konkrete Gefahrenmomente festge-
stellt zu werden. Die Entscheidung muß jedoch sachfremde Erwägungen aus-
schließen und zweckentsprechend sein (vgl. NJw lgGG s. 2215). Bei der Be-
ratung im Nieders. Landtag ist Abs. 2 satz 2 auch so interpretiert worden, daß
die Bestellungsbehörde berechtigt sein soll, die Zuweisung eines Ortes als Amts-
sitz abzulehnen, wenn nach ihrer Ansicht an diesem Ort bereits soviele Öbve"m-
Ing. tätig sind, daß für einen weiteren keine Aussicht auf eine erfolgreiche
Arbeit besteht, der Amtssitz also überbesetzt ist. Mit dieser sinnvollen Be-
schränkung soll sichergestellt sein, daß jedem öbVrermlng. ausreichende
Einnahmen gewährleistet sind und Existenzkimpfe auf Kosten der Arbeitsgüte
vermieden werden. Möglicherweise kann ein öbVermlng. Ansprüche auf Söha-
denersatz nach Art. 14 GG geltend machen, rvonn dies bei einer weiteren
Bestellung nicht beachtet wird. IJm vor allem den Auftraggebern zu ermög-
lichen, zwischen Behörde und ÖbVermlng. frei zu wählen, wird unterstellt, daß
das öffentliche Yermessungswesen in der Regel nicht gestört wird, wenn im
Amtsbezirk eines Katasteramtes noch kein ÖbVermfng. seinen Amtssitz hat
und d.ort ein beantragter Amtssitz zugewiesen werden soll (vgl. W Nr. 6.1).

2.3. Abs. 2 r'erstößt nicht gegen rlas in Art. 12 GG statuierte Grundrecht auf
freie Berufswahl. Er hält sich im Rahmen der durch das Bundesverfassungs-
gericht in seinen tTrteilen vom I I. 6. 1958 - I BvR 556156 (DVBI. S. 500) und
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vom 14. 12. 1965 - I BwL 14160 (NJW 1966 S. 291; DVBI. 1966 S. 73) § 4
aufgezeichneten Schranken mit den möglichen Sonderregelungen in Anlehnung "
an Art. 33 GG und des Gebots, das Prinzip der Yerhältnismäßigkeit zu beach-
ten. Eingriffe in die Berufsfreiheit dürfen nicht weitergehen, als es die sie

legitimierenden öffentlichen Interessen erfordern; die Eingriflsmittel müssen
geeignet sein, die angestrebten Zwecke zu erreichen und dürfen nicht über-
mäßig belastend sein. Die entsprechende Rechtsprechung und Literatur, be-
sonders zum Notarrecht (NJW 1964 S. 1516, 1962 S. 1914; DVBI. 1964 S. 457),
wird, zu beachten sein.

3. Abs. 3 entspricht der bisherigen Rechtslage; jedoch ist das Verbot auf aus-
wärtige Sprechtage erweitert worden. Die Bindung an den Amtssitz soll den
unmittelbaren Kontakt des ÖbYermlng. mit dem Auftraggeber im Interesse
eines geordneten öffentlichen Yermessungswesens gewährleisten und mit
verhindern, daß das Gebot, nur einen Amtssitz einzurichten, umgangen wird.
Auch Hilfskräfte dürfen keine Zweigstellen einrichten oder Sprechtage ab-
halten, z.B. an ihrem Wohnsitz. Ein Verstoß gegen Abs. 3 kann ein Dienst-
vergehen sein. Wenn der ÖbVermlng. auch gesetzlich nicht verpflichtet ist,
am Amtssitz zu wohnen (vgl. W Nr. 6.2), so rechtfertigt dies auf keinen X'all,
daß er in seiner Privatwohnung regelmäßig Aufträge annimmt oder Publikums-
verkehr unterhält.

4. Der ÖbVermlng. darf nur eine Geschäftsstelle, und zwar am Amtssitz, ein-
richten (Abs. a). Die Einrichtung ist Amtspflicht. Wegen der Kennzeichnung
der Geschäftsstelle vgl. W Nr. 8. Zur ordnungsmäßigen Berufsausübung (nicht
nur der Amtsführung) gehört, daß die Geschäftsstelle so mit Einrichtungen,
Geräten und Instrumenten ausgestattot ist, daß der ÖbVermlng. alle Aufträge
und anderen Aufgaben sachgemäß sowie technisch und wirtschaftlieh zweck-
mäßig ausführen kann (vgl. § 9 Abs. 2 BO). Ilierzu ist es erforderlich, die tech-
nischen Fortschritte zu verfolgen und in der Praxis anzuwenden. Aus § t8 BO
folgt, daß der ÖbYemlng. der Aufsichtsbehörde auch anzuzeigen hat, wenn er
seine Geschäftsstelle am Amtssitz verlegt (vgl. W Nr. 11.2). Er kann dies in
Tageszeitungen o. dgl. bekanntgeben.

5. Abs. 5 soll die Prüfung errröglichen, ob der ÖbVermlng. seiner Pflicht zur
Amtstätigkeit nachkommt (§§ I Abs. l, 6, 9 Abs. 2 BO). Unterläßt er die An-
zeige, so vetlebzb er seine Pflichten. Der ÖbVermlng. muß darauf bedacht sein,
die Interessen der Auftraggeber nicht zu schädigen. Er wird daher regelmäßig
die Bestellung eines Vertreters zu beantragen haben, wenn er abwesend oder
verhindert ist (§ fI BO). Ist er aus rechtlichen Gründen verhindert, so besteht
keine Anzeigepflicht. Abs. 5 ist entsprechend anwendbar, wenn der öbVerm-
fng. sein Amt vorübergehend freiwiltig nicht ausüben will. Ein längeres frei-
williges Fernbleiben vom Amtssitz kann den Schluß zulassen, daß der Öb-
Vermlng. nicht das erforderliche Pflichtbewußtsein besitzt. Die Aufsichts-
behörde prüft auf Grund der Anzeige, ob sie ggf. auf einen Antrag nach § ll
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§ a Abs. I BO hinwirken oder im Wege der Aufsicht wegen Verstoßes gegen die
Amtspflichten (§§ l, 6, 9 Abs. 2 BO) einschreiten oder u. U. ein Disziplinar-
verfahren einleiten muß; sie kann jedoch keinen Yertreter von Amts wegen
bestellen.

6. Abs. 6 entspricht einem dringenden Bedürfnis (vgl. W Nr. 6.8). Es handelt
sich dabei um eine Kannvorschrift. Der Öbvermrng. braucht in seinem Lande
nicht als Amtsträger bestellt zu sein. unter die Ausnahmen des Abs. 6 fallen
nur Amtstätigkeiten (§ 2 Abs. I BO); andere Aufgaben (§ 2 Abs. 2 BO) können
ObVermlng. aus anderen Ländern unbeschränkt ausführen. Unzulässig ist es,
einem ObVermlng. eines anderen Landes zu gestatten, z. B. Aufträge in einem
gewissen Zeitratm anzunehmen und auszuführen; die Genehmigung darf sich
nur auf Einzelaufträge erstrecken. Zuständig für die Erteilung der Ausnahmen
sind die Aufsichtsbehörden, in deren Bezirk die Aufträge ausgeführt werden
sollen.

§ 5 ss
Vereidigung

Der öffenttich bestellte Yermessungsingenleur ist ouf die wohrung der
verfossungsmößigen ordnung und die gewissenhofte und unporleiische
Erfü!lung seiner Pflichten zu vereidigen.

§2DVO
Eid

(1) Nochdem die Bestollungsurkunde ousgehöndigl worden isl, leistel der öffentlich
bestellte Vermessungsingenieur folgenden Eid :

,,lch schwöre bei Gotl, dem Allmächligen und Allwissenden, die verfossungs-
mößige Ordnung zu wohren und die Pflichten eines Öffentlich beslelllen Ver.
messungsingenieurs gewissenhoft und unporleiisch zu erfüllen, so wohr mir Gott
helfe."

(2) Gesloltel ein Geselz den Mitgliedern einer Religionsgesellschoft oder Welt-
onschouungsgemeinschoff, on Stelle der Worle ,,lch schwöre" ondere Beleuerungs-
formeln zu gebrouchen, so konn der Öffentlich bestellle Vermessungsingenieur, der
Mitglied einer solchen Religionsgesellschofl oder Wellonschouungsgemeinschofl isl,
diese Beleuerungsformel sprechen. Der Eid konn ouch ohne religiöse Beleuerungs-
formeln geleislel werden.

(3) Der Eid isl vor einem Beomlen zu leislen, den die Aufsichtsbehörde beslimml.

(4) Über die Vereidigung isl eine Niederschrifl oufzunehmen, die von dem Öffenllich
beslellten Vermessungsingenieur und dem Beouflroglen der Aufsichtsbehörde zu
unlerschreiben und zu den Persdnolokten des öffentlich beslellten Vermessungs-
ingenieurs zu nehmen isl.
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Begründungzu§SBO § 5
§ 5 entspricht § 4 VermlngBO 1938, berücksichtigt ober die verönderlen slootsrechtlichen Ver'
[ahnir,ä, denän bereits im Verwoltungswege durch RdErl. des Nieders. Ministers des lnnern
vom 14. i.,l9S3 (Nds. MBl. S. 1.p9-Güh[ Mdl 142i29) entsproche.n worden.isl. Als Tröger
eines öffentlichen Amles ist der ÖbVermlng. nunmehr ouch oul die Wohrung der verfossungl
mößigen ordnung zu vereidigen. Die Foim der Eidesleislung in Anlehnung.on § 13 BNotO
konn-6ul Grund des § 20 Nr. i der Durch{ührungsverordnung überlossen bleiben.

Begründungzu§2DVO

§ 2 regelt die Eidesleistung noch §5 in verbindung 1it § 20 Nr. 1_der 
^Berufsordnung- 

Der Enl'
iur 6att on der bisherig-'en feierlichen Form der Vereidigung fesr. § 2.entspricht.§ 4 Ve-rry1

lnqBO 1938 unter Berü&sichtigung der verönderlen Veihöltnisse und deckl sich mit §'13
BIiotO und s 2 öbv-Berufsordiung Boden-Württemberg. Die Au{nohme^des Wortes ,,Well-
onschouungsiemeinscholt" ist ous § 65 NBG übernommen worCen. § 140 GG (§ 136 Abs. 4

Weim. Verl.) ist domit beochlel.

VY Nr.5 Vereid,igung

5.1. Der öbl'ermlng. hat aor sei,ner vere,id,i,gung ilie 1)odöufr.ge Deckungszusage

aul il,en Antrag zum AbschluB einer Haftpfl,i,chtaersicherung !{r, t3) iler Aul-
siihtsbehAril,e rnrzulegen unit ihr nachzuweisen, il,ap er ili,e Gebühr lür ilie Be-

stellung (Nr.4.5) entrichtet hat.

5.2. Mit iter Abnahme itps Eides (§ 2 vermIngBO-DVO) ist i,n iler llegel iler
zustänili,ge Dezernent d,er Aul si,chtsbehörile zu beauttragen.

5.3. Vor iter Ei,ilestei,stung ,i,st dem Öbvermlny. ili,e E,i,ileslormel aorzulesen. Er i,st

aul iti,e Beileutung des E'id,es und, ili,e Folgen einer Eülesaerueigeruw nach § 15

N r. 4 V erm I ng BO ( Amtsenth ebung ) hinzut»e'i,sen.

5.4. De,r Eid, wirit ilurch Nanhsprechen iler Eiileslormel gele'i,stet. Über d,i,e Ver-

eäligung i,st eine Nieilerschrilt au,fzunehmen. Wiril iler Ei,il oerwei,gert, sod,st auch

anraUei eiru N,i,eilerschri.ft aulzunehmen unil zu den Personala$en zu nehmen.

Die Aufsi,chtsbehörite hat in iliesem xalle den ÖbYermlng. solort seines Amtes zu

enüheben und, an den Minister iles Innern zu berichten.

5.5. ÖbVermlng., d,ie nach ilen bi,sheri,gen Vorschri,ften oereiili,gt uord,en s'i,nd,,

brauchen nicht erneut uereid,i,gt zu werd,en. Sie sinil ieiloch ilaraul hinzuue'i,sen, daB

ihnnn nunmehr als Amtströger ilie ilurch ilie,YermlngBo begrüntleten Amts-
pfl,ichten obliegen. Di,e.s 'ist aldenkunilig zu rtanhen.

Anmerkungolr

l. Mit dem Eid bekräftigt der ÖbVermlng., seine Pflichten (nicht nur die Amts-
pflichten) gewissenhaft und unparteüsch zu erfüllen. Die Pflichten (vgl. Anm.
zu § 6) entstehen, sobald die Bestellung wirksam wird, also mit, der Aushändi-
gung der Bestallungsurkunde (§ I Abs. 2 DVO). Mit der V_ereidigung auf die
Wr[*rrg tler verfässungsmäßigen Ordnung leistet der ÖbVermlng. einen
Treueeid zum Staat und zur Demokratie: die Verpflichtung ergibt sich aus der
besonderen R,echtsstellung als Amtsträger. Die Eidesleistung ist für die Be-
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§ 5 stellung nicht konstitutiv, jedoch ist der ÖbVermlng. zu entlassen oder vor-
läufig seines Amtes zu entheben, wenn er den Eid verweigert (§§ 15, 16 BO).
Durch einen in unrichtiger Form geleisteten Eid wird die Bestellung nicht un-
wirksam; er kann jederzeit nachgeholt werden.

2. Die Vereidigung ist eine einmalige feierliche Handlung. Der öbVermlng.
sollte daher in der Regel nicht aufgofordert werden, unter Berufung auf den
geleisteten Eid Angaben, Tatsachen oder dergleichen nochmals besonders
zu versichern. Eine einfache Versicherung unter Bezug auf die Vorschriften der
BO sollte gewöhnlich genügen.

3. Wegen der Vereidigung yon Vertretern oder Verwesern vgl. W Nr. 15.8.

4. Vordrucke für die Niederschrift über die Vereidigung hält das Niedersächsi-
sche Landesverwaltungsamt für die Aufsichtsbehörden bereit (vgl. RdErl. d.
Nds. MdI vom 23. 12. 1966 - Nds. MBl. 1967 S. 37). Eine Abschrift der Nieder-
schrift kann dem ÖbVermlng. auf Antrag ausgehändigt werden. Der Eid sollte
möglichst in unmittelbarem Anschluß an die Aushändigung der Bestallungs-
urkunde geleistet werden.

§6 Zweiter Teil
Ausübung des Amtes

§6
Allgemeine Amtspllichten

Der öffentlich besleltte Yermessungsingenieur hol sein Amt persönlich und
selbstöndig ouszuüben und selne Aufgoben und Pflichten gelreu seinem
Eide unporteiisch, gewissenhofl und zuverlössig zu erfüllen. Er hot die
Beteiligten sochgemöß zu berolen und zu belehren. Sein Verhollen inner-
holb und oußerholb seines Berufes muß der Achtung und dem Verlrouen
enlsprechen, die sein Amt erforderl. Werbung isl ihm nicht gestoüet.

§8DVO
Arbeilsgemeinschofl, Bü rogemeinschofl

(1) Öffenllich bestellte Vermessungsingenieure dürfen sich mil Genehmigung der
Aufsichtsbehörde zur gemeinsomen Berufsousübung (Arbeitsgemeinschoft) ver-
binden, wenn die rechlliche und wirlschoftliche Selbstöndigkeit und die eigenveront-
worlliche Amlsousübung des einzelnen gewohrl bleibl. Die Öffentlich beslelllen
Vermessungsingenieure sind verpflichlel, den Verlrog über die Arbeitsgemeinschoft
ouf Anfordern vorzulegen. Die Genehmigung konn mit Auflogen verbunden und
befrislel werden.

(2) Öffenllich beslellte Vermessungsingenieure können mil Genehmigung der Auf-
sichlsbehörde gemeinsome Geschöftsröume, Einrichlungen und Geröle holten und
gemeinsomes Büropersonol beschäftigen (Bürogemeinschoft).
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(3) Andere Verbindungen zur gemeinsomen Berufsousübung oder zur Holtung S"- § 6
meinsomer Geschöflsröume sind nicht zulössig.

Begründungzu§6BO

§ 6 umschreibt die ollgemeinen Amtspflichten, während spezielle Amlspflichlen besonders in

den §§ 7 bis 9 und 18 behondelt sind.

Der Entwurl slellt hier die persönliche und selbslöndige BerufsousÜbung on die Spitze. Die

ollgemeinen Pflichten erstreiken sich ouf die Amlsousübung 
^und.dos 

Ve-rhollen innerholb und

ou6erholb des Berufs. § 6 entspricht inholtlich den §§ 14 und 26 BNotO, Sotz 3 ouch § 1't Verm-
lnoBO 193E. Aus den ieit lnkiofttreten der VermlngBO 1938 gewonnenen Erfohrungen isl es

no:twendig, die fflicht der persönlichen und selbstöndigen BerufsousÜbung im Gesetz zu ver-
onkern, rin Mißstönden wiiksom begegnen zu können. Für den Nolor ist zwor nicht expressis

verbis gesogt, doß er sein Amt persönliih ousüben muß; dies ergib_t sich^c!91!{ die Urkunds-
tätigkeit oul dem Zusommenhong (vgl. Kommentor Seybold zur RNoIO 1939 S. 180).

Sotz 4 ergibt sich qus der Vorschrifl des § 1 Abs. 2 Sotz 3, wonoch der Beruf kein Gewerbe isl,

und der R'echtsslellung ols Tröger eines öifenllichen Amles. Die Aufnohme in die Berufsordnung
ist nqch den gesommelten Erlohrungen notwendig.

Begründungzu§EDVO

Der Enlwurf schließt hier eine in der gellenden VermlngBO 193E vorhcndene LÜcke, die wegen

der zunehmenden Zusommenschlüsse von ÖbVermlng. zu Rechlsunsicherheilen gefÜhrl hot.

Zwingende Voroussefzung für einen Zusommenschluß zu Arbeilsgemeinrchoflen muß die

wirtsihoftliche und rechtliihe Selbstöndigkeit und die eigenveronlworlliche Amlsousübung des

einzelnen Vertrogsportners sein. Do die Froge, ob die VerlrogsPortner in_ ihrer Amtstötigkeil
selbstöndig sein ieiden, bei Zweifeln nur onhond der der beobsichtigten Arbeillgemeinschoft
zu Grundä liegenden Verlrogsurkunde geprÜft werden konn, ist vorggseh_e1,. doß der Ve_rtrog

der Aufsichtsbihörde ouf Aniordern vorzulegen ist. Die Zulössigkeit der Bildung von Arbeils-
gemeinscho{ten und dos Rechl, die vorloge d-e,s soziet_ötsverlrg_sg11u.!g1d-ern, hol dos ovG
koblenz in seinem Urteil vom 14. Dezember 1956 - 2 C 40156 (DVBL 1956 S. 366) bestätigt.

Absofz 2 sieht die Bildung von Bürogemeinschoften vor. Der ÖbVermlng. lritt in diesen Fällen
ouch noch oußen hin völlig selbstöndig ouf. Er nimmt seine Auftröge für sich ouf und führl ein
eiEenes Geschöftsbuch. DG Bildung einer Bürogemeinschoft begründet lediglich den Vorleil,
Gäschöfilröume, lnventor und Peisonol wirlschofllicher verwenden zu können. Die eigen-
verontwortliche Amtsousübung muß ebenso wie bei einer Arbeilsgemeinschoft (Absotz 1) ge-
wohrl bleiben. Gegenüber der Bürogemeinschofl bielel die Arbeilsgemeinschofl besonders die
Möglichkeit, vertrogliche Absprochen über die Gewinnbeteiligung und in bestimmlen Grenzen
übei eine Art,,Veriorgung" noch dem Ausscheiden eines Verlrogsporlners zu lreffen. lhrem
lnhsll noch entsprechen die Vorschriflen des §8Abs. 1 und 2 dem §9Abs.2 BNotO.

Absofz 3 dienl der Klorstellung und soll vermeiden, doß undurchsichtige Geschöftsverbin-
dungen, z. B. mil freischoffenden lngenieuren oder Gewerbebetrieben, geschlossen werden.
Die Vorschrilt enlsprichl §'t2 Sofz 4 ÖbV-Bdrufsordnung Boden-Württemberg.

§ 8 ist durch die Ermöchtigung des § 20 Nr. 'l ousreichend gedeckl.

VY Nr.71 Werbeoerbot

11.1. Hirut:eise aru,f ilie Berulsausübunq müssen rni,t iler Stellung iles ÖbYermlnq.
als Amtsträger nereinbar sein. An Ausschrei,bungen lcanrü si.ch iler ÖbVermlng.
ni,chtbetei,li,gen, sul,ei,t er aerpf,ichtet i,st, lür Amtstäti,gkei,ten ili,e ilu,rch Verordnung

lestgelegten Kosten (§ 20 Nr.5 VermIngBO) zu erheben.

11.2. Di,e Bestellung, ili,e Amtssitzaerlegun4 und ili,e T'erb'i,nA,unq zu ei,ner Arbei,ts-
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§ 6 gertuei,nsah,a,lt ilürlen hiichstens zweimal in il,en tirtl,ichen Tageszei,tunqen wtd, ,i,n
dt - rachze'i'tschri,ften i,n einlanher rorm angeze'i,gt werilen. In ei,n Branchenaerze,i,chnis

il,ürfen si,ch ili,e öbvermlnq. unler ei,nem besond,eren Abschni,tt mit ,i,hrer Beze,i,ch-
rumg e,inmnl, ei,ntragen lassen. Arwei,gen, mit il,enen e,ine ,,8üroiibernahme,, oiler
ilcrglei,ahen angeboten wiril,, ilürlen s'ich nur aul il,i,e priaotrechtliche überunhme
iles Inaentars usw. bezi,ehen.

VV Nr. 16 Gemei,nschaften

16.1. Arbeits- und, Bürogemei,nschaften sinil nur aoi,schen öbvermlng. stufihalt
(§ 8 VermIngBO-DVO). Die Verwend,ung einer Firma d,er iler Zusammei-
schlyß zu e'iner iur'istischen Person iles priuaten Eechts s,ind, nur zuWsig, souteit
sie ilem Betri,eb techni,scher Hillsmittel d,i,enen.

16.2. Verträge über Arbeitsgemeinschaften, ilie aul il,ie unbi,lli,ge Bchlechterstellunq
e'i,nes Partrurs hinauslaufen, sind, m,i,t iler Btellun4 iles öbvermlng. als amtstrrigir
n'i,cht aere,i,nbar.

16.3. Bei ei,ner arbeitsgemei,nschaft i,st im ceschältsbuch lür ieitcn Aultrag nach
§ 2 Abs. 1 VermInqBO festzulegen, wer ilem Aultraggeber und, iler Aufsi,ahß-
behörile gegenüber aerantwortl,i,ch ist.

16.4. Di,e Einstellung unil, au,sbild,ung il,er Naß,huruchskrd.lte ist anqetegenheit
jeiles einzelnen öbvermln4. wegen il,er Ertei,lung aon, vermessungtg"n"ir*i,gunq"n
ogl. Nr. 17.2.3.

16.5. Die Verbinil,ung zu e'i,nnr Arbei,tsgemeinschaft oiler ileren Aulhsunq tei,lt d,ie
Aufsichtsbehihd,e dem Mi,nister iles Innern mit.

Anmerkungen
Vorbemerkung:

Der zweite Teil der Bo regelt die Ausübung des Amtes. § 6 umschreibt die allge-
meinen Amtspflichten des ÖbVermlng., wobei Satz B (Pflicht zu würdevoiläm
verhalten) eine Generalklausel ist. weitere Amtspflichten ergeben sich aus
§§ I Abs. 2 (Werbeverbot), I Abs. 3 (Führung von Bezeichnungen), 4 (Amts-
bezirk und Amtssitz), 7 (Schweigepflicht), 8 (Ilaftung), I i. V. m. § Z Abs. t
DVO (Durchführung der Aufgaben), l0 (Kosten), 16 Abs. 2 (Verbot der Berufs-
ausübung), 18 und 19 BO (Aufsicht und Disziplinarverfahren) oder aus anderen
Rechtsvorschriften, z. B. VermKatGes., Verwaltungsvorschriften oder An-
ordnungen der Aufsichtsbehörde (vgl. auch Anm. 3 zu § I BO). Nur wer Amts-
pflichten schuldhaft verletzt, begeht ein Dienstvergehen (§ 19 Abs. I BO);
vgl. wegen anderer Pflichtverletzungen Anm. 4 zu § 18 BO.

l. Pflichten, welche die gesamte Berufsausübung betrefi'en, sind in der BO
vereinzelt angesprochen (§ 2 Abs. 2 letzter Satzteil, § 3 Abs. 2 Nr. 4 i. Y. m.
§ l5 Satz I Nr. 3, §4Abs. 4, §5, §7 Abs. l, § 18Abs. 2und § 7Abs. I DVO
i. V. m. W Nr. l7.l). Solche Pflichten, soweit sie nicht bereits Amtspflichten
sind, können auch aus anderen Rechts- oder aus Verwaltungsvorschriften (r'gl.
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§ f Abq. 2 Satz I BO; W Nr. f .3) folgen. Hierzu gehört es 2.B.,_Yerpflichtungen § 6
äus Tarif- oder Werkverträgen zu beachten. Die Pflichten sind nach der Gene- c'

ralklausel des § 6 Satz 3 BO zu beurteilen. Verstöße gegen Pflichten, die nicht
Amtspflichtenbitd, können im Aufsichtswege nach § 18 Abs. 3 BO geahnde-t

werden; aus § 14 BO oder aus anderen Rechtsvorschriften können sich auch

anderö Folgen ergeben.

2. Auch die standesrechtlich nur empfohlene Einhaltung ungeschriebener Cle-

pflogenheiten gehört zu den Amtspflichten. obwohl die standesregeln des

boria"r Deutsäher Vermessungsinge-nieure (BDVI) für den ÖbVermlng. als

Amtsträger (Niedersachsen und Baden-Württemberg) wie auch als Angehörigen
eines freien Berufs gelten, kann davon &usgegengen wetden, daß sie im allge-

meinen dem Berufsrecht in Niedersachgen nicht widersprechen:

,,Allgemeine Richtlinien tür ilie Berutsausübung iler $ffentlich bestellten Yer'
messungsingenieure vom 10.6.1966 (Mitt. BDYI 1965 S.189).

A. Verhalten gegenüber der Allgemeinheit

§ I Allgemeine Pflichten

(l) Der öbVermlng. hat sich innerhalb und außerhalb seiner beruflichen
Tätigkeit so zu verhalten, wie es Würde und Stellung seines Berufsstandes er-

fordern.

(2) Er hat seinen Beruf sorgfältig, gewissenhaft und unparteüseh auszuüben.

(3) Seine persönliche und urirtschaftliche Lebensführung soll das in ihn gesetzte

Vertrauen und die Wertschätzung seines Berufsstandes durch die Allgemeinheit
rechtfertigen.

(4) Der ÖbYermlng. darf keiner sonstigen Tätigkeit nachgehen, die seiner

unparteüschen Berufsausübung hinderlich werden kann.

B. Das Verhalten gegenüber Kollegen

§ 2 Standeswidriges Verhalten

(l) Der ÖbVermlng. hat bei seiner Tätigkeit alles zu unterlassen, was der
üblichen Auffassung von kollegialem Verhalten widerspricht. Auf die berech-
tigten Interessen seiner Kollegen hat er die gebotene Rücksicht zu nehmen.

(2) Die Standespflicht der Kollegialität verbietet dem ÖbVermlng., Angriffe
gegen die Person eines Kollegen in Wort oder Schrift zu führen.

(3) Glaubt cler ÖbVermlng., daß ein Kollege standeswidrig handelt, so hat er
ihn aufden Verstoß gegen das Standesrecht hinzuweisen.

(a) Bleibt der Versuch einer persönlichen Ansprache erfolglos, so ist es Standes-
pflicht, den Verstoß gegen das Standesrecht dem Berufsverband zu melden.
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§6 §SUnerlaubteWerbung
(l) Der ÖbVermlng. handelt verbots- und standeswidrig, wenn er rn Praxis
wirbt. Nur Gewissenhaftigkeit und fachliches Können sollen den ÖbVermlng.
empfehlen.

(2) Die Bestellung zum Öbvermlng., die Verlegung der Geschäftsstelle sosrie
die Gründung und Veränderung einer Sozietät dürfen in der Fach- und Tages-
presse höchstens zweimal angezeigt werden. Derartige Anzeigen dürfen durch
ihre Art und Größe keinen werbenden Charakter haben.

(3) Praxisschilder des ÖbVermlng. dürfen nur &n und in dem Ilaus angebracht
werden, in dem sich die Geschäftsstelle befindet. Bei ihrer Größe und Gestal-
tung sowie der Art der Anbringung ist alles Reklamehafte zu vermeiden. Sie
dürfen außer Namen und Berufsbezeichnung keine weiteren Einweise auf die
Tätigkeit enthalten.

( ) Bei Verlegung der Geschäftsstelle darf an dem bisherigen Orü ein Hinweis
auf die Yerlegung nur für die Zeitdauer eines Jahres angebracht bleiben.

(5) Bei der Übernahme einer Praxis kann der Name des ausgeschiedenen
Kollegen in Stempeln und Briefköpfen höchstens I Jahr weitergeführt werden.
Das Praxisschild darf ebenfalls höchstens I Jahr belassen werden; der Name
ist durchzustreichen.

(6) Der ÖbVermlng. darf nicht dulden, daß sein Name in Bücher, Geschäfts-
kalender, Zeitschriften oder ähnliche Yerzeichnisse aufgenommen wird, die nur
eine beschränkte Anzahl der örtlich ansässigen öbVermlng. aufführen.

(7) Pntsprechend dürfen in Yerzeichnissen und Werken, die volletändige Listen
der ÖbYermlng. enthalten, nicht einzelne Namen im Druck besonders hervor-
gehoben werden. Dies gilt besonders für Adreß- und Telefonbücher.

(8) Die Firmierung im Branchenverzeichnis eines Adreß- und Telefonbuches
unter einer anderen Rubrik als der des ÖbYermlng. ist standeswidrig.

§ 4 Sozietät - Arbeitsgemeinschaft

(l) Sozietätsverträge zwischen ÖbVermlng., die nicht die Eigenverantwortung
jedes Partners gewährleisten oder eine unbillige wirtschaftliche Schlechter-
stellung eines Partners festlegen, sind standesvridrig.

(2) Bei derAuflösung einerSozietät hat jeder derPartner alles zu unterlassen,
was daraufabzielt, frühere Auftraggeber zu veranlassen, weitere Aufträge nur
noch ihm zu übertragen.

(3) Die Eingehung einer Bürogemeinschaft oder Sozietät mit einem Vertrags-
partner, der nicht ÖbVermlng. ist, ist standeswidrig.

(a) Es ist unzuläesig, einen ÖbVermlng. in einem Angestelltenverhältnis zu
beschäftigen.

§ 5 haxisübernahme

Die entgeltliche Übernahme einer Praxis ist nicht standeswidrig. Sie hat zu
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angeme§senen Bedingungen zu erlblgen und darf nicht dazu fähren, .daß $e.r § 0
übiernehmende in seiner wirtschaftlichen Unabhängigkeit beeinträchtigt *itd. u

C. Das Verhalten gegenüber dem Auftraggeber

§ 7 Vertrauensverhältnis

Zwischen einem ÖbVermlng. und seinem Auftraggeber besteht ein besonderes

Vertrauensverhältnis. Fordärungen und Anträge eines Auftraggebers, die der

Verpflichtung eines ÖbVermlng. zur unparteüschen Berufsausübung zuwider-
laufen, dürfen keine Berücksichtigung finden.

§ 8 Gebühren

(l) Der öbVermlng. ist verpflichtet, bei der Berechnung der Gebühren sich in
jeder'Weise an die für ihn geltende Gebührenordnung zu halten'

(2) Es ist unzulässig, geringere Gebühren und 4_uslagjn zu vereinbaren oder zu

io.d"*, als sie ai"-C"ftinrenordnung ftir ÖbVermlng. vorsieht. Eine nach-

trägliche Errnäßigung der Gebühren ist nur bei Vorliegen besonderer Um-

staide zulässig una äarf keinesfalls zu Werbungszwggken erfolg-en. Bei der

Durchführung-von Aufträgen für Kollegen oder eigene Mitarbeiter ist der Erlaß

oder die Ermäßigung der Gebühr zulässig.

(B) Es ist standeswidrig, für die Vermittlung oder Übertragung von Auf-
irä,g"r, einem Dritten einen Teil der Gebühren abzutreten oder sonstige Vorteile
zu gewähren."

3. § 6 Satz I statuiert eine der wichtigsten Pflichten des Öbvermrng., nämlich
die persönliche, selbständige, unparteüsche, gewissenhafte und zuverlässige

Amtsführung.

3.1. Die Pflicht zur persönlichen Amtsführung schließt die Mitwirkung von
Hilfskräften im Rahmen des § 7 Abs. I DYO und der w Nr. 17 nicht aus (vgl.
Anm. 5.1 zu § g). Der öbVermlng. ist verpflichtet Hilfskräfte heranzuziehen,
wenn dies nach der Art der angenommenen Aufträge erforderlich erscheint.
wirken Hilfskräfte im Rahmen der Amtstätigkeit mit, so kann es sich dabei
nur um bloße Hilfsfunktionen handeln, die nicht nach außen wirken (vgl. auch

§ 22 VermKatGes.). Wegen der selbständigen Berufsausübung vgl. § 3 Abs. I
Nr. 5 BO und die Anm. 1.4 hierzu.

3.2. Der ÖbVermlng. ist als Amtsträger unparteiischer Sachwalter auf dem
Gebiet des öffentlichen Vermessungsrvesens. Er muß daher auch den Anschein
vermeiden, parteüsch zu sein odär in Widerspruch zu seinen Pflichten zu
kommen. Dies gilt auch dann, wenn er andere Aufgaben nach § 2 Abs. 2 BO
wahrnimmt, die eine Amtstätigkeit vorbereiten oder damit in Zusammenhang
stehen (W Nr. 1.2). Unter dem Gebot der unparteüschen Amtsführung ist
auch § 5 DVO (Ausschluß von der Amtstätigkeit) zu sehen.

3.3. Die Vorschrift, Aufgaben und Pflichten gewissenhaft und zuverlässig
getreu dem geleisteten Eide zu erfüllen. enthä.It, auch wenn dafür nur eine

223



§6
allgemeine Formel gegeben ist, eine der wichtigsten Amtspflichten überhaupt
und hat ihr Vorbild in § 13 Abs. I VermIngBO 1938 und den §§ 10, 12 des
Preuß. Feldmesserregelements vom 2. 3. 1871. Gewissenhaftigkeit und Ztver-
lässigkeit sind das Fundament des Berufs. Verstöße hiergegen wirken immer
auch auf die Vertrauensstellung und sind regelmäßig ein nicht leicht zu neh-
mendes Dienstvergehen; sie können zur Amtsenthebung nach § f5 BO (vgl.
Anm. 3.8 zu § 3 und die Anm. zu § 15) und zu haftungsrechtlichen Folgen
(§ 8 BO) führen. Wegen der Verantwortung und Abgabe der Richtigkeits-
bescheinigung vgl. auch § I Abs. 4 BO. Die Aufsichtsbehörde prüft nach s 18
Abs. 2 und den YV Nr. 19 besonders durch Prüfungsvermessungen, ob der
ÖbVermlng. sorgfältig und gewissenhaft arbeitet. Die Sorgfaltspflicht kann
durch Verfehlungen oder allgemeine Nachlässigkeit verletzt sein. Abgesehen
voq X'ehlern bei der Feststellung und Beurkundung von Tatbeständen nach § 2
Abs. I BO in Vennessungsrissen, Abmarkungsniederschriften o. dgl. liegt,
abgesehen von dem Tatbestand des § 348 StGB, eine schwere Pflichtverletzung
vor, wenn der ObVermlng. Feststellungen, die von einer Hilfskraft getroffen
worden sind, als von ihm selbst getroffen bescheinigt. Auch wenn Verwaltungs-
vorschriften, z. B. Fortführungserlasse, wiederholt nicht beachtet werden.
zeigt dies einen Mangel an Zuverlässigkeit (Urt. Preuß. OVG v. 22.5.LS}O -Bd. 865.385; Klaß-Propping II S. 285 -). Die Zuverlässigkeit ist danach zu
prüfen, ob, abgesehen von der Frage persönlichen Verschuldens, objektive
Zustände bestehen, die nicht die Gewähr bieten, daß der öbVermlng. den An-
forderungen gerecht, wird. Zu den genannten Pflichten gehört aueh, daß er alle
Aufträge möglichst unverzüglich erledigt. Nimmt er Aufträge an, die er ent-
gegen den Erwartungen des Auftraggebers voraussichtlich gar nicht rechtzeitig
erledigen kann, so verhält er sich schultlhaft. wenn er die Verzögerung zu ver-
treten hat (vgl. Urt. d. Preuß. OVG v. 24.4. 1930 - PrVBl. 8d.52 S. t5:
Klaß-Propping II S. 284; vgl. auch Anm. 2.1 zu § 9). Der öbVermlng. darf die
Folgen unrichtiger Feststellungen nicht dadurch den Beteiligten aufbürden,
daß er sie zu einem Verzicht auf Schadensersatzansprüche veranlaßt.
3.4. Die Pflicht, die Beteiligten sachgemöß zu beraten und zu belehren (Satz 2),
bestimmt sich nach den Besonderheiten des Einzelfalles. Sie muß aber immer
soweit gehen, daß der Auftrag ordnungsmäßig ausgeführt werden kann. Die
Belehrung und Beratung muß richtig und ausreichend sein und unparteüsch
erteilt werden. Sie geht über Mitteilungen usw., die gesetzlich oder in Yer-
waltungsvorschriften verlangt werden, hinaus. Die Beratungspflicht soll die
Beteiligten vor allem vor Schäden materieller oder finanzieller Art bewahran.
Sie soll sich auf Gebiete beschränken, die zu dem Aufgabenkreis des ÖbYerm-
Ing. gehören. Der Kreis der Beteiligten umfaßt. soweit nichts anderes bestimmt
ist (2. B. durch § 7 BO), nicht nur den Auftraggeber, sondern erstreckt sich
auf alle Personen, deren Int'eressen durch den Auftrag berührt werden (2. B.
Grcnznachbarn), besonders auf diejenigen, die nach dem beurkundeten Amts-
geschäft Rechte erwerben sollen (2. B.: Erwerber von Trrnnstücken). Ob und
wann Beteiligte zu unterrichten sind, ergibt sich bei Aufgaben nach § 2 Abs. l
Nr. I BO besondors aus dem Vennl(atGes., einschlägigen anderen Rechts-
vorschrifben, dem Fortführungserlal} II und der Kostonordnung (2. B. über
erforderliche behördliche Genehmigungen. über Vermessungshindernisse, über
Kostenfragen, iiber Abmarkungen). § 6 i. \'. m. § 2 Abs. 2 BO (VV Nr. 1.2)
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§chließt nicht aus, daß d.er ÖbVermlng. fär seinen Auftraggeber Unterlagen' § 6
Genehmigungen usw. besorgt oder andere Formalitäten im Rahmen eines er-

teilten airftägs erledigt und somit die Beteiligten weitgehend tetreut. Un-

richtige Berat-ungen, Eelehrungen oder Auskünfte schädigen Achtung und

Vertriuen, die das Amt erfordert, und können Ansprüche auf Schadenersatz

(vgl. Anm. 2.2 ru § 8 BO) entstehen las§en.

8.5. Der öbVermlng. genießt als Amtsträgor eine Vertrauensstellung, die_der

eines Notars oder eiies Beamten ähnlich ist (§ 14 Abs. 3 BNotO; § 62 NBG).

Sein Verhalten innerhalb und außerhalb seines Berufs müssen dieser Vertrauens'

stellung entsprechen (satz 3). achtung und vertrauen erwachsen in erster

Linie ius deipeinlichen Erfüllung der Pflichten, dem fachlichen Können und

dem Gesamtvärhalten. Satz B bezieht sich sowohl auf die äußere Form der

Amtsführung als auch auf das persönliche Auftreten (w_egen Einschränkung des

Rechts auf ireie Meinungsäußerung vgl. NJW 1967 §. 891) und umfaßt das

Verhalten gegenüber deriAuftraggäbein, Kollegel, Hilfskräften und der Auf-
sichtsbehöääsowie die Zusammenarbeit mit den Vermessungs- und Kataster-

behörden und anderen öffentlichen stellen (vgl. w Nr. 1.4). Zum würdigen

Yerhalten außerhalb des Berufs gehört auch Ordnung in den wirtschaftlichen

VerhäItnissen (vgl. Anm. I.4 zu §e nO;und Sauberkeit im Privatleben. Auch

bei den in seinäm Ilausstand läbenden Familienmitgliedern sollte der Öb-

Vermlns. auf ehrenhaftes und sauberes Verhalten sehen, weil sonst sein eigener

Ruf leidZt. Der ÖbVermlng. soll auf die Wahrung seiner Ehre achten und nicht

einfach hinnehmen, wenn er zu Unrecht verdächtigt oder verleumdet n'ird:
er muß ggf. Klage erheben. Bei der wahrnehmung anderer aufgaben ist v\r
Nr. l.B §ät, Z zribeachten. Wichtig für die Wahrung der Berufsehre und Er-
füllung der Amtspflichten ist die Pflege eines Vertrauensverhältnisses mit der

Aufsiätsbehordel Es gibt keine Kammer der ÖbVermlng., die über Berufsehre

und Ansehen d.es gesi.mten Berufsstandes wacht. Die Mitglieder der Berufs-

vertretung (§ 2I Bö) unterstehen jedoch der Ehrengerichtsordnung des Bundes

der ÖbYerrnlng. e. V. - BDVI - (Mitt. BDVI. 1950 Heft 4 S' 8)'

4. Das Werbeverbot des satzes 4 erstreckt sich auch auf die anderen Aufgaben

außerhalb der Amtstätigkeit. Das ergibt sich aus § I Abs. 2 Sat'z 3, wonach der

Beruf kein Gewerbe ist. Hinweise auf die Berufsausübung müssen jede reklame-

hafte F,orm vermeiden. Praxiswerbung durch Zeitungsanzerger, i. der Brief-
überschrift oder durch andere Mittel sind mit der Stellung als Amtsträger un-
vereinbar. I)ie Zusammenarbeit z:urn Zwecke des Werbens mit Auftraggebern.
die außerhalb des Berufsstandes stehen, ist Amtspflichtverletzung. Inserate.
wie z. B. ,,Büroübernahme", können sich nur auf die privatrechtliche Übergabe
des Inventars u§w. beziehen (w Nr. 11.2). Die Bestellung als solche ist ein
Hoheitsakt, dem nicht vorgegriffen werden kann. vgl. auch die standesregeln
unter Anm. 2. Wegen Vergabe ron Aufträgon an ÖbVermlng. im Wege der
Ausschreibung vgl. V\r Nr. 11. l.

5. § 
g DVO und die vv Nr. 16 regeln. unter welchen \roraus§etzungen Arbeits-

und Bürogemeinschaften gebildet u'erden können. Die Bildung einer Arbeits-
gemeinschäft ist genehmigungspflichtig. Dies soll Yor allem verhindern. daß die
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§ 6 persönliche und selbständige Amtsführung (§ 6 BO) durch sittenwidrige
Knebelungsverträge oder bürgerlich-rechtliche Dienstverträge gefährdet wiid
(vgl. die Begründung zu § 8 Dvo). Eine Arbeitsgemeinschäfisetzt das Be-
stehen einer Bürogemeinschaft vorau§. Sogenannte ,,Mitarbeiterverhältnisse",
wie sie nach der Reichsgewerbeordnung z. B. zwischen vereideten Landmessern
u1{ Veryressungstechnikern oder mit Gewerbebetrieben zulässig waren, sind
nicht erlaubt. Die Einstellung von Hilfskräften, die gleichzeitig -Inhaber 

eines
gewerblichen Unternehmens sind, würde die gesetzliche Vorsöhrift umgehen
und daher unzulässig sein. wegen Haftpflichtversicherung vgl. w Nrn. tg.r
und 16.3.

6' Bei dem Sozietätsvertrag handelt es sich um einen Vertrag, der im wesent-
lichen den in den §§ 705 tr BGB enthaltenen Vorschriften übär die bürgerlich-
rechtliche Gesellschaft 

"lt"tliq$.Neben dem in der amtlichen Begründlung zu
§ 8 DVO zitierten Urteil (DVBI. 1958 S. 366; Mftt. BDVI l95Z-S. 28) ;,ird
wegen vertragsform, Gesellschaftsvermögen, der Eigentumsverhältnisse, des
eingebrachten Büroinventars, Führung der Geschifte, Gewinnbeteiligung,
Ssendigung der Sozietät, Schiedsgerichtsbarkeit usw. anstelle näherer Aimei-
kungen auf die ,,_!e!1a9h!u1gen z,m sozietätsvertrag zwischen öbvermrng."
in den Mitt. BDVI f95t S. 163/1Z8 sowie tg62 S. t2t verwiesen.

§ 7 §z
Schweigepflicht

(l) Der öffenttich besteltte Vermessungsingenieur hol, soweil nichls «rn-
deres beslimml isl, über die ihm bei seiner Berufsousübung bekonnlge-
wordenen Angelegenheilen verschwiegenheit gegen jedermonn zu be-
wohren und diese ouch den bei ihm beschöftigten Personen zur Pltichl zu
mcrchen.

(2) Die Beteiligten und die Aufsichtsbehörde können von der schweige-
pflichl befreien, die Aufsichtsbehörde jedoch nur, wenn ein öffentliches
lnleresse vorliegt.
(3) Die schweigepllicht bleibt ouch beslehen, wenn dos Aml erlischt. Dos-
selbe gilt für die beschöftigten Personen, wenn sie ous dem Arbeitsverhöll-' 
nis zu dem öffenttich bestellten Vermessungsingenieur ousscheiden.

Begründung

Die Vorschriflen über die Schweigepflicht enlsprechen im wesentlichen der bisherigen Regelung
in § 12 VermlngBO 1938. Die Ausdehnung ouf die Hilfskräfte, die Entbindung von der Schweige-
pflicht und die Fortdouer der Schweigepflichl noch dem Erlöschen des Amles oder Ausscheiden
der Hilfskröfte enlsprechen einem Bedürfnis und sind § 18 BNotO nochgebildel. § 7 enlspricht
§ 1 I ObV-Beruf sordnung Boden-Württemberg.

ltl: Nr. 12 l'erpfl,ichtilng zur l'ersch.u;,iegenhe,it

Der Öb\'erntlrry. hat d,ie Personen, die bei ihrt be.schäJtigt si,nd,, zur l'erschroiegem-
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heit zu aerpfl,i,ahten (§ 7 VermInCBO).Hierüber i,st ei,ne Ni,eÄerschrift aufz_u- §7
nehmen, iti,i'iter ÖbVirmln4. und, d,er Verpfl,i,ahtete unterschrei,ben. Sie ist zu d,en -
personalaWen iler Betrefrend,en zu nehmen. Di,e verpfl,i,chtung kann auch'i,n il'en

Arbei,ts-, Lehr- oiler P ralcti,kantenaertrag aulgerwmmen uerd,en.

Anmerkungen

t. § Z verschärft in zwei wesentlichen Punkten die entsprechenden Vorschriften
des § 12 VermIngBO 1938: Der ÖbVermlng. unterliegt jetzt einer absoluten

schweigepflicht, soweit nichts anderes bestimmt ist; außerdem kann e1 Ange-

legenheitön nur noch bekannt gelel, yeln ihn die Beteiligten_oder die Auf-
siähtsbehOrde von der Schweigepflicht befreien. Die Schweigepflicht erstreckt

sich ausdrücklich auf die gesamte Berufsausübung. sie gilt auch für den ver-
treter, den Yerweser (§§ ll Abs. 3, 17 Abs. 3) und das Personal des ObVermlng.
zt den beschäftigton Personen zählen auch die Nachwuchskräfte. Auf die

Schweigepflicht där Hilfs- und Nachwuchskräfte uird in der Regel in den

Einstellungsverträgen hingewiesen.

2. DiePflicht zur verschwiegenheit geht der Pflicht, die Beteiligten sachgemäß

zu beraten und zu belehren (§ 6 Satz 2) grundsätzlich vor. Sie besteht gegenüber

jedermann, also auch gegenüber Verwandten und der Berufsvertretung, sowie

gegenüber den Hilfskräf[en, soweit es sich um gehglm oder vertraulich zu be-

f,*"rra"md" Angelegenheiten handelt oder die Hilfskräfte nicht bei der Auf-
gabenerledig".rc i- Einzelfall. mitwirken (§ 7 Abs. I DVO). Insoweit kann

interstellt -*u"ä"n, daß der ÖbVermlng. stillschweigend von der Schweige-

pflicht entbunden ist, wenn die Beteiligten nichts anderes ausdrücklich ge-

iünscht haben. Die Schweigepflicht bezieht sich nicht auf Angelegenheiten.

die dem Öbvermlng. außerhalb seiner Berufsausübung bekannt geworden sind

und besteht nur, soweit nichts anderes bestimmt ist. Etwas anderes kann sich

z. B. aus Abs. 2, aus § tl (Vertreter), § l8 (Aufsicht), § l9 BO i. V. m. § 56 NDO
als Zeuge oder sachverständiger, aus § I38 stGB (Anzeigepflicht bei ver-
brechen oder vergehen) oder aus § 3 VermKatGes. (Einreichung von unter-
lagen) oder nach steuerrechtlichen Vorschriften ergeben. Hierzu 

^dürften 
auch

offenbarungen gehören, die eine Rechtspflicht erfüllen oder zum schutze eines

höherwertigin Rechtsgutes notwendig sind oder wenn eigene erhebliche
Interessen wahrgenommen werden. Die Schweigepflicht gilt auch nicht unbe-
dingt für den ,,dienstlichen Verkehr" oder bei der Durchführung von Aufgaben
(§ 0 BO), soweit die Bekanntgabe zum Auftrag gehört oder damit Berufs-
pflichten erst erfüllt werden, z. B. Einreichung von Vermessungsschriften. Sie

gitt auch nicht für Tatsachen, die offenkundig sind. Im Zweifel kann der Öb-
Vermlng. die Stellungnahme der Aufsichtsbehörde einholen; er bleibt jedoch

verantwortlich, wenn nicht Abs. 2 ntm Zuge kommt.

3. Im Zivilprozeß sind der ÖbVermlng. und seine Hilfskräfte nach §§ 383
Abs. I Nr. O, 380 Abs. 2 ZPO berechtigt, das Zeugnis zu verweige.rn, wenn sie

nicht von der Schweigepflicht entbunden worden sind. Ist der ObYermlng.
Prozeßpartei oder Angeklagter, so ist er, soweit dies zu seiner Rechtsverfolgung
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§7

§B

oder -verteidigung nötig ist (2. B. in einem Streit über Kostenforderungen), von
der Schweigepflicht befreit. Eine Aussage vor Gericht ist für den öbVermlng.
neben der Befreiung von der Schweigepflicht nicht genehmigungspflichtig wie
bei einem Beamten (§ 69 NBG). Im Strafprozeß können s§ 58, 5Ba StPO auf
ObVermlng. und ihre Hilfskräfte nicht angewandt werden, da sie nicht zu den
dort z. Z. aufgeführten Personen gehören. Folgt man dem Urteil des BVerwG
vom 14.2.1964 - VII C 93/61 - (ZBR, S. 157), so könnte jedoch der öb-
vermrng. wie der schiedsmann zu den anderen Personen des öffentlichen
Dienstes i. S. des § 54 SIPO gehören.

4. Die verletzung der schweigepflicht des öbvermrng. ist ein Dienstvergehen
(§ 19 BO). Hilfskräfte können ggf. fristlos entlassen werden. Wegen der zivil-
rechtlichen Haftung vgl. § 8 Bo. Um vor Schadenersatzansprüchen gesichert
zu sein, wird es sich empfehlen, bei der Prüfung, ob eine Schweigepflicht be-
steht, einen strengen Maßstab anzulegen. Nach § 353 b StGB kann die Ver-
letzung der Schweigepflicht strafrechtlich verfolgt werden, da der öbVermlng.
als Beamter i. S. des § 359 StGB anzusehen ist (vgl. Anm. 2 zu s l).

5. von der schweigepflicht wird wegen der Folgen in der Regel schriftlich be-
freit. Entbindet die aufsichtsbehörde im f,'alle eines öffentlic[en rnteresses, so
befreit dies den ÖbVermlng. von der Verantwortung. Ansprüche gehen dann
zu Lasten der Aufsichtsbehörde. Die Entbindung von der Schweigepflicht kann
mit dem ausdrücklichen Willen der Beteiligten in Widerspruch stehen, wenn
überwiegende öffentliche rnteressen im Gegensatz ztt den rnteressen der Be-
teiligten stehen. Was als öffentliches rnteresse gilt, ist nach gesellschaftlichen
Anschauungen frei von subjektiven Ermessen föstzustellen; däbei muß es sich
um ein Interesse handeln, das dem Gemeinwohl oder öffentlichem Wohl im
Gegensatz zu den Interessdn einzelner oder einzelner Gruppen dient. Ggf. sind
die öffentlichen und die privaten Interessen gegeneinander abzuwägen. Ein
öffentliches rnteresse kann z. B. vorliegen bei Anzeigen über strafbare Hand-
lungen, die dem ÖbVermlng. bei seiner Berufsausübung bekanntgeworden
sind, oder im engeren Bereich bei der Einreichung von Unterlagen nach § 3
Abs. I VermKatGes., soweit die Unterlagen über den örtlichen Befund hinaus
z. B. Planungen oder dergl. enthalten.

§8
Hoftung

(l) Yerlelzt ein öffeintlich bestellter Vermessungsingenieur bei seiner
Amlsousübung (§ 2 Abs. l) vorsälzlich oder fohrlösslg die ihm einem on-
deren gegenüber obliegenden Pflichlen, so hol er diesem den dcrous enl-
slondenen Schoden zu erselzen. Föltf dem öffentlich bestellten Yermes-
sungsingenieur nur Fohrlössigkeil zur Lost, so konn er nur donn in An-
spruch genommen werden, wenn der Geschödigle nichl onders Ersclz er-
longen konn. lm übrigen sind die Vorschriften des Bürgerlichen Geselz-
buches über die Schodenersotzpflicht bei einer von einem Beomlen begon-
genen Amtspflichtverlelzung enlsprechend onzuwenden.
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(2) Dos Lond hoftet nicht on Stetle des öffenttich bestelllen Yermessung* § 8
ingenieurs.

(3) Für eine Amtspflichtverletzung des Verlrelers hoftet der öffentlich
üesfellte Yermessungsingenieur neben dem Yerlreler ols Gesqmlschuld'
ner. lm tnnenverhöltnis ist der Yertreler ollein verpflichtet.

(4) Deröffentlich bestellteVermessungsingenieur ist verpflichtel, slch gegen

ai. xotpn:chtgefohren, die sich ous seiner Amlsousübung ergeben, ous-

reichend zu Yerslchern.

Begründung

Die Vorschrift schließt eine Lücke und entsprichl einem dringenden BedÜrfnis. 
-Sie 

folgt, bis ouf

eine Abweichung, §'19 BNotO, Diese Abwiichung betrifft den Ausschluß des Schadenersotzes

irt onae." weiä tiir die Amtsgeschölte des Notais noch den §§ 23 und 24 BNoto. Anders ols

b"i. Noto. umfoßt die Amtst-atlgkeit des ÖbVermlng. nur dle hoheitlichen Aulgoben §.2
ÄUs. f ), nichl dogegen ondere Aüfgoben. Nur für die hoheitlichen Au{go_ben holtet der Ob-

V;;;i;'g. noch Aätirecht (§ 8S9 aGB);,im übrigen gill Vertrogsrecft Qie Regelung enlspricht

i"r Ui.i".ig"n Auflossunf über die Schodenärsotpflicht noch der VermlngBO 1938. Als

,,ö"Uijfr."nü"omler" nocf,. den Slootshoflungsg-eset en wor eine Ho{tung des Slootes bei

hoheitlicher Töligkeil des ÖbVermlng. ousgeschlossen.

Absofz 4 entspricht einem dringgnden Bedürfnis und der bisherigen ollgemeinen Proxis. Dos

t-äna trott"f n'icht on Stelle des-ÖbVermlng.; ieder Auftroggeber dorl ober wegen der öffent'

lichen Stellung des ÖbVermlng. erworlen, doß dieser bei der AmlsousÜbung g^enouso gegen

Schäden versicherl ist, wie dos-noch den §tootshoftungsgesefzen der Foll ist. § 10 ÖbV-Berufs'

ordnung Boden-WÜrttemberg enthölt eine enlsprechende Vorschrifl'

V Y Nr. 13 Hafffiichtuersi,cherung

13.1. Der ÖbVermlng. hat ili,e Höhe il,er Versicherung gegen ili,e Haftpficht'
gefahren, itie sich aus sei,ner Amtsausübung bei, Personen-, Saph- unil Vermägens-

trnm"n ergeben (§ S Abs. 4 YermIn4BO), nanh il,em Umlanq unil !'er Art iler
Amtstd,ti,gieit zubemessen. Ei,ne Selbstbeteiligunq,i,st zukßsig. Bei Arbeitsgeme'i,n-

schalten hat ieiter ÖbVermlng. d,i,e Haftpfl,ichtuersi,cherung abzuschliepen'

13.2. Die zuständ,i,ge Btelle, an ilie iler Vers'i,cherer Anzeigen n'anh § 158c Abs. 2
iles Gesetzes über il,en Versi,cherunqsaertraq aom 30. 5. 1908 zu ri,chten h'at, i,st ilie
Aulai,chtsbehörile ( N r. 1 8.2 ).
13.3. Die nanh § 22 Abs. 2 Satz 7 VermIn7BO als bestellt geltend,en ÖbVermlng-

haben iler Aufsi,cht.sbehörile'i,nnerhalb aon ilrei, Monaten nach Veröffentl'ichung
il,i,eser Verualtungsuorschrilten nanhzuwe'isen, ui,e si'e si,ch gegen die Haltpfli,cht-
gelahren uersichert ha,ben, ilie sich aus iler Amtsausübung ergleben-

Anrntrkurtgon

l. Nach der bisherigen Rechtslage rvar § 823 Abs. 2 BGB i. V.m. § l3 Verm-
IngBO 1938 mittelbar als Anspruchsgrundlage fär Schadenersatzleistungen des

ÖbVerrnlng, anzusehen (vgl. Entsch. des RG v. 15. 3. l9l2 in AYN l9l3 S. 459r
vgl. a.uch NJM967 S. 697). Der Staat haftete, jedenfalls im Geltungsbereiclr

229



§B des preußischgp und braunschweigischen Rechts, nicht nach art. 84, s 
g3g BGB

an Stelle des ÖbVermlng.

2.1. § 8 behandelt nur die Haftung des öbvennlng. bei Amtspflichtverletzun-
gen. Die vorschrift begründet ferner einen schadenersatzanspruch nur gegen
den Öbvermrng. selbsi. Da der öbYermrng. nicrrt Beamter'im staatsrecht-
lich-en^s-11111:-gelten für ihn nicht die vorschriften über die Beamtenhaftung
lach__§ 839 BGB. § 8 Bo gilt nicht, wenn der öbvermrng. seine pflichten beI
der wahrnehmung anderer Aufgaben verletzt (vgl. s z Abs. 2 Bo und Be-
q$ndu18 zu § 8 Bo). rn diesen Fällen haftet er nach vertragsrecht od.er nach
§§ 823 tr. BGB. Die rraftung aus der Amtstätigkeit ist in § g abschließend ge-

legelt, daneben kommt insoweit eine Haftung nach s§ g23 tr BGB nichtln
Betracht. § 8 Abs. I Bo entspricht inhaltlich weitgehLnd § 889 Abs. I BGB.
Literatur und Re-chtsprechung zu § 68g BGB sind äaher zü beachten. wegen
der-Algrenzu-ng der Arntstätigkeit von den anderen Aufgaben vgl. vv Nr. t.z
und Anm. 2.6 nt § 2 BO.

2.2 Ab* I Satz I setzt zunächst vor&us, daß d.er öbVermlng. bei, d. h. in
Ausübung seiner Amtstii,tigkeit, seine Pflichten verletzt hat. pflIichtverletzung
und entstandener schaden müssen ursächlich zusammenhängen. Tätigkeitenf
die nur in einem äußeren Zusammenhang mit der Amtstätigfeit stuhä (,,bei
Gelegenheit"), fallen nicht unter s s Bo (vgl. Anm. r0). Der tinatt dieser Amts-
pflichten, soweit sie eine Haftung auslösen können, bestimmt sich in erster
Linie nach der Bo. rrierzu gehören z. B. die unparteüsche, gewissenhafte und
zuverlässige Erledigung der Aufträge und die sachgemäße Beratung und Be-
lehrung der Beteiligten (§ 6 Bo), die schweigepflictri 19 z Bo), die p-flicht, alle
Aufträge anzunehmen, frist- und sachgemäß sowie technisch und wirtschaftlich
zweckmäßig auszuführen (§ 9 Abs. 2 Bo), die Beachtung der erlassenen Rechts-
l{^V"ry4tyngsvorschriften (§ I Abs. B BO) und von Zuständigkeften (§§ 2,
4 BO, § 7 DVO). Wegen der Pflichten vgl. auch die Anm. zu s§ 6, Z, g BO. 

-

? 3r Die Amtspflichtverletzung muß vorsätzlich oder fahrlässig (also schulcl-
haft) begangen sein. Haben mehrere den schaden verursacht, so haften sie
entsprechend § 840 BGB als Gesamtschuldner (§ s Abs. l Bo). vorsätzlich
handelt, wer die obliegenden Pflichten bewußt und gewollt verletzt. Fahrlässig
handelt. wer die im verlrthr erforderliche sorgfalt außer acht läßt (§ 276 BGBi.
Fahrlässigkeit.umschließt auch die grobe Fahrlässigkeit. Fahrlässig handeln
kann z. B. ein Öbvermr,g., der besteliende klare vorschriften unrichtg ausregt
oder sich nicht darüber unterrichtet, daß Vorschriften geänderü worden sinä.

2.4. Die Amtspflicht muß ferner einem anderen gegenüber verletzt worden
sein. Andere können sowohl der Auftraggeber. sonst Beteiligte wie auch andere
Personen sein, deren rnteresse durch die Amtstätigkeit berührt wird, besonders
auch derjenige, der auf Grund einer öffentlich beurkundeten Unterlage (§ 2
Abs. I Nr. 2 BO) Rechte erwerben will. Anderer kann auch sein, wer durch die
Amtshandlung nur mittelbar oder unheabsichtigt betroffen wird. Anderer kann
auch eine öft'entlich-rechtliche Körperschaft sein. Beteiligte andere Personen
können z. B. sein: Grundstückseigentümor und Grenznachbarn bei der Ab-
markung einer Grundstücksgrenze sowie Errverber von Trennstücken. durch
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verletzung der schweigepflicht Geschädigte (§ 7 BO), der Bauherr, der auf § I
Grund eiies unrichtigen, offentlich beurkundeten Lageplanes ein Bauwerk

über die Grundstücksgrenze hinaus errichtet oder nach einer öffentlich be-

urkundeten Vermessurig von falschen llöhenbezugspunkten ausgeht. Der Öb-

vermlng. kann auch gegenüber dem Lande haften, wenn z. B. infolge un-

richtigei Vermessungssctiriften das Liegenschaftskataster oder die Landes-

,r"*ä.orrg berichtigl werden müssen und daraus ein Schaden entsteht (vgl.

auch W N=r. ta.a1. Sihadenersatzansprüche können ferner entstehen, wenn auf
6em Vermessungsgelände durch ein Verschulden des ÖbVermlng. in- Ausübung
seines Amtes eineÄ anderen ein Körper- oder Sachschaden entstanden ist'

2.5. schaden ist jeder Nachteil, den ein umstand, Ereignis oder unterlassen
für die Rechtsgüier einer Person hat. Schadenersatz ist der Ausgleich dieses

Nachteils. Art ünd IIöhe der Schadenersatzleistung richten sich nach §§ 249 tr
BGB. Für schadenersatzansprüche ist der ordentliche Rechtsweg gegeben (vgl.

§ 40 Abs. 2 VwGO). Der Geschädigte muß die schuldhafte Amtspflichtverlet-
äung und den hierd,urch entstandenen Schaden beweisen. Der Anspruch auf
Ersätz aus unerlaubten Ilandlungen verjährt in drei Jahren, ohne Kenntnis
des schadens und des Ersatzpflichtigen in 30 Jahren (§ 852 BGB; § 8 Abs. I

Satz 3 BO).

2.6. Soweit es sich um bescheinigte Arbeiten im Rahmen der Amtsausübung

(s 2 Abs. t BO) handelt, kann sich der ÖbVermlng. in der leee1-nicht durch

äerufung auf mitwirkende Hilfskräfte entlasten, da er nach § 9 Abs. 4 BO für
die Richltigkeit d.er Vermessungsschriften usw. allein verantwortlich ist (vgl.

§ 7 Abs. I bVO und W Nr. 14.21. Der ÖbVermlng. haftet insoweit weder nach

§ ZZS nocn nach s SBI BGB für Schäden, die seine Hilfskräfte verursacht
üaben; er haftet seibst nach § 8 BO, wenn ihn der Vorwurf einer Amtspflicht-
verletzung tntrt. Zur I{aftung der Hilfskräfte vgl. Anm. 10.

B. Abs. I Satz Zentspricht § 839 Abs. I Satz 2 BGB; hiernach ha{tet der Öb-

vermlng. bei x'ahrlässigkeit im Rahmen der Amtshaftung nu1 subsidiär. Er
kann daher erst in Anspruch genommen rverclen. wenn tler Verletzte nieht auf
andere Weise Ersatz erlangen kann.

4. Nach Abs. I satz 3 sind im übrigen die vorschriften «les BGB über dit'
Schadenersatzpflicht bei Amtspflichtverletzungen durch Beamte entsprechend
anzuwenden. Hiernach gilt § 839 Abs. 3 BGB, wonach die Ersatzpflicht nicht
eintritt. wenn der Verletzte vorsätzlich «rder fahrlässig unterlassen hat, den
Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwonden. Unter Rechts-
mitteln sind alle Rechtsbehelfe, die sich unmittelbar gegen die Amtspflicht-
verletzung mit dem Ziele richten, den Scha,«len zu beseitigen, zu berichtigen
oder abzuwenden, zu verstehen; hierunter fallen auch Aufsichtsbeschwerden
und Gegenvorstellungen. Mitwirkendes \rerschulden des Verletzten ist zu
berücksichtigen (§ 254 BGB). Es gelten die Verjährungsfristen des § 852 BGB.

5. Der Ausschluß der Staatshaftung (Abs. 2) nach fut. 34 GG entspricht der
Regelung der Staatshaftungsgesetze für sog. Gebührenbeamte (vgl. § I Abs. 3
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§B des preuß. Staatshaftungsgesetzes vom l. 8. 1g0g - Pr. GS S. 691). Auch für
{ptsp{cltyerletzungen des Verwesers haftet nicht der Staat, weil nach s lT
abs. 3 Bo für den Yerweser die Bo entsprechend gilt und d.er verweser alle
Pflichten und Rechte des ObVermlng. hat (vgl. Anm. 4.1 zu s f7 BO).

9._Ab!,3 gilt nur bei Amtspflichtverletzungen des bestellten vertreters (§ ll
Bo). Liegt zugleich eine Amtspflichtverletzung des öbvermrng. vor, so ha?tet
dieser nach abs. l. Das gilt besonders auch, wenn er das Tätigwerden eines
Vertreters ohne Yertretungsmacht verschuldet hat (vgl. W Nr. 15.2). Die
lllftgng des Vertretersrichtet sich über § ll Abs. B nach Abs. I und 2 des § g
Bo. Der Staat haftet daher nicht an seiner Stelle. Die gesamtschuldnerische
Haftung richtet sich nach § 421 BGB. Die Regelung für das rnnenverhältnis
nach abs. 3 Satz 2 ist nicht zwingend. Es kann etwas anderos vereinbart wer-
den. Ergeben sich aus Haftungsfragen vermögensrechtliche streitigkeiten
zwischen Öbvermrng. und Yertreter, so sinc die ordentlichen Geric[te zu-
ständig.

7. Wegen der Haftpflichtversicherung (Abs. 4) vgl. W Nr. lB und d.ie Be-
qrün{ung zu § 8 BO. Abs.4 gilt auch für den Verweser ("gt. § lT Abs. B BO).
Das Gesetz vom 30. 5. 1908 (RGBI. S. 263) ist durch Gesetz vom 5. 4. 1965
(BGBI. I S. 213) zaletzt geändert worden (vgl. W Nr. lB.2). Wed.er in der BO
noch in der DVo oder in den vv ist eihe bestimmte Höhe der versicherungs-
§umme benannt worden, weil Art und umfang der Amtstätigkeit bei den
einzelnen Öbvermrng. stark v<;neinander abweichen. za beacf,ten ist, daß
Abs. 4 den Abschluß einer versicherung nur gegen solche Haftpflichtgefahren
zwingend vorschreibt. die sich aus der Amtsausübung bei Personen-, sach- und
verrnögenss_chäden ergeben. Aus der Grundkonzeption der Bo (Amtsträger
nur fär Aufgaben auf dem Gebiete des öffentlichen vcrmessungswesens) war
davon abzusehen, Vorschriften über eine Yersicherung gegen Haftpflicht-
gefahren aus der Wahrnehmung anderer Aufgaben aufzunehmen. Die Emp-
fehlungen der Berufsvertretung für die nach Abs. 4 abzuschließende sowie für
eine Versicherung gegen Haftpflichtgefahren, die sich aus der Wahrnehmung
anderer Aufgaben ergeben und mit einem erheblich größeren Berufsrisiko ver-
bunden sein können. sollten berücksichtigt werden. Das gleiche gilt auch für
eine Versicherung des Vertreters. Bei Arbeitsgemeinschaften vgl. W Nr. 16.3.

8. Der ÖbVermlng. ist zwar nach § I Abs. 4 BO (VV Nr. 14.2) für die Richtig-
keit der von ihm angefertigten Vermessungsschriften usrv. verantwortlich
und haftet dafür. Daraus folgt jedoch nicht, daß die Verrnessungs- und Ka-
tasterbehörde vorbehaltlos Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster
oder die Landesvermessung übernehmen darf. Auch der Grundbuchrichter,
dem notarielle Urkunden für eine Eintragung im Grundbuch vorgelegt, werden,
ist von einer Prüfung dieser lJrkunden nicht, befreit und kann ggf. haftbar
gemacht wer«len. Jedoch kann die Vermessungs- und Katasterbehörde regel-
mäßig nur verpflichtet, sein. nachzuprüfen, ob die vorgelegten Vermessungs-
schriften oder dergl. Mängel enthalten. die sich aus ihnen selbst oder aus dem
Vergleich mit den vorhandenen Unterlagen offensichtlich ergeben. Keinesfalls
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kann die Sorgfaltspflicht so weit gehen, die Vermessungsarbeiten an Ort und § B
Stelle regelmäßig äu überprüfen. Bestehen Zweifel, so gehört es zur Amts-
pflicht där Verilessungs- und Katasterbehörde, die Vermessung durch den
'öbv"**Irrg., ggf. an Ort und Stelle, nachprüfen zu lassen oder u. U. selbst zu

überprüfenl übernimmt die Behörde aus den eingereichten Vermessungs-

schri?ten fehlerhafte Angaben, die sie hätte erkennen müssen, so haftet das

Land nach § 8Bg BGB ilY. m. Art. 34 GG für die Amtspflichtverletzung des

zuständigen"Beamten. Die Sorgfaltspflichtverletzung, des ÖbVermlng. an sich

entlasteidie Behörde nicht, wenn sie diese hätte aufdecken müssen; allerdings

greift die subsidiaritätsklausel des § 839 4bs. I Satz I BGB Platz, die 8!89n-
Eue" q 8 Abs. I Satz 2 Bo Vorrang hat. Umgekehrt entfällt eine Amtspflicht-
,rerl"täurg des öbVermlng. nicht schon deshalb, weil die Vermessungs- und

Katasterb"ehörde Fehler ais den Arbeiten des ÖbVermlng. schuldhaft über-

,ro**".r hat. Wenn die Vermessungs- und Katasterbehörde oder eine andere

zuständige Behörde unrichtige Yermessung-sunterlagen fü'r -obvermlng. an-

i""tigt oäer unrichtige Ausktinfte erteilt und sich hieraus Schadenersatzforde-

.ornz, erseben, so känn das Land oder die andere Körperschaft allein haftbar

,"i"] *""i den 
'öbvermlng. 

aus der Verwendung der ln]erlaggl kein Vorwurf
i.iri. o", verantwortlichJ Beamte kann bei grober Fahrlässigkeit in Regreß

g"rro**"" werden. Das Recht auf Nachprüfung von vermessun-gsschriften

iach § 2 Abs. I Nr. I BO folgt aus-_§_3 Abs. 2 des Vermessungs- und Kataster-

g"."tät (vgl. Anm. 4 zu § 9 POl. Wegen Haftung bei versäumter Amtsenthe-

bung vgl. Anm' I zu § 15 BO.

g. Bei d.er Wahrnehmung anderer Aufgaben (§ 2 Abs. 2 BO) wird der Öb-

Vermlng. auf Grund einei VertragsLin der Regel Werkvertrag) tätig (vgl. VY
Nr. l.Birnd Anm. l.2zu s g BO). Da die durch den Vertrag übernommenen

Pflichten privatrechtliche Vertragspflichten sind, gilt- insoweit lediglich Ver-

tragsrechti Die schuldhafte Verlätzung der damit übernommenen Pflichten

beg"ründet eine Vertragsverletzung und verpflichtet zum Schadenersatz' Der

Uätarrg der Haftung kann durch Vertrag beschränkt oder ausgeschlossen

werden] Wie bei jedei Vertragshaftung trifft den Geschädigten die Beweislast

für den Schaden, den Schädiger für das fehlende Verschulden. Bei Verletzung
vertraglicher pflichten g"g"iüb", dem anderen haftet der ÖbVermlng,. als

Geschäftsherr nach § 2?8 BGB auch für Verschulden von Hilfskräften (Haftung
für Erfüllungsgehilfän). Auch diese Haftung kann vertraglich eingeschränkt
oder ausgeschlossen werden (§§ 278, 276 Abs. 2 BGB).

10. Bei unerlaubten Handlungen haftet der ÖbYermlng., wenn er andere Aul'-
gaben nach § 2 Abs. 2 BO wahrnimmt oder wenn zwischen der Amtstätigkeit
ünd der Handlung kein innerer Zusammenhang besteht (vgl. Anm. 2.2) nach

§§ g23 tr BGB. Eine sehadenersatzpflicht kann sich insoweit ergeben, wenn
äürch ein Verschulden andere körperliche oder materielle Schäden erleiden,
z. B. wenn ein Verkehrsteilnehmer bei einer Vermessung infolge schuldhaft
unterlassener Verkehrssicherung geschädigt wird. \Virdder Schaden durch eine

Ililfskraft verursacht. wobei es gleichgültig ist. ob es sich um die Mitrvirkung
bei Amtshandlungen oder bei der \\'ahrnehmung anderer Aufgaben handelt, so
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§B

§e

ist die Hilfskraft nach § 823 BGB ersatzpflichtig. Jedoch haftet ggf. daneben
als Gesamtschuldner (§ 840 Abs. I BGB) auch der öbvermrn{.1 und zwar
nach § 831 BGB oder,§ 8 Bo, je nachdem, ob es sich um die Miiwirkung bei
anderen-aufgaben nach § 2 Abs. 2 Bo oder bei der Amtstätigkeit handeltl rm
letzten Falle kann die mangelnde Beaufsichtigung der Hilfskraft eine ver-
letzung der gegenüber dem Geschädigten bestehenden Amtspflicht darstellen.

§e
Durchführung der Aufgoben

(t) Der öffenrlich bestetlte Yermessungsingenieur wird nur ouf Anlrog
tötig. Er ist jedoch befugl, im Zusqmmenhong mit einer beonlrogten ver-
messung noch § 2 Abs. I Nr. I Abmorkungsmöngel zu beheben.
(2) Der öffentlich bestetlte vermessungsingenieur ist gehotten, otte Auf-
lröge noch § 2 Abs. I onzunehmen und ln gebotener Frist sochgemöß sowie
technisch und wirlschoftlich zweckmößig ouszuführen. Er dorf einen sol-
chen Auftrog nicht ohne qusreichenden Grund oblehnen.
(3) Der öffenltich beslellte vermessungsingenieur hot bei seiner Amls-
ousübung (§ 2 Abs. l) die erlossenen Rechls- und verwollungsvorschriflen
zu beqchlen. Er hqt bei ollen vermessungsorbeiten dorouf zu ochten, doß
durch seine Arbeit die Londesvermessung und dos Liegenschoftskolosler
fortgeführl und vervottstöndigt werden können.
(4) Der öffentlich bestetlte vermessungsingenieur ist für die Richtigkeit
der ongeferligten vermessungsschriflen, Zeichnungen, plöne und onderen
Ergebnisse veronlwortlich und hol ihre Richtigkeit zu bescheinigen.

§5DVO
Ausschluß der Amtstötigkeit

('l) Der öffentlich bestellte vermessungsingenieur isl von der Ausübung seines
Amles ousgeschlossen, wenn

o) er bei der den Gegenslond des Auflrogs bildenden Angelegenheit selbst beteiligt
isl oder zu einem Beteiligten in dem Verhöltnis eines Mitberechtigten oder Mil-
verpflichleten sleht;

b) sein Ehegotle, früherer Ehegotte oder Verlobter beteiligt ist;

c) er mil dem Auftroggeber in geroder Linie oder im zweilen Grode der Seilenlinie
verwondl oder verschwögerl ist, ouch wenn die Ehe, durch welche die schwöger-
schofl begründel isl, nicht mehr bestehl;

d) er gesetzlicher verlreler oder Mitglied eines zur verlrelung ermöchligten orgons
eines Auflroggebers isl;

e) er oder eine milwirkende Hilfskrofl in der den Gegenslond des Auflrogs bildenden
Angelegenheit Bevollmächligle eines Beleiliglen sind.

Ein Versloß berührt die Gültigkeil der Amtshondlung nicht.
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(2) Absotz I gilt nicht bei Auftrögen in einem behördlich geleiteten Verfohren. § 9
(3) Erklört sich der Öffentlich bestellle Vermessungsingenieur ous qnderen GrÜnden

für befongen, konn er sich der Tötigkeit enlholten. Er hot seine Amtstötigkeil zu ver-

sqgen, wenn sie mil seinen Amtspflichten nicht vereinbor wöre.

§7DVO
Hilfskröfte, Ausbi ldu ng von Nochwuchskröften

(1) An den Aufgcben des öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs können ge-

eignete und fochgemöß vorgebildete Hilfskröfte im Arbeitnehmerverhällnis mil-

wi-rken, soweit die wirksomJÜberwochung der Arbeiten durch den Öffentlich be-

slelllen Vermessungsingenieur eigenveronlwortlich gewöhrleislet ist. Bei Ver-

messungen im Felde noch § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Berufsordnung dÜrfen Hilfskröfte' die

Vermessungsergebnisse in die Unterlogen (§ 3 Abs. 1 des Vermessungs' und Ko'
loslergeselzes) eintrogen und diese unlerschreiben, nur milwirken, wenn die Auf'
sichtsbehörde dies geslotlel hol.

(2) Der öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist berechtigt, Nochwuchskröfte

für den Vermessungsberuf ouszubilden. lhre Anzohl soll in einem ongemessenen

Verhältnis zur Anzohl der beschöftigten Hilfskröfle slehen. Die Aufsichtsbehörde

konn die Einstellung von Nochwuchskröften unlersogen, wenn der Öffentlich be'

slellle Vermessungsingenieur nichl die Gewöhr fÜr eine erfolgreiche Ausbildung

bietet.

Begründungzu§9BO

Absofz 1 Sofz'l entspricht der bisherigen Rechtsloge. Sotz 2 gibl dem ÖbVermlng. die Befugn-is,

einen bei einer Vermessung zur Einrichtung und Fortführung der Londesvermessung oder des

Liegenschoflskoloslers festglstellten Abmorkungsmongel, z. B. ouf einem-Nochborgrundstück,
ohn-e besonderen Antrog iu beheben (§§ 16, lE des Vermessungs und Kotostergesetzes vom
8. 11. 1961). Die vorgesähene Regelung enlsprichl einem proklischen BedÜrfnis und deckl sich

mit § 6 Abs. 2 ÖbV-Berufsordnung Boden-WÜrtlemberg.

Der öbVermlng. wird bei der Aus{ührung von Auflrögen noch § 2 Abs. 1 stets ols Amlströger
und nichl ouf Grund eines privotrechllichen Verlroges lölig.

Noch § 10 Abs. 1 VermlngBO 1938 wor der ÖbVermlng. gehollen, olle Arbeiten ouszuführen,
für die-er ouf Grund seiner Zulossung ols foch- und sochkundig onzusehen ist. Die Verpflichtung
wor ouch bisher schon ols zu schorf ongesehen worden, da es schwerwiegende Gründe geben
konn, die Berufstötigkeit zu versogen. Die Benennung von Gründen, noch denen ein Tötig'
werden ousgeschlossen isl oder ein Anlrog wegen Befongenheil obgelehnl werden konn, soll
der Durchführungsverordnung überlossen bleiben. Absotz 2 beschrönkt die grundxitzliche
Verpflichtung zur Annohme von Antrögen ouf die Amtstätigkeil (§ 2 Abs. 1). Mil der Vorschrift
soll erreicht werden, doß der ÖbVermlng, seine Diensle dem Auflroggeber, der ihn in ongemes-
sener Weise und unter zumutboren Bedingungen ongehl, zur Verfügung steht. Die Vorschrift,
doß der ÖbVermlng. die Anlröge in gebolener Frisl, sochgemöß sowie lechnisch und wirt-
schoftlich zweckmäßig ouszuführen hol, enlsprichl inholllich § 14 VermlngBO 193E und soll ihn
veronlossen, die lechnischen Forlschritle und Verbesserungen zu verfolgen und sie ouch in der
Proxis onzuwenden. Absotz 2 deckt sich im wesenllichen mit § 15 BNolO.

Absofz 3 enlspricht den §§ 14, 15 Abs. I VermlngBO 1938. Soweil es sich um Arbeiten hondelt,
die in die Londesvermessung oder dos Liegenschoflskolosler übernommen werden, liegl avor
bereits eine Bindung on die Weisung des Minislers des lnnern ols oberste Vermessungs- und
Koloslerbehörde noch § 3 Abs. 3 des Vermessungs- und Kotostergesetzes vor. Es empfiehll sich

iedoch, wie bisher eine Verpflichtung zur Beochlung von Rechls- und Verwoltungsvorschriften
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I O bei der gesomlen Amlsousübung (§ 2 Abs. 1) und zur Mithilfe bei der Neueinrichtung der Lon-
Ü - desvermessung und des Liegenschottskolosters ousdrücklich wieder oufzunehmen. Absotz 3

enlsprichl inholtlich § 1't Abs. 2 des Vermessungsgesekes Boden-Württemberg und § 9 Abs. 'l
ObV-Berufsordnung Boden-Württemberg.

Absotz 4 deckt sich im wesentlichen mil der bewöhrlen Fossung des § 13 VermlngBO 1938.
Wegen der Amlsstellung und persönlichen Amlslührung isl herousgeslellt, doß der ÖLVermlng.
für die Richligkeit der Arbeiten verontwortlich ist.

Begründungzu§5DVO

§ 5 ergönzt ouf Grund der Ermöchtigung des § 20 Nr. 1 der Berufsordnung die Vorschrift des
§ 9 Abs. 2 der Berufsordnung. Er benennt die Gründe, noch denen der öbvermlng. von der
Amtstätigkeit ousgeschlossen ist, rvenn er sich wegen Be{ongenheil einer Tötigkeiienthollen
konn und wenn er seine Tötigkeil zu verscgen hal. Der Ausschluß der Amlstäligkeil noch
Absofz I soll iedoch nichl für Agflröge in einem behördlich geleilelen Verfohren gellen, in dem
flslstehende Angoben in_ die Ortlichkeit zu überlrogen oder Grenzen und topogrophische
Gegenstönde lediglich oufzumessen sind. Die Vorschrifl ist §§ 16 und 14 Abs. 2 BNotO oniepoßt.

Begründungzu§7DVO

§ 7 ist durch die Ermöchtigung in § 20 Nr. 4 der Berufsordnung gedeckt.

Noch § 6 der Berufsordnung hot der ÖbVermlng. sein Aml persönlich ouszuüben. Dies schließl
iedoch die Mitwirkung von Hillskröften nichl ous, soweil die Beurkundungen nichl von dem öb-
Vermlng. persönlich wohrzunehmen sind.

Absotz'l soll eine LÜcke im bisherigen Berufsrechl schließen. Die Beschöftigung von Hillskröflen
wor bisher lediglich durch § 5 der.Geschörtsordnung (Anl. C zu den AV zur VermlngBo 193E)
im..Grundsolz_ongespr-ochen worden. Nöhere Vorschriflen über die Beschöfligung-von Hilfs-
kräften enthölt der RdErl. des RMdt vom 25. Mörz1939(MBliv s. 225 - GütrL-Mdl 14216)
i. d. F. des RdErl. des Nieders. Mdl vom 10. September 't957 (Nds. MBl. S. 762 - GüIL Mdi
\401!1). Es fehlt iedoch on einer gesetzlichen Grundloge, die hiermit geschoffen werden soll.
Die Berechtigung, Hillskrölte zu beschäfligen, soweil dies mil der Rechisstellung des öbVerm-
lng_. vereinbor ist, soll ein rolionelles Arbeiten und einen reibungslosen und lJrmingerechlen
Ablouf der Geschäfle ermöglichen. Die Vorschrifl, noch der Hilfskröfle bei bestimmtenUrkunds-
vermessungen im Felde nur mit besonderer Genehmigung der Aufsichlsbehörde beschöftigt
werden dürfen, entspricht bisheriger Übung und einäm proktischen Bedürfnis, um immer
wieder oufgetrelenen Mißstönden wirksom begegnen zu können.

f-bsgtz 2 gibt dem ÖbVermlng. eine Rechtsgrundloge für die ordnungsmößige Ausbildung des
Nschwuchses. Die mit Sofz 2 beobsichtigte Beschränkung der Nochwuchsouibildung ist bisher
in Verwollungsvorschriften geregell worden, deckt sich hinsichtlich der Lehrlingä mil dem
beslehenden Torifverlrog zwischen der Berufsverlrelung und der Deutschen Angeslellten-
Gewerkschofl und entsprichl einem dringenden Bedürfnis. Bei der Ausbildung lst der Öb-
Vermlng. noch § 3 Abs. 3 des Vermessungs- und Kotoslergesetzes on die Weisungen des
Minislers des lnnern gebunden.

VV Nr.14 Durchlührung ilßr Aulgaben

14.1. Der ÖbVermlrry. soll il,ie Beteili,gten unerzügl,i,ch unterrichten, laenn er
ei,nen Aultrag als Amtsträger ni,cht &nnßhnxen knnn (§ 5 VermIngBO-DVO) oiler
ei,nn Aulgabe nneh § 2 Abs. 2 VermIngBO ni,cht q,nnehflten wi,ll. Das gleiahe gi,lt,
uenn er e'inen Aultrag d,er eine and,ere Aulgabe ni,cht in angertessener ?rist er-
leiligen lwnn. Xür ilen Auswe'is dcr ,,beauftragten Personen" i,. S. dpl Vermessunqs-
und, Katastergesetzes geken d,ie hi.erzu erla,ssenßn besond,eren Vorschriften.

14.2. Der ÖbVermlng. ha,t d,i.e am, ihm, abzugebenilen Beschei,niqungen d,er
Richti,gkeit (§ I Abs.4l'|ermlngBo; § 3 Abs. 1d,es Vermessurgs- unil Kotaster-
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gesetzes) mii sei,nem Namen, sei,ncr Bezeiahnuny,.Ort unil, Datum.zu-a-eyg\n' §9
Zuch öenn Hi,l,fskräfte mi,tgewi,rkt haben, i,st iler ÖbVermlng. ta, !ry Ri'chti'gkni't

il,er Bescheini,gun7 gegenüber il,em Aultraggeber unil il,er Aufsi,ahtsbeW)rile tserant-

wortli,oh.

14.3. Der ÖbYermlng. ha,t Möngel ;,n d,en Vermassungen unl' Vermessungs-

schrilten t,o,ah § 2 Abs. 1 Nr. l aul sei,ne Kosten zubeheben; das gi'lt auoh, wenn

VerÄessun4s"ig*bni,tt" sahon ,i,n il,,i,e Land,esaernxes&m{l oilar das Li,egenschafts-

Icq,tqßter äberrwm,men worilen sind,.

VV Nr.17 Hi,fiskräfte

17 .1. Der öbV ermlnq . hat sei,n Amt persönli,ch unil, selbstänili,g oru,szuübery ( § 6
vermlngBo). Deshalb ilarl nur er öfrentli,che Beurlar,nd,un4en unfl, Beglnub,i-

gungerl i*nlh*"n unil ilie A\nartcungsnieilerschr'ift über il,i,e Ueststellunq ilcr
"Grirrd*mtktgr"nden nath § 22 ites Vermessungs- und, Katastergesetzel aorn 8. 11.

1g61 aufneimen. Er *uB fr*e, Vermessungen unil, and,ere Ermi,ttlungen nach

§ 2 Abs. 1 VerrnIn4BO m,i,nilestens in ilem Umlang persönlich Uornnhmen, w'i,e es

ia, d,t" Abgabe aei adchtl,g*ei,*bescheini,gung na,ch §,O e1s.4-VermIngBO er'
'forilerli,ch ist. Im übri,gen ki;nnen an il,en Aulgaben (§ ! Velm-lWBp) WeWnete
'unil, 

tachliah aorgebitilite Hitfskrölte nanh § 7 Abs. 1 §atz 1 VermInqBO-PYO
mittlirken. Der-ÖbVermlng. hat si,ah uon iler Zuaerlässi,gkei't unil Borglalt il,er

Hilfskrälte zu überzangen und,'i,hre Mi,twi,rkung an ilen Aulgaben na'ah § 2 Abs'-l
VeimInrBO in ei,nei Weise zu überwv,chen, ilie se,i,ner Yerantuortung lür il,i,e

Richti,gieit ilar Arbeiten der Hi,lfskröfte entspri,oht (Nr. 14.2).

1?.2. Di,e naoh § ? Abs. 1 Batz 2 VermIngBO-DVO aorgeschri,ebene Genehm'i,gung

il,er Aufsichtsbehörile wiril, naeh folgen'il,en V orschri,ften erte'i,lt :

1?.2.1. Iür Hi,lfslcräfte, d,ie zum höheren oermessungstechnisahen v,erwaltungs-

itienstbefd,higt sinit (Nr. 2) oil,er ilen, Befähi,gun4sna,chwe,i,s zum Lanilmesser od,er

Vermessungii,nqenieur nach lrüheren Yorschrilten bes,i,tzen, lw,nn eine Genehm'i,-

gung ertei,ti *eid*n, iti,e atte Vermessungsarbei,ten, auper iler Belugnis zur Auf-
rwhme il,er Abmnrlcung snid,erschrift, umfalSt.

17.2.2. Xür and,ere aermessungstechn'i,sahe Hifiskrälte lcann ei,nn, Genehmigung

erteilt werilen, ili,e aermessun4ste*hn'i,sahe Vorarbe'i,ten lür ilie Grenzfeststellung,

sun|e Aufmessungen, Pol,ygmtierwryen, Einmessünq aon Bauwerken, Grenzen

iler Nutzunqsarten u. d41,. umlapt. Di,plomi,ngeni,eure ile^s Vermessunqswesens unil
Absolaetüen iler Ingeni,eurschulen - Xanhri,chtung Vermessung&Desen - Ab-
teilung Al,lqemeinc Vermessung - sollen sich minilestetu ei,m Jahr im Vernies'
.surrysili,enst bewährt unil d,as 24. Lebensiahr aolknilet lwben. And,ere Hi,fiskräfte
.sollen mi,nd,estens lünl Jahre aermessungstechni,sch beschäfti,gt geuesett se'in; eine
Lehr- md, Pralctilcantenzei,t sotoie Ttiti,gkei,ten als VermessunAs-(Mep-)gehi,lfe
gelten ni,cht als Beschäftigungszei.t.

1?.2.3. D'ie Genehm'i,gungen u,erd,en ilen, ÖbVermlng. oul se'i,nen Antrag unter
ilem Vorbeha,lt des iederzei,ti,gen W'idemufs ertei,lt. Bei Arbeitsgeme'i,nsalwften
gelten iti,e e'i,nem ÖbVermlng. ertei,ken Cenehmi,gunqen lür alle Mitglieiler il,er

Gemeinschaft. Die Anznhl der Genehm'i,gunqen ri,chtet sich nanh il,em amfung iler
Arbei,ten naöt 5 2 Abs. 1 Nr. 1 VermIngBO, unbe'i aon e'i,ner Aupentätigkei,t aon

237



§e 140 Tagen i,m Jahr je Arbeißlcralt aruszuqehen ist. In iler Regel, si,nd, jeil,em öb-
Yermlng. nur eine Genehmigun4 nnch Nr. 17.2.1 und, ni,alü mehr als zwei, Ge-
nehm,igungen nanh Nr. 17.2.2 zu ertei,len. Bei, e,i,ner umlangreicheren Arbe,i,t kann
lür il,ie Dauer il,ieser Arbe,it hi,eraon abgewiahen werden. D,i,ne Genehmi,gung, ilie
aul il,i,e Einm,essunq oan Bauuerken, Nutzungsarten o. d4l. beschrd,nkt i,st, bki,bt
auper Ansatz. Ist ein Vertreter oiler Verwe.ser bestellt worilen, so gelten il,i,e erte,i,lten,
Vermessungsgenehmigwqen lür il,en V ertreter oilcr Veru:äser weiter.

L?.2.4. Die Anträge aul Ertei,l,un4 e,innr Genehmi,gun4 sind, zu begrünfi,en. Die
Persano,la,Hen ilar Hi,fiskräfte, il,i,e ei,ne Darstellung iles Lebenslaufs, e,i,nc auslühr-
liche Beurteilung und, Zeugni,sse über ilie bisherige Td,ti,gkei,t enthnhen müßsen,
si,nd, il,em Antro4 bei,zufügen. Bei, Hifiskrälten nanh Nr. 17.2.2,letzter Salz, si,nd,

auBerilem.zwei, Probearbe,i,ten (Yermesam4sri,sse), il,ie ilie Hi,fiskraft unter Aul-
sicht iles ÖbVermlng. ausgelührt hat, uorzulegen.

17.2.5. Drteiltc Genehm,igungen ei,nd, d,en zustänil,i,gen Vermessungs- unil, Kataster-
behiirilen im Amtebereich der Aulsichtabehärde belwnntzugeben.

17.3. Die Genehm,i,gwryen.werden mit ilem Au*sche,id,en iler Hillskralt aus ilem
Arbei,twerhältnis zu dem ÖbVermlng. oil,er Erläschen d,es Amtes ites öbYermlrry.
ungültig, Der ÖbVermln4. hat iti,e Aufsi,chtsbehörite solört zu unterr,i,ahten, wein
einc Hi,lfskralt ausgesch,i,eilen,ist od,er Gründ,e lür ei,nen Wi,ilerruf wrl,i,eqen.

L?.4. Weril,en Vermeasunqsergebni,sse aan Nachu.uchskrriften (§ 7 Abs. 2 Verm-
InaBO-DYO) i,n ßisse ei,n4etragen, oo hat iler öbVermlng. ili,e erforilerl,i,chen
Unterschrilten zu lei,sten und, zu bestäli,gen, ila,B ili,e Arbeiten unter se,i,ner Leitung
und, stänil,i,gen Aulsiaht ausgelührt worilen sind,.

17.5. Die bi,sher erteiken Genehmi,gun4en gelten weiter, su.c,e,i,t sie iliesan Ver-
unil,tungswrschriften ni,cht ro,i,ilersprechen.

1l .6. Ist e,innm 0bVermlng-, il,er in ei,nam and,eren Land, beeteltt ist, nnnh § 4
Abs. 6 VermIngBO gestattet word,en, einen Aultrag anzunehmen und, auszuführen,
ao 'i,st, beau ili,e Erlaubni,s erteilt wi,ril, auch festzustellen, ob lür mitw,i,rkendn
Hi,fiskröfte nach il,en Vorschrilten iles anileren Land,es eine Gennhmiqw4 ertei,lt
worilen iat.

17.7. Den Vermessungsschri,ften, ilie einer Vermessungs- unil, Kutastert'ehihile
auperhalb il,e.s Amtsberei,chs iter Aulsichtsbehörile zur Übernahme i.n itie Land,c*-
oermessunq od.er ilns Li,qeruchaftskatasüer e,bryere,icht werilen, si,nd, ggl. Absü,riften
iler Genehm,iqwnqen beizufügen, ilie lür e,inn an ilen l'ermessungsarbei,ten betedl,i,gte

Hil,fskraft erteilt worilcn ist.

Anmerkungen

l.l. Der ÖbVermlng. kann nach Abs. I Satz I bei Aufgaben nach § 2 Abs. I BO
(Amtstätigkeit; nicht von Amts wegen tätig werden. Der Antrag ist hier die
mündliche oder schriftliche Willens€rklärung, einen bestimmten Auftrag zu
erteilon. Die Antragsvoraussetzung hängt mi-t dem Yerbot, um Aufträge zu
werben (§ 6 BO), zusammen. Wird ein Antrag zurückgenommen, so sind ont.
standene Kosten zu vergüten (§ 3 KOVermIng.). Antragsber,echtigt sind die
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Stellen oder Personen, die Vermessungsergebnisse für Rechtsgeschäfte, Fest- § 9
stellungen o. dgl. (vgl. Anm. 1.1 bis 1.5 zu § 2 BO) benötigen. In der n"S,!-'u-!
dies dei Grundsttic[seigentümer oder ein anderer Berechtigter; im Einzelfall
ergibt sich dies aus den betreffenden Rechts- oder anderen vorschriften, z. B.
aus § 13 VermKatGes. (FortfErl. II Nr. 2).

1.2. Der Antrag auf Annahme und Ausführung eines Auftrags löst die Amts-
tätigkeit aus. E-ine Amtspflicht zu erfüllen, kann nicht Gegenstand eines Ver-
trag-es (§§ f45 tr BGB) siin (vgl' Abs. 2 der Begründung zu- § 9-BO und VV
Nd. f .Z- und l.B). Der öbVermlng. tritt wie der Notar zu den Beteiligten in
ein Dienstverhältnis. Das Auftragsverhältnis ist öffentlich-rechtlicher Natur,
obwohl der öbVermlng. Kosten nicht beitreiben kann (vgl. Anm. 4 zu § l0 BO
und DVBI. 1967 s. 575). wegen der sogenannten qualffizierten Aufträge vg1.

W Nr. L2 Satz 4. Im Gegeniatz ru Amtspflicht nach Abs. 2 Satz I kann ein

Yertragsantrag nach freiem Belieben von dem YertragsllSrrtne_r angenommen

oder aügelehn[ werden (vgl. W Nr. I4.l Satz l, § 663 BGB). ["g9" Vertrygs-
strafen igl. Anm. f .5 zu §2 BO. Wird der öbVermlng. !9i Aufgaben nach § 2

Abs. 2 BÖ auf Gmnd eines Yertrags tätig, so vrird der vertragspartner allein
durch den abgeschlossenen vertrag kostenmäßig belastet (urt. d. BVerwG v.

B. g. 68 _IC117.62 -zry VermIngBO 1938 in Hessen - nicht veröffentlicht).
Wegen Vergabe von Aufträgen an Öbvermlng. im Wege der Ausschreibung

vgl. Anm. 6 zu § 10 BO.

l.B. Abs. I Sabz 2 verleiht dem ÖbYermlng. die Befugnis, Abmarkungsmängel

ohne besonderen Antrag zu beheben. Mit dieser Yorschrift wird er jedoch nicht
verpflichtet, notfalls gegen den Willen des Eigentümers oder sonst Berechtigten
tätig zu werden.

2.1. Die Verpflichtung des ÖbVennlng., alle bei ihm gestellten Aufträge an_zu-

nehmen undäuszuführen (Abs. 2), ist auf die Amtstätigkeit beschränkt. Lehnt
der öbVerrrlng. einen Auftrag ohne ausreichenden Grund ab, so ist dies eine

Pflichtverletzung, die auch zu Schadenersatzansprüchen führen kann; das

gleiche gilt, wenn er den Auftraggeber nicht unterrichtet, daß eine Frist nicht
eingehalten werden kann (W Nr. 14.1). Kommt er der Pflicht zur Amts-
auJübung laufend nicht nach, kann er seines Amtes enthoben oder aus dem
Amt entfernt werden (§§ 15, 19 BO). Ein ausreichender Grund, einen Auftrag
abzulehnen, liegt stets vor, wenn die Amtstätigkeit aus sachlichen oder per-
sönlichen Gründen gesetzlich verboten ist (§ 5 Abs. I und 3 Satz 2 DVO; § 16
Abs. 2 BO). Naöh § 3 Abs. 5 DVO soll das Amt in der Zeit, für die ein Vertreter
bestimmt ist, nicht ausgeübt werden. Darüber hinaus können in der Person
liegende zwingende Umstönde, z. B. Krankheit, Überlastung ausreichend die
Ablehnung oder Verzögerung eines Auftrages begründen. Das gleiche gilt,
wenn z. B. behördliche Genehmigungen nioht oder noch nicht vorliogen (vgl,
aber FortfErl. II Nr. 2.52). Eltn ausrcichender Grund dürfte in der Rogol aus

§ 6 BO auch dann gegeben sein, wenn mit, dem Auftrag lediglich eine von einer
anderen Vemessungsstelle ausgeführte Vermessung überprüft werden soll,
sofern nicht auf Grund eines Beweisbeschlusses eines Gerichts ein Gutachten
zu erstatten ist. Der Auftraggeber wird in diesem Falle in der Regel an die zu-
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§e ständige Aufsichtsbehörde zu verweisen sein. wegen der Erteilung eines Ab-
m-arkungsbescheides durch die zuständige Verm.- u. Kat. Behörde vgl. §§ 23
Abs. 3, 24 YermKatGes. Ob Gründe vorliegen, einen Auftrag nic[t anzu-
nehmen, hat der Öbvermrng. im Einzelfall pflichtgemäß zu beuri,eilen. sichor-
lich kann er keinen Auftrag ablehnen, weil er zu wenig Gewinn bri"gt. s g BO
Pld § 5 DVO gelten für den Vertreter und den Verweser entsprechend (§s ll
Abs. 3, 17 Abs. 3 BO). Wegen der Beratung der Beteiligten vgl. Anm. 8.4 zu
§ 6 BO).

2.2. § 5 DVO ergänzt § I Abs. 2 Satz 2 BO und soll sicherstellen, daß das Amt
unpart_eüsch ausgeübt wfuq (§ 6 BO). ,,Bei der den Gegenstand des Auftrags
bildenden Angelegenheit" beteiligt ist jeder, dessen Rechte und Pflichten durch
den_Auftrag unmittelbar rechtlich oder tatsächlich günstig oder ungünstig be-
einflußt werden können; ein nur mittelbares wirtschaftliches oder rechtliches
rnteresse genügt nicht. Abs. I Buchst. e des § 5 DVo verbietet nunmehr d.as
sogenannte Selbstkontrahieren (vgl. bei Rechtsgeschäften s l8l BGB), z. B.
bei einer Abmarkungsniederschrift. Für die Behörden soll dies in einem ver-
waltungsverfahrensgesetz entsprechend geregelt werden. Ein verstoß gegen
§ 5 Abs. r DVo läßt die Amtshandlung zwar im rnteresse des Auftraggeb--ers
nicht_unqültig werden, doch ist der Yerstoß eine Pflichtverletzung lvgl.Js fS,
l9 Bo). zu den behördlich geleiteten verfahren zählen vor allem x'luruereini-
gungsverfahren (vgl. die Begründung zu § 5 DVo). Befangenheit ist immer ein
ausreichender Grund, nicht tätig zu u-erden. Nicht mit den Amtspflichten
vereinbar ist die Annahme von Aufträgen, mit denen erkennbar unerlaubte
oder unehrliche zwecke verfolgt werden. über Beschwerden wegen Auits-
verweigerung entscheidet die Aufsichtsbehörde (§ 18 Abs. l und 2 BO) ; der
Auftraggeber kann u. U. auch den Verwaltungsrechtsweg (§ a0 VwGO) be-
schreiten. Für Ansprüche aus einem werkvertrag ist dagegen der ord.entliche
Rechtsweg gegeben. Wegen der Auslegung des § 5 Abs. t Buchst. a bis d DVO
wfud im übrigen auf die Kommentare zum Gesetz über die freiwillige Gerichts-
barkeit (§ 6) verwiesen.

2.3. Die Vorschrift des Abs. 2 Satz I steht in Zusammenhang mit § G Satz I BO.
Es dürfen nur einwandfreie Vermessungsgeräte und -instrumenie verwendet
werden. Sie sind in regelmäßigen Abständen von dem öbVermlng. zu prüfen
(vgl. Nr. 8.3 FortfErl. II, § l9 Abs. 2 BO). Nach dem Entwurf eines neuen
Eichgesetzes sind die Meßgeräte, die im öffentlichen Vermessungswesen ver-
wendet werden, wie bisher nach § l5 Nr. 3 des MuGG v. 13. 12. 1955 (RGBI. I
S. 1499) von der Eichpflicht nach diesen Yorschriften befreit. Im Einzelfall ist
das Vermessungsverfahren anzuwenden, das sachlich und fachlich am wirt-
schaftlichsten ist. Dabei sind § 9 Abs. 3 und § 6 BO zu beachten. Ilierdurch
sollen nicht nur Kosten für den Auftraggeber vermieden, sondern es soll auch
ermöglicht werden, die Vermessungsergebnisse ordnungsgemäß und übersicht-
lich in das vorhandene Vermessungswerk einzufügen. Was unter gebotener FYist
zu verstehen ist, kann nur im Einzelfall pflichtgemäß beurteilt werden. In der
Regel wird man davon ausgehen können, daß nicht eilige Aufträge je nach der
Geschäftslage etwa binnen drei Monaten zu erledigen sind (vgl. auch W Nr.
6.1). Nach § 12 VermKatGes. ist, der ÖbVermlng. berechtigt, Vermessungs-
unterlagen, die er für einen Auftrag benötigt, einzusehen und daraus Auskünfte
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oder Auszüge zu erhalten oder anfertigen zu lassen (vgl. Nr. 3j42^1o*f81. § g
II). Unbenitzte Vermessungsunterlagen sind zurückzugeben. (Nr. 3.6 Fortf- u

nn. ff1. Wegen des Ausweises der ,,beauftragten Per§onen" (W Nr' la'l)
und des Recü'ts, Grundstücke und bauliche Anlagen zu betreten, wird auf § 5

Abs. I VermKatGes. und den RdErl. des Nds. MdI v. L6.12. 1966 (Nds. MBl.

1967 S. ll) verwiesen.

3.1. Die vorschrift d.es Abs. 3 satz I geht über das technische weisungsrecht

äes MdI nach § 3 Abs. B Satz I VermkatGes. hinaus, denn der ÖbVermlng.

ist bei der Durchftihrung von Aufträgen nach § 2 Abs' I ry' l BO auch an Ver-

waltungsvorschriften uid""", zuständiger B_ehörden (im Rahmen der BO und

unter üeachtung des Weisungsrechts des MdI) gebunden.-Übrcr § 3 Abs.-3

VermKatGes. hiiaus ist er fern-er gehalten, Verwaltungsvorschr"iften zur Durch-

führung von Aufgaben nach § 2 Ats. I Nr. 2 und 3 BO zu beachten. Aus der

Ftitt" .rr"on bindenden Rechtsiorschriften seien im engeren Bereich neben der

BO und der DVO hierzu erwähnt: das vermKatGes., die Kostenordnung, das

ngu"e, die Planzeichenverordnung, da§ x'lurbereinigu]lgsgesetz, Bauordnun-

gen, das Wassergesetz, das Kündi§ungssghrllzgeryt?t das Arbeitsplatzschutz'
'g"iät das Urlauf,sgesetz und tarifrächtliche Vorschriften. Zu den Verwaltungs-

?o.r"h"iftun gehörä die zu Rechtsvorschriften erlassenen Ausführungsvor'

,J.ift"rr, wie"auch solche, die clas öffentliche Vermessungswgsen (§§ I Abs. l,
t Ab.. I Bo) speziell betreffen. Unter den Begriff fallen nicht nur allgemeine

vorschriften'ir-Fo"- von Erlassen, Richtlinien und Anweisungen des x'ach-

oder des Ressortministers, sondern auch z. B. Rundverfügungen der unmittel-
baren Aufsichtsbehörde. zu den allgemeinen verwaltungsvorschriften, die bei

der Amtstätigkeit zu beachten sind, gehören z. B. der Polygonpunktfeld-, der

Vermessungsäß-, der Flurkarten-, äer Karteneinrichtungserlaß, die Fort'
führungserlässe, der Katasterbenutzungserlaß und die Zeichenvorschriften' Bei

der geämten derufsausübung sind die Unfallverhütungsvorschriften und die

Ausüildungs- und präfungsbestimmungen (vgl auch § -3 
Abs. 3 Satz 2 Verrr-

KatGes.) äu befolgen. Mi6achtet der ÖbVermlng. Rechts- und_Verwaltungs-

vorschriiten, so bägeht er eine Pflichtverletzung (vgl. Anm. 3.3 zu § 6 BO).

8.2. Abs. B Satz 2 verpflichtet den ÖbVermlng., jede einzelne Verme§sung-§-

tätigkeit in den Gesamiplan eines modernen Vermessungs- und Katasterwerks
einÄbeziehen. Die Vorschrift steht somit in Zusammenhang mit §§ 1,7,14
i. v. m. § 2 Abs. 3 YermKatGes. Die Verpflichtung umfaßt auch Yermes§ung8-

arbeiten bei der wahrnehmung anderer Aufgaben nach § 2 Abs. 2 BO. Ihr kann
nicht mit dem Hinweis auf Abs. 2 satz I entgegengetreten werden, weil nur
eine Verrnessung, die einen Baustein für ein neuzeitliches Flurkartenwerk über

den eng begrenzten Auftragszweck hinaus liefert, nachhaltig als ,,wirtschaft,-
lich zwäckmäßig" angesehen werden kann. Die Pflicht des Abs. 3 Satz 2 setzt
voraus, daß deiÖbVermlng. besonders mit der zuständigen Verrnessungs- und
Katasterbehörde eng zusammenarbeitet, worauf in der W Nr. 1.4 ausdrücklich
hingewiesen wird. Auch den auftraggeber verpflichtet die vorschrift, i. v. m.
de; VermKatGes. in geu'issem Sinne, Mehrkosten in angemessenem Umfang
in Kauf zu nehmen. Stehen Aufwand und Kosten für zusätzliche Arbeiten nicht
in einem angemessenen Yerhältnis zu der beantragten Arbeit, so kann die zu-
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§, O ständige Yermessungs- und Katasterbehörde zusätzliche Arbeiten von Amts
wegen ausführen oder dem ÖbVermlng. einen Auftrag dafür erteilen (RdErl. d.
Nds. MdI v. ll. 5. 66 -Nds. MBl. S. 462).Der öbVermlng. hat nach § B Abs. t
f.ergfllCgs. (§ 2 Abs. 2Satz I GO;Nr. 15.12 ForrfErl-II) aile Unterlagen.
die für die Landesvermessung oder das Liegenschaftskataster bedeutsam Jind

- also nicht nur die zur Fortführung usw. des Liegenschaftskatasters und des
Grundbuchs erforderlichen der Verm.-
(Ilmkehrschluß aus § 4 Abs. I VermKatGes. )

und Kat.Behörde unentgeltlich
einzureichen.

4. Absatz 4 erweitert die verantwortung und die Abgabe der Richtigkeits-
bessfusir-'igung gegenüber § 3 Abs. I vermKatGes. auf die gesamte a-tstatig-
keit und ist besonders wichtig wegen der haftungsrechtlichen Folgen des § 

g Bö.
rm Rahmen der Amtsausübung kann sich der öbvermlng. nicht auf mit-
wirkende Hilfskräfte berufen und damit entlasten (vgl. Anm. 2.6 zu s S BO).
wegen des Nachprüfungsrechts vgl. § 3 Abs. 2 vermKatGes. (FortfErl. rr
Nr. 16) und §§ 18, 19 BO (vgl. auch Anm. 3 und 5 zu § B VermKatGes. im
Kommentar der Nachrichten der nieders. vermessungs- und Katasterverwal-
t"-lg,§gldgrheft 5/1967). Die Bescheinigung, für die in der Regel die Worte
,,die Richtigkeit wird bescheinigt" zu wählen sind, ist auch äuf d.en ver-
messungsschriften anzubringen, die von Hilfskräften gefertigt worden sind.
Es erscheint unbedenklich, wenn die Bescheinigung auf äinem Teilstück der in
sigh- zyrsaqr-nenhängenden vermessungsschriften für alle ihre Teile abgegeben
wird. Für vermessungsschriften nach § 2 Abs. I Nr. t Bo ist ausdrtick-liäh be-
stimmt, daß die 11is[figkeit auf der Abmarkungsniederschrift zu bescheinigen
ist. Wegen des Gebrauchs des Amtssiegels vgl. VY Nr. T und Anm. g zu s f fO.

5.1. § 6 Bo stellt die persönliche und selbständige Amtsausübung besonders
heraus. Wenn Hilfskräfte nach § 7 Abs. I Satz 2 DVo vermessungsrisse auf-
nehmen, so wird man dies damit rechtfertigen können, daß der ö-bvermrng.
die Arbeiten wirksam zu überwachen, die Richtigkeitsbescheinigung mit der
vollen verantwortung zu übernehmen und die Aufsichtsbehörde äie Genehmi-
gung_erteilt h,at (vgl. Anm. 3.1 zu § 6 Bo). Die vorschriftswidrige verwendung
von Hilfskräften verstößt gegen die Pflichten des öbVermlng. (vgl. auch s lg
Abs. 2 BO) und kann seine Rechtsstellung und damit seine Existenzgrundlage
untergraben. An den Aufgaben können nur Hilfskräfte mitwirken, die in einem
Arbeitnehmerverhältnis auf Grund eines Dienstvertrages zu dem öbVerrrlng.
stehen (§ 7 Abs. I DYO); die Vergabe auf Grund eines Werkvertrags würde
auch in klarem Widerspruch zu §§ 6, 9 Abs. 4 BO und der Verpflichtung zur
wirksamen Überwachung der Arbeiten stehen. Das Rechtsverhillnis der Hifs-
kräfte richtet sich vor allem nach dem zwischen der Berufsvertretung und den
Gewerkschaften abgeschlossenon Tarifvertrag (nicht allgemeinverbindlich) und
den allgemeinen arbeitsrechtlichen Vorschriften. X'ür die Mitwirkung bei der
Amtstätigkeit gelten ausschließlich § 7 Abs. I DVO und die W Nr. 17. Wegen
der Bescheinigung auf den Fortführungsrissen vgl. Nr. 12.4 FortfErl. II.
5.2. Standesregeln des BDVI (vgl. bei § 6 BO):
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,,§6 §g
(l) Das Abwerben von Angestellten oder Hilfskräften eines anderen ÖU'

Yermlng. ist unzulässig.

(2) Es widerspricht ebenfalls der standessitte, einen Angestellten eines

anderen ÖbYermlng. ohne vorherige Fählungnahme mit diesem einzu'
stellen.

§e
Der ÖbVermlng. ist für die ordnungsmäßige Führung seiner Praxis voll
verantwortlich. Das verhältnis zu seinen Angestellten ist so zu gestalten,
daß seine führende und bestimmende Tätigkeit keine Beeinträchtigung er.
fährt. Er hat dafür zu sorgen, daß seine Mitarbeiter keine Maßnahmen
treffen, die ihm selbst auferlegt sind."

5.8. Der öbVermlng. kann, er muß aber nicht, I{achwuchskräfte ausbilden
(§ 7 Abs. 2 DVO). Die Beschäftigung von Assessoren des vermessungsdienstes
v-or der Bestellung nach § 3 Abs. I Nr. 3 BO ist durch die W Nr' 3 näher ge-

regelt (vgl. auch Anm. 1.3 ztt § 3). Zu den Nachwuchskräften gehören Ver-
mössungslehrlinge, Ingenieurakademie-Praktikanten, Hochschulpraktikanten
und vermessungsreferendare. Ihre Ausbildung richtet sich nach den auf Grund
des § 3 Abs. 3 VermKatGes. erlassenen.i{usbildungs- und Präfungsvorschriften.
Übeinimmt der ÖbVermlng. die Ausbildung, so hat er nach diesen Vorschriften
die Nachwuchskräfte gewissenhaft anzuleiten und bei der Auswahl der ihnen
zuzuweisenden Arbeiten in erster Linie das Ausbildungsziel zu beachten. Die
Praktikanten stehen in einem Ausbildungsverhältnis besonderer Art, dasz.Z.
tarifrechtlich nicht geregelt ist. Die Begrenzung der Nachwuchskräfte auf ein
angemessenes Verhältnis att Anzahl der beschäftigten Hilfskräfte, das im
Inferesse einer ordnungsmäßigen Ausbildung erforderlich ist,-steht mit Art. 12

GG nicht in Widerspruch, weil hierdurch Grundrechte des ÖbVermlng. nicht
verletzt werden können, die Berufsausübung gesetzlich aber geregelt werden
kann,

5.4. Standesregeln des BDVI (§ l0):

,,(l) Der ÖbVermlng. hat Assessoren Gelegenheit zur Ausübung einer
Tätigkeit zu geben, soweit dies Voraussetzung zu ihrer Zulassung ist. Ab-
sprachen mit dem Ziel, das Abwerben von Auftraggebern bei deren späterer
Niederlassung zu verhindern, sind unzulässig.

(2) Ein im Vorbereitungsdienst beschäftigter Referendar ist in allen Auf-
gabengebieten des ÖbVermlng. zu unterweisen. Es ist darauf Bedacht zu
nehmen, daß der Referendar nicht als Arbeitskraft, sondern zur Ausbildung
überwiesen ist.

(3) Es ist Pflicht des ÖbVermlng., die fachliche Weiterbildung seiner Mit-
arbeiter zu fördern und deren berufliches X'ortkommen zu unterstützen.

(4) Der ÖbVermlng. hat nach besten Kräften sich der Ausbildung der
Lehrlinge unter Beachtung der hierzu erga,ngenen Vorschriften anzunehmen
und darauf hinzuwirken, daß die Lehrlinge während ihrer Ausbildungszeit
zu vollwertigen Vermessungstechnikern herangebildet werden. "
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§10 §ro
Koslen

(l) Der öffenftich bestellte Vermessungsingenieur erhebl für seine Töfig-
keit Kosten (Gebühren und Auslogen).

(2) Yorschriften' die von Koslen befreien, gelten nicht für den öffentlich
beste!!ten Yermessungsingenieur.

Begründung

Dos Recht ouf Erhebung von Kosten.(Absofz 1) isl bisher in der VermlngBO 1938 nicht geregell
worden. Es empfiehlt sich iedoch, die Kostenerhebung hier oufzunehmen. Die nöherän Vär-
schriften und Kostensölze werden der oul Grund des § 20 der Berufsordnung zu erlossenden
Koslenordnung überlossen.
Der Nieders. Londlog hotle sich in der dritlen Lesung des ,,Gesetzes über steuer- und Ge-
bühre.nbefreiungen für den soziolen wohnungsbgu" om 13. 12. 1g5o (slenogrophischer Be-
richt 110. Sitzung Sp. 6101) zu der Auffossung bekonnl, dcß Noloren und öffänilich bestellten
Vermessungsingenieuren Gebührenbelreiungen nichl zugemutel werden können. Dos Gesetz
!!e1 a.i^e_!e.f1ejung. v-on 

-der 
Gr_undsteuer i. s.. des § 6 ces Ersten Wohnungsbougesetzes vom

31. 1. 1951 (Nds. GVBI. Sb. I S. 534) beschränkt sich desholb ouf SleuervergEn$iging. Die nie-
dersöchsische Regelu.ng hct in den Johren 1952 und 1953 dozu beigetrolen, d-qß In § I des
Gesefzes über Gebührenbefreiungen. beim wohnungsbou vom 90. 5. i953 (BGBI. I 

-s. 
2zg)

zugunsten der Notore die. B_eurkundungs- und Begloubigungsgebühren von der Befreiuni
ousgenommen worden sind. Dem trögt Absofz 2 des Entwurfs Reihnung.

§.10 entspricht § 19 Öbv-Berufsordnung Boden-württemberg, Absatz 1 ouch § i7 Abs. I
BNotO.

Anmerkungen

l. Die auf Grund des § 20 Nr. 5 VermIngBO erlassene Kostenordnung (KO-
Vrerrnlng.) vom 26. 4. 1966 (Nds. GVBI. S. 85) gilt nur für die in s Z eUs. t
VermIngBO genannte Amtstätigkeit. Der öbVermlng. kann jedoch mit
einem Vertragspartner-(Z{\gSsf$sfutigem) über § 682 Abs. 2 BGB vertrag-
lich vereinbaren, daß die Kovrrmrng. der vergütung fiir die wahrnehmurig
q"49r9. Aufgaben nach § 2 Abs. 2 VermIngBO zu Grunde gelegt wird (vgl.
RdErl. d. Nds. MdI v. I1. 5. 1966 - Nds. MBl. S. 462 -). Die KOVermIng.
lehnt sich nach Aufbau und Inhalt an das Verwaltungskostengesetz vom Z. E.
1962 (Nds. GVBI. S. 43) an. Die Höhe der Gebührensätze im Kostenverzeichnis
ist den Gebührensätzen der Gebührenordnung für die Vermessungs- und
Katasterverrvaltung vom 4. 2.1966 (Nds. G\rBl. S. 3l) weitgehend angepaßt
worden.

2. Der ÖbVermlng. ist verpflichtet. für die Amtstätigkeit die gesetzlich vor-
geschriebenen Kosten zu erheben (Festgebührenvorschrift). Vereinbarungen
über Kostenermäßigungen, -erhöhungen oder -erlaß oder z. B. über Pauschal-
honorare mit Gewerbebetrieben sind daher bei Amtshandlungen unzulässig
und unwirksam. Eine Pauschalierung der Kosten auf der Grundlage der
Kostenordnung kann nach § I Abs. 2 KOVermIng. dann vereinbart werden,
wenn für Arbeiten im Flurbereinigungs- und Siedlungsverfahren und zur Neu-
einrichtung des Liegenschaftskatasters die Kosten mehr als 3000 DM betragen.
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Vorschriften, die von Kosten befreien, gelten nach § t0 Abs. 2 BO nicht- ftir den § f$
öbVermlng., *"rn er Arbeiten im Rahmen seiner Amtstätigkelt ausführt' Der "
öUVermtn[. ist gehalten, unnötige Kosten zu vermeiden und den im Rahmen

der Vorsch"rifteriwirtschaftlichsten Weg zu wählen. Das ergibt sich aus § I
Ärr. z BO, wonach alle Aufträge nach § 2 

^q.us. 
I BO wirtschaftlich zweckmäßig

au.ruführe., sind. Die Kosten für die Erledigung von Beanstandungen durch die

Aufsichtsbehörde oder das Katasteramt und eine falsche Sachbehandlung

gehen zu Lasten des ÖbYermlng' (vgl. VY Nr' l4'3)'

B. Wegen der Überprüfung der Kostenrechnunge_n durch die Aufsi_*tsbehörde

"gf. 
g iS Abs. 2 BOI wegen des Na,chweises der Kostenermittlung W Nr. l0.I

,ia *"g"r, des Verhelteis gegenüber dem Auf!rygge!9r^!-ei Kostenforderungen

§ 8 der-Standesregeln (bei§ 6 BO) sowie § 4 Abs. 4 KOVermIng'

4. welche Rechtswege beschritten werden können. um Kostenforderungen

gegentiber dem Kostänschuld.ner durchzusetzen. konnte in der KOVermIng.
ü&it g"r"g"tt werden, da hierfür in § 20 Nr. 5 BO keine Ermächtigung gegeben

iri 1"gi. aich DVBI. tg6z S. 575). Dies Problem soll. da es sich um eine Frage

des'fosfunrechts handelt, im Rahmen dieses I(ommentars nicht weiter ver-

tieft werden.

5. In dem Mehrwertsteuergesetz v.29. 5.1967 (BGBI. I S. 545) i§t nicht mehr'

,irr" a"o, § 10 Abs. I Satz I USIG l95I ähnliche Vorschrift enthalten, daß die

Steuer geÄondert angefordert werden kann, wenn als Entgelt gesetzlich be-

messene- Gebühren angesetzt werden. Das Mehrwertsteuergesetz geht jedoch

algemein davon aus, d,äß in dem Preis für das Umsatzsteuergeschäft die Steuer

enf,halten ist. Nr. 29 des Kostenverzoichnisses der Koverrnlng. bestimmt für
die Kosten der ÖbVermlng., daß den Beträgen der Nr. I bi§ 'q des Kosten-

verzeichnisses der Umsatzsteuerbetrag zltzttwtzen ist. Wie der lJmsatzsteuer-

betrag in Rechnungen ausgewiesen wird. ergibt sich aus den §§ 14 und 19 des

Mehrwertsteuergesetzes.

6. Die Vergabe von Aufträgen (§ 2 Abs. I BO) an-Ö_bVerrnln-g. im Wege der

Ausschreibüng, in der aufgefordert wird, im freien Wettbewerb Angobote mit
preisangabe ä machen, iiderspricht der Rechtsstellung des ÖbVermlng. als

Amtstriger und ist mit seinen Amtspflichten nicht zu vereinbaren: nach § 6

Satz 4 trb ist ihm Werbung nicht gestattet (vgl. W Nr. ll. l). Die Ausschrei-
buns solcher Aufträge ist auch deshalb unzulässig und praktisch gegenstands-

los, üeil der öbve"mlng. verpflichtet ist, die gesetzlich vorgeschriebenen Kosten
nach der Kostenordnung zu erheben (vgl. Anm. 1). Eine umfrage bei mehreren

öbVerrrlng. kann sich daher nur auf die Abwicklung des Auftrags, T9r1in9
usw. bezieüen. Das Verbot der Teilnahme an Ausschreibungen gilt jedoch

nicht für and.ere Aufgaben nach § 2 Abs. 2 BO (vgl. W Nr. I.2). Behörden

werden daher in der Regel im wege der freihändigen vergabe demjenigen

Öbverrrlng. d,en Auftrag erüeilen, der für das betreffende vorhaben ausreichentl
leistungsfälig und die Gewähr dafür bietet, daß dje Arbeiten in Yertrauens-
yoller Zusammenarbeit ztigig ausgeführt werden.
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§ll §rr
Yerlreter

(l) lst eln öffentlich bestetller Yermessungsingenieur obwesend oder ver-
hinderl, sein Amt ouszuüben, so konn ouf seinen Antrog ein yerlreler wi-
derruflich bestellt werden. Bei einer vortöufigen Amtsenthebung konn ein
Yerlreler von Amls wegen bestellt werden; dies gilt ouch, wenn iin örrenr-
lich bestelller Vermessungsingenieur es unlerlößt, die Bestetlung elnes
verlrelers zu beonlrogen, obwohr er wegen eines körperlichen Gebächens
oder Schwäche seiner gelstigen oder körperlichen Kröfte vorübergehend
unföhig isl, seln Aml ordnungsmößig ouszuüben.
(2) Zum Yerlreler dorf nur bestellt werden, wer öffenttich bestellter Ver-
messungsingenieur ist oder die Vorousselzungen für die Besteltung ols
öffentlich besrellter vermessungsingenieur ,to"lh 5 3 Abs. I Nrn. l,2ind 4
erfü!lt.
(3) Für den Verlreter gilt die Berufsordnung enlsprechend.

§3DVO
Verlreler

(1) Über den Anlrog ouf Beslellung eines Verlrelers enlscheidel die Aufsichlsbe-
hörde schriftlich. Sie konn die Bestellung jederzeit widerrufen. Ein Verlreler konn
ouch von vornherein fÜr die Behinderungsfölle bestellt werden, die wöhrend eines
Kolenderjoh res ei nlrelen (slönd i ger Verlrele r).

(2) Ein Öffentlich beslelller Vermessungsingenieur dorf die Beslellung zum Ver-
lreler nur ous einem wichtigen Grunde oblehnen.

(3) lsl der Verlreler nicht Öffentlich beslelller Vermessungsingenieur, ober schon
einmol ols Verlreler vereidigt worden, so genügl es, ouf den früher geleisteten Eid
hinzuweisen.

(4) Der verlreter hol seiner Unterschrifl einen Zusolz beizufügen, der ihn ols ver-
lreler bezeichnel, und dos Amlssiegel des öffenllich beslelllen vermessungs-
ingenieurs (§ 6) zu gebrouchen.

(5) Wöhrend der Zeil, für die ein Verlreler bestellt ist, soll der öffentlich bestellte
Vermessungsingenieur sein Aml nichl qusüben.

(6) Die Amtsbefugnis des verlrelers beginnl mit der übernohme des Amtes und
endel, wenn die Bestellung nicht vorher widerrufen wird, mit der übergobe des
Amles on den Öffentlich beslelllen Vermessungsingenieur.

Begründungzu§9BO

p-e1-Enrw-u_rf-gnlspricht inholtlich der bisherigen Regelung des § 9 vermlngBo 1938 und den
§§ 13 bis't7 obv-Beru{sordnung Boden_-württemberg, Die vorgesehene Ergönzung gegenüber
der. bisherigen. Regelu-ng, nömlich die Bestellung eines Vertrelirs bei einei vorlöüffte-n Amts-
enthebung- und Unlerlossung eines A_ntrogs-bei vorübergehender Amlsunfähigkeit, intsprichl
einem sochlichen Bedürfnis. Die nöheren Vorschriften sollen der noch § 2Ö vorgeseÄenen
Verordnung überlossen werden.
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Begründunszu§3DVo §ll
§ 3 regel.t die Bestellung eines verlrelers im einzelnen ouf Grund des § 20 Nr. 2 i. V. m' § 11

der Berufsordnung'

Die vorgesehenen Ergönzungen gegenÜber der.bisherigen Regelung der..vermlngB9 1918

Ji"n"n ,"rr Klorstellun! oufgJtretäe-rZweifel und entsprechen einem.sochlichen BedÜrlnis. Es

i.iJ"ii.r.rr a"bei beJondeis um die Bestellung eines slöndigen Vertrelers (Absofz 1 letzter

Säti. Jl" nur beschrönkt zulässige Ablehnung der Bestellung-(Absofz 2), die.Eidesleistung des

üi*'i"i"i, froL s tt 1U..3 der Eerufsordnung), der nichl Öffentlich beslellter Vermessungs'

i"ä""*rii},intip.e.hend der bisherig.en RegJ[ung im Verwoltungswege (Absofzfl'.91"-I::l-
i"iÄrr"S der Vertretereigenschoft (Äbsotz 4) und um die Amtsentholtung des ObVermlng',

wöhrend-er verlreten wird (Absotz 5).

Absotz 6 regelt Beginn und Ende einer Vertrelung'

VV Nr.15 Vertreter, Verueser

15.1. Di,ese Verwaltungsaorschri,lten gelten lür ilen Vertreter unil ilen Verweser

entsprechenil.

15.2. Dern Antrag aul Bestellung eines vertreters (§_11 .VermIngBO) i.st nur

ilann stattzuqeben, wenn iter \bVirmlng. zeitweise an d,er Ausübunq sei,nes Anxtes

iÄ g"i""" ierhi,nd,ert i,st; lür ilie Au,sübung ei,nzelner Töti,gkei'ten lta,nn ein Ver'

iretär ni,cht bestellt werilen.' Ist iler ÖbVermlng. ilauernd, ili,enstunfähi,g, so soll ein

iertreter nur bestellt werilen, wenn der ÖbVermlng. aorkiufig seines_ Amtes ent'

iib"n *ord,rn i,st. Bei, plötzli,chen Erkranlcungen oiler anfl,eren unaorhergesehenen

ierhind,erunqen kann ilie Entschei,ilunq der Aufsichtsbehörde-.na.ch_§ 3 -Abs. 
1

Batz 1 VermIn7BO-DVO münittich ertei,lt werilen; ili,e schriftli,che Entscheiilun'g

i,st naahzuhol"n. Ei,n ständ,iger vertreter (§ 3 Abs. 1 VermIngBO-DVO) 'ist nur

ii irr*r,an*eftitlen zu bestälen, wenn dei )bVermlng. ow_besotuileren Grünilen

(2. B. wahÄehmung aon Ehrenämtern) wi,ederltolt an iler Au,sübung seines

Amtes uerhinilert isti Satz 7 gilt entsprechenil.

15.3. Vertreter unil, verueser haben, solern sie n'icht schon als Öbvermlng. Der'

iid,igt *ord,"n si,nd,, aor Begi,nn iler vertretung bzw. Übernahm.e .des verweser-

amtäs ilen Ei,il nach § Z VermIngBO-DVO zu le'i,sten. Di,n lrüher gelei,steter

Beamtene,id,belreit nicit aon il,er Vereid,igung nach § 3 Abs. 3 VermIngBO-DVO.
Der nach ili,esär vorschrilt erford,ertiche Hinuei,s mup schriltlich gegeben uerilen'

Nr. 5.5 gilt entsprechenil.

15.4. Der Urüerschri,ft iles vertreters oiler dee veruesers (§ 3 Abs. 4 unil, § 4

VermlngBO-DVO) i* iler Zusatz ,,als Vertreter iles Öfientlich bestellten Yermes'

sunqsinjenieurs..'." bzw. ,,an Stelle d,es Öfentli,ch bestellten Vermessungs-

ingeni,eurs . . . bestellter Verweser" beizufügen.

15.5. Ein Verueser soll an Stelle ei,nns ilurch Erlöschen iles Amtes ausgesch'ieilenen

ÖbVermlnq. nur d,annbestellt werilen (§ 17 Abs. 1 VermIngBO), uenlt,hierlür ein

Beitürfni,sim Rahmen iler Amtstätigkei,t (Nr. 1.2) bestght. Auch lür de.n Verueser

kann äin Vertreter bestellt werden, uefLn es erlorilerlich ist. Der Verweser hat d,er

Aufsi,chßbehörile nach seiner Bestellunq ein Verzeichnis über den Bestanil an

aoiliegenilen Aulträgen na,ch § 2 Abs. 1 VermIngBO mit Dilriuterunqerr über il'ie

notwind,i,gen örtlichen unil Innenarb"-i,ten oorzulegen. Das gleiche gilt lür neue

Anträge nach Abloul iler ersten drei Monate (§ 4 Satz 5 VermIngBO-DyO)'
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§ n ß.6. Iür ili,e Bestallunqsurlcund,e zum Verweser ist dns Xluster d,er Anlage 1
ents pr echenil zu aeru en d, en.

15.7. Ist d,er in Auss'icht genommene vertreter od,er verweser im Bereich ei,ner
anileren Aulsichtsbehörile als Öbvermlnq. bestellt, so ist d,iese zu unteruichten.
Bestellungen eines vertreters si,nil d,en znsttinili,gen vermessungs- und, Kataster-
behörilen im Amtsbereiah d,er Aulsichtsbehörd,e bekanntzugeben. Den vermes-
sungsschriften, ilie einer Vermessungs- unil Katasterbehörd,e aufierhatb ile,s amts-
berei,chs iler Aufsi,chtsbehörile zur übernahme in ilie Land,esaermessung od,er das
L'iegenschaftslcataster ein4ereicht werikn, sind, ggl. Abschrilten der Beitettung als
V ertreter od,er V erueser beizufügen.

Anmerkungen

l.l. Der Öbvermrng. kann aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ver-
hindert sein. Die Abwesenheit oder verhinderung muß zeitlich begrenzt sein.
da der ÖbVermlng. sonst nach § 15 Satz I Nr. 2"i. V.m. § 3 Abs.'l Nr. 4 BO
seines Amtes enthoben (vgl. W 15.2 Satz 2) oder nach § 12 Nr. 4 BO wegen
Vrerstoßes gegen die Pflicht zur Amtsausübung (§s l, 6, g Abs. 2 BO) aus däm
Amt entfernt werden kann. wegen der Mitteilungspflicht des öbvermrng. vgl.
§ 4 Abs. 5 BO. VV Nr. 15.2 §atz I stellt klar, daß einem öbVermlng., der-ledfi-
lich verhindert ist, einzelne Tätigkeiten auszuüben, z. B. im Außendienst. keln
vertreter bestellt werden darf. Der öbVermrng. kann seinen vertreter nicht
selbst bestimmen und hat auch keinen Rechtsanspruch darauf, daß ihm ein
Vertreter bestellt wird. Er ist allerdings gesetzlich auch nicht verpflichtet,
d]e Bestellung eines Vrertreters zu beantragen (vgl. jedoch Anm. 5 zu-§ 4 BO).
Notfalls wird die Aufsichtsbehörde dafür zu sorgen haben. daß auftni,ge von
einer anderen Vermessungsstelle ausgeführt, u'erden können.

1.2. Grundsätzlich wird der vertreter auf Antrag bestellt. Antragsberechtigt
wird auch ein bestellter Pfleger (§§ tgl0, l91l BGB) sein. Der Antiag schHeßt
das Recht ein, den vertreter vorzuschlagen. Die Aufsichtsbehörde ist daran
jedoch ebenso wenig gebunden wie an einen etwaigen, gesetzlich nicht vorge-
sehenen Vorschlag der Berufsvertretung. Sind die Voraussetzungen des §11
Abs. I Satz 2 BO erfüllt, kann ein Vertreter auch von Amts wegen bestellt
werden, wenn dies erforderlich ist. Ist das Arnt erloschen (§ 12 BO), kann nur
ein Verweser bestellt werden. Auch ein Verweser kann vertreten werden (vgl.
W Nr. 15.5). Die Aufsichtsbehörde entscheidet in jedem Falle nach pflicht-
gemäßem Ermessen (§ 3 Abs. I DYO), das insoweit der verwaltungsgericht-
lichen Kontrolle unterliegt.

2. Im Gegensatz zt dem (nichtständigen) Vertreter für den Einzelfall (Abs. I
Satz 1) wird der ständige Vertreter (§ 3 Abs. I Satz 2 DVO: VV I{r. 15.2) von
vornherein für alle Behinderungsfälle bestellt, die während eines Jahres ein-
treten. Diese ausnahmsweise Bestellung ist, nur zulässig, rnenn der ÖbVermlng.
durch seine Stellung im öffentlichen Leben, durch Ehrenämter oder aus ähn-
lichen Gründen u'iederholt im Laufe eines Jahres verhindert ist, sein Amt
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eu§zuüben. Auch der ständige vertreter darf nur tätig werden, -lvenn der Öb- § u
Vennlng. en d.er Ausübung §eines Amtes im ganzen verhindert ist'

3. Wie bisher erhält der Vertreter keine Bestallungsurkunde, sondern wird

durch schriftliche Yerfügung der Aufsichtsbehörde bestellt (§ 3 Abs. I DVO).

In der verfügung i§t die Drre, der vertretungszeit anzugeben. Die Amts-

befuqnisse dei Värtreters beginnen jedoch nicht mit ihrem Zugang, sondetn

mit äer übernahme des Amtes (s 3 Abs. 6 DVO). Die Geschäfte d.ürfen aber

nicht vor dem Zugang der Bestellungsverfügung übernommen werden. Ist in
der verfügung ein-Anfangstermin bestimmt worden, so ist frühestens von dem

Eintritt dI".""t Tutn ins aluszugehen. In § 3 Abs. 6 DVO ist nicht erschöpfend

geregelt, wann die Amtsbefugnis endet. Ist der vertreter für oine kalender-

ilanlg bestimmte Zeit bestell worden, so erlöschen seine Befugnisse mit Ab-

lauf ier Frist. Ist der Vertreter für eine unbestimmte Zait, z. B. für die Dauer

der Erkrankung eines ÖbVermlng., bestellt worden,- so endet die Vertretung

-it a"r Übe"Euüu der Geschäft" un d"t ÖbYerrnlng' Übergibt der Vertreter die

Geschäfte ,rid"n öbVennlng., so erlischt in jedem X'alle, auch w-enn der Ver-

trpter für eine bestimmte Zelt bestellt worden ist, «lie Vertretungsbefugnis vor-

zeitig. Die vertretungsbefugnis erlischt ferner durch widermf und wenn das

Amt-des ötrVermmgl erHsfirt (§ 12 BO). Der Vertreter kann das Amt nicht

,,niederlegen,,; er mäß vielmehr, wenn er freiwillig die Vertretungaufgeben
*n, a"n"wia"rmf herbeiführen. Der Widermf kommt besonders in Betracht,

wenn sich zeig!,, daß die voraussetzungen für die Bestellung zum vertreter
nicht gegeberig"*"*"t oder inzwischen weggefallel gind, oder wenn sonst in
der pösän des-vertreters Gründe eintreten, die bei einem Öbvermlng. Anlaß

bieten, ihn seines Amtes zu entheben, ihn au§ seinem Amt zu entfernen oder

die zum Yerlust des Amtes führen (§ Il Abs. 3 i. V. m' §§ 14, 15, 19 BO)' Bei

einem wid,ermf endet die vertretungsbefugnis mit dem ztgang der widerrufs-
verfügung. Amtshandlungen bis zu diesem Zeitpunkt sind gü1tig. Besonders

*"gri d"i verantwortlichkeit gegenüber dem Auftraggeber-und der aufsichts-

beüorde werden die ZeitpunktJaär ÜUernahme und Übergabe zweckmäßig mit
Angabe von Datum unä Unterschrift im Geschäftsbuch (W Nr. l0.l) oder

anders aktenkundig vermerkt.

4. In der Regel sollte ein anderer ÖbVermlng. zum Vertreterlestellt werden.

Es kann abei auch bestellt werden, wer Deutscher ist, die Befähigung zum
höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst und die erforderliche
Eignung und Zuverlässigkeit besitzt (§ 3 Abs. I Nrn. l, 2 und 4 (Abs. 3) BO;
ugl. n"-. l.l,1.2 und 3.1 bis 3.8 zu § 3). Nachweise einer praktischen Tätigkeit
oid, duß der Berufselbständig ausgeübt werden kann, werden nicht gefordert.
Die versagungsgründe des § 3 Abs. 2 BO scheiden fär diesen Personenkreis
ebenfalls ,us. Neber, öbVermlng. (vor allem Partnern bei Arbeits- und Büro-
gemeinschaften) kommen als Vertreter Hilfskräfte des ÖbVermlng.. Assessoren

äes Vermessungsdienstes, die ihre praktische Tätigkeit ableisten, Ruhestands-
beamte und entsprechende frühere Angestellte mit «ler vorgesehriebenen Be-

fähigung (vgl. w Nr. 17.2.I) in Betracht. Beamte und Angestellte cles öffent-
Ucnä p"ienJtes dürfen einen freien Beruf (unter den da,s Amt eines Öb\rermlng.
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§ ll hier zu subsumieren wäre) als Nebentötigkeit nur ausüben, wenn es genehmigt
worden ist; die Genehmigung darf nur in besonders begründeten Äusnahmä-
fällen erteilt werden (§ 73 NBG, § ll BAT). rm übrigen ermöglicht es die
Kannbestimmung des § Il Abs. I BO nur Vertreter zu bestellen,-die geeignet
und fähig sind. Es wird zu den ungeschriebenen standesregern gehöÄn, äaß
der Yertreter erlangte Geschäftskenntnisse nicht ausnutzt und äs besond.ers
unterläßt, Geschäftsbeziehungen zu Auftraggebern des Vertretenen anzu-,
bahnen. Die Aufsichtsbehörde sollte daher berücksichtigen, daß der Vertreter
das Vertrauen des ÖbVermlng. genießt. Ein ÖbVermln[. darf eine Bestellung
zum vertreter nur aus wichtigem Grunde ablehnen (§ B Abs. 2 DVo). Der
Begriff ,,wichtiger Grund" ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der von d.en
verwaltungsgerichten in vollem umfange nachgeprüft weräen kann. Andere
Personen können eine Bestellung zum vertreter ungehindert ablehnen.

5.__Aatshandlungen, die der öbverrnrng. trotz der sollvorschrift des § B Abs. 5
DVO während der Zeit, in der er vertreten wird, vornimmt, sind gültlg, da der
Öbv_e-rmrng. Träg-er eines Amtes bleibt. Der Yertreter darf einen Äufträg nicht
ausführen, wenn der Vertretene von der Amtstätigkeit ausgeschlossen ist oder
sie zu versagen hat; er kann sich auch aus anderen Gründän für befangen er-
\laren § ff Abs. 3 BO; § 5 DVO). Wegen der Haftung des Vertreters igl. § Sabs. 3 Bo. Der vertreter kann auch die Hilfskräfte des öbvermrng. *iä,
verwenden (vgl. w Nr. 17.2.3). soweit sich darüber hinaus Rechte und pflictr-
ten des vertreters nicht aus der Bo oder anderen Vorschriften ergeben, verein-
baren vertretener und vertreter ihr verhältnis zueinand.er 

- ooi allem wegen
der vergütung (Kosten), des ausgleichs von Arbeitsleistungen und des vlr,
fahrens bei streit - und gegenüber den Auftraggebern in äer Regel privat-
reghtlilh und möglichst sehriftlich. Der vertreter kann auch unentgelttiÄ tatig
sein. Er führt während der Dauer der vertretung die Geschäfte namens d.ei
Öbverrnrng. selbständig und kann auch and.ere Aifgaben nach § 2 Abs. 2 Bo
während der Vertreterzeit wahrnehmen. Der Aufsichtsbehörde gegenüber ist
er für die-Richtigkeit seiner Arbeiten \,er&ntwortlich (§ ll Abs. S i. V. m. s g
Abs. 4 BO).

6. Für den Vertreter gelten die BO (einschl. DVO) und die W (vgl. Nr. l5.l)
entsprechend, auch wenn er nicht ÖbVermlng. ist, soweit für den Vertreter
nichts anderes bestimmt ist. Der Vertreter hat die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie ein ÖbVermlng. Er ist Amtsträger (§ I Abs. I BO) und unterliegt der
Aufsicht (§ 18 BO). Abweichendes ergibt sich z. B. aus §§ 8 Abs. 3, 11 BO und
§ 3 DVO. X'ür den Vertreter, sofern er nicht ÖbVermlng. ist, gelten nicht:
§ 3 Abs. I Nrn. 3, 5 und Abs. 2 (Bestellungsvoraussetzungen), §§ 12 bis 16 (Er-
löschen des Amtes, vorläufige Amtsenthebung), § 17 (Verweser) und § 1g
Abs. 2 BO (Entfernung aus dem Amt').
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Drltter Teil
Erlöschen des Amles, vorlöufige Amlsenlhebung

§12
Erlöschen des Amtes

Dos Amt des öffentlich bestellten Yermessungslngenieurs erllscht oußer

durch den Tod durch

l. EntlossunS (§ l3),
2. Amlsvertusl infotge slrofgerichtlicher Yerurteilung (§ l4),

3. Amtsenthebung (§ 15) und

4. Entfernung ous dem Amt durch dlsziplinorgerichtliches Urteil (§ l9).

§eDVO
Erlöschen des Amles

(1) lst dos Amt noch §'12 der Berufsordnung erloschen, wird dqs Amtssiegel durch

äi" lrfti.trttbehörde eingezogen und vernichlet, im Folle des § 4 noch der Ab-

wicklung der Geschöfte. t,til ae. Erlöschen des Amls erlischt die Befugnis, die Be'

zeichnuig ,,Öffentlich beslellter Vermessungsingenieur" mit oder ohne Zusolz zu

führen.

(2) Die Aufsichlsbehörde konn onordnen, doß die Ergebnisse der vermessungen

näcrr § 2 Abs. I der Berufsordnung durch die zustöndige Vermessungs- und Ko-

tosterbehörde verwohrl werden.

§12

Begründung zu §§'12 bis l7 BO

Die bisherisen Vorschriften der §§ 20 bis 24 VermlngBO 1938 sind durch die neue Rechts-

;;ll;; deiÖbvermlng. ols Trögär eines öffenllichen Amtes Überholl. Der Entwurf lrögt den

,erana-"*en Verhöltnisien insowäit Rechnung. Er lehnt sich, soweit dies ongöngig isl' on die

BNofO (§§ 47 bis 52, 54 und 55) on. Die Vorschrillen decken sich im wesentlichen mit-der Rege-

lrnq aei"Öuv-Berufsordnung Baden-wÜrttemberg (§§ 20 bis 23' 26)._ Die vorlöufige Amls-

"ni[eUung 
(s 16) ist ouch mö-glich, wenn ein förmliches Diviplinorverlohren eingeleilel wird

oder eingilä1tel worden ist (§ 19 i. V. m. § 91 NDO).

Die Einrichtung des Verwesers (§ 14 ist neu und soll eine seit Johren bestehende LÜcke schlie-
ßen. Dos Londichleswig-Holsteii hol durch verordnung vom27.11.1959 die VermlngBoi93S
bereits entsprechend gäöndert. Der Entwurf lolgl diesen Anderungen 91d {em § 28- ObV-
Berufsordnung Boden-Württemberg, soweil eine Regelung in einem formellen Gesefz erforder-
lich ist. Die näheren Einzelheilen sollen in der noch § 20 zu erlossenden Verordnung geregell
werden.

Begründungzu§9DVO

§ 9 zieht die Folgerungen ous dem Erlöschen des Amles noch § l2 der Berufsordnung und ist
äurch die Ermöchligung in § 20 Nr.1 gedeckt.

Absotz 2 enlspricht einem sochlichen Bedürfnis zur Siche_rstellung wichliger Urkunden. Eine

afinii.f'e Regälung ist für die Notore in §§ 51,55 BNotO erlossil 1v9rd11. Auch die ÖbV-
Berufsordnu-ng Boden-wÜrttemberg enthöll eine etrvo gleiihloulende vorschrifl.
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§12 V V N r. 4 Bestellungsoerlahren

!.6. Die Bestdlun4surkund,e soll nanh Erhschen iles Amts aon iler Aufsi,chts-
behihd,e e,i,ngezogen werilen. Wei,gert sich iler ÜbVermlng., d,i,e Urlcunile zurück-
zugeben, so hat ili,e Aufsi,chtsbehörd,e gleichzeitig mi,t der Bekanntgabe d,es Dr-
löschens iles amtes (Nr. 20.2) d,i,e arkunile i,m Arntsblq,tt lür ungülti,g zu erkleiren.

Änmerkungen

l. Der dritte Teil der Bo benennt die Gründe, unter denen das Amt erlischt:
er behandelt ferner die vorläufige Amtsenthebung und die Bestellung eines
verwesers. Die Gründe, nach denen das Amt erlischt, sind in s 12 Bo eÄchöp-
fend aufgeführt. Für die Entlassung, Amtsenthebung und vorläufige Amts-
enthebung ist die Aufsichtsbehörde (vgl. w Nr. 18.2) zuständig; der Amts-
verlust tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein. Die Entfernung aus dem Amt
kann nr:r im Disziplinarverfahren durch rechtskräftiges urteiläusgesprochen
*urq9t Die vorläufige Amtsenthebung ist auch durch das Disziplinargericht
möglich (vgl. Begründung zu §§ 12 bis u Bo). Mit dem Erlöscheir des-Amtes
endet auch das Amt eines Beisitzers in der Disziplinark&mmer (§ lg Bo, s 4g
NDo). Das Amt erlischt nicht, wenn der öbvermrng. ein bestimmtes Lebäns-
alter, z. B. das für Beamte in der Regel vorgeschriebene 65. Lebensjahr, er-
reicht (vgl. § I Abs. 2 DVO;Anm. 2 zu s I BO; Vorbemerkung und Ärr*. g.S
zu § 3 BO und Anm. 3.3 zu § l5 BO). Die ,,Nichtausübung des Berufs,,ist für
sich allein kein Grund, der zum Erlöschen des Amtes führt; wegen der Folgen,
die eintreten können, wenn das Amt zeitweise oder dauernd nicht ausgetibt,
w!1d, wgl. jedoch Anm. 5 zu § 4 und Anm. l.l zu § ll BO. Wegen deiVer_
öffentlichung und Mitteilung bei Erlöschen des amtes vgl. w Nrn. 2o.z unA
2t.2.

2. Ist das Erlöschen des Amtes wirksam geworden, so enden Rechte und
Pflichten des ÖbVermlng. Er kann keine Aüftrage (§ 2 Abs. I BO) mehr an-
nehmen und ausführen. Wegen unbefugter Ausführung von Vermessungs-
arbeiten !gl. Anm. l.l zu § 2 und wegen einer gewerblichen Tätigkeit (Be-
stellung als Sachverständiger) nach § 36 GewO Anm. 2.8 und 2.4 zu g Z nO.
Die Bezeichnung ,,ÖbYennlng." mit oder ohne Zusatz darf nach däm Er-
löschen des Amtee nicht mehr geführt werden (§ 9 Abs. f DVO); wegen eines
Vrrstoßes hiergegen vgl. Anm. 6 zu § I BO. Die vorgesehene Regelung, einem
ÖbYermlng., der nach § t5 Satz I Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Ab;. I frtr. + SO
wegen dauernder Amtsunlähigkeit entlassen worden ist, die Befugnis zu ver-
leihen, die Bezeichnung weiterzuführen, hat sich nicht verwirklichen lassen.

3. § I Abs. 2 DYO kommt nur in Betracht, wenn &n den Verrnessungsergeb-
nissen ein Intereese besteht, ein Yerweser nicht bestellt wird oder die Ergebnisse
nicht von einem anderen ÖbVermlng. zu§&mmen mit der Geschäftsställe und
den Einrichtungen privatrechtlich übernommen werden.
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§r3 §13
Entlossung ouf Antrog

Der öffentlich bestetlte Yermessungsingenieur ist ouf Antrog ous seinem

Aml zu enllossen. Die Entlossung ist für den besntrogten Zeitpunkt ous'

zusprechen. Sie k«rnn so longe hin-ousgeschoben werden, bis der öffentlich
besiellte Yermessungsingenleur seine Auflröge ordnungsgemöß erledigt
hot, iedoch löngstens für drei Monate.

Anmerkungen

r. § 13 entspricht in seinen wirkungen- et_wa dem verzicht auf die zulassung

,""t § 7 Ad. 2 VermIngBO 1938. Der Stellung eines Amtsträgers wird es eher

g"r".üt, wenn der öbvärmtng. nicht-formlos sein Amt niederlegen oder auf

ö*na äines einseitigen Rechtsgeschäfts auf die Bestellun_g_ verzichten kann,

sondern wenn er wiJein Beamtir 1§ 38 NBG; vgl. § 48 BNotO) förmlich auf

seinen Antrag hin entlassen wird. Der Antrag ist eine em_pfangsbedürftige

Willenserk6*Irg; "" 
braucht nicht begründet zu werden. Wrcgen der Folggn

,rd der notwenäigen Rechtssicherheit sollte der Antrag in jedem- Falle schrift-

lich gestellt werdän. Eine besondere For:rn wird dafür nicht verlangt. Zweck-

*aSi? wird die Aufsichtsbehörde nach Eingang- des- Antrags den Antragsteller

fu dE" Folgen der Entlassung ausdrücklich aufmerksam machen (vgl. Anm- 2

," S fZ BO'j. Der Antrag wira Uis ntmZ,gang der Entlassungsverfüg,rng der

AutäicUtsUeirörde (W Nr. 1S.2) schriftlich oder auch mündlich zur Nieder-

schrift zurückgenommen werden können, da etwas andertes gesetzlich nicht
bestimmt *o.ä"t ist. Der Antrag kann auch gestellt werdel, um 

-einer 
Amts-

enthebung oder einem Disziplinarverfahren auszuweichen. Einem Öbvermlng.
kann nahägelegt werd.en, einen Antrag auf Entlas§ung- zu 

-st9ll^e1, 
wenn be-

absichtigt iät, if,n seines Amtes nach § L5 Satz I Nr.2 i. V. mit § 3 Abs. 3 Nr. 5

BO (daärnde Amtsunfähigkeit) zu entheben (vgl. auch Anm. 3.5 zu § 3 BO).

2. Auf die Entlassung besteht ein Rechtsanspruch. Ggf. kann sie von dem

öbVerrnlng. mit einei Verpflichtungsklage (§ a2 VwGO)_grzyunqen werden.

Die Entlasiung wird wirksam mit dem Zugang (W Nr. 23) der Entlassungs-

verfügung. Ist ein bestimmter Zeitpunkt für die Entlassung beantragt oder

von der Aufsichtsbehörde bestimmt worden (Satz 3), so erlischt das Amt erst
zu diesem Zeitpunkt. \4'egen der Rückgabe der Bestallungsurkunde vgl. V\:
Nr.4.6.

ll. Die Entlassung ist grundsätzlich für den beantragten Zeitpunkt auszu-

sprechen; sie kann von der Aufsichtsbehörde längstens für drei Monate hinaus-
gäschoben werden, wenn der öbVermlng. die angenommengn Aufträge noch
nicht ordnungsgemäß erledigt hat (sätze 2 und 3). Es ist nicht zulässig, diesen

T,ettraum zu vorlängern. Mit Satz 3 soll ein geordneter Vermessungsclienst'
qewährleistet werden. Es u,ird nichts dagegen einzuwenden sein, wenn der
öbVermlng. im Einverständnis mit den Auftraggebern Aufträge an einen
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§ ß anderen ÖbYermlng. oder das Katasteramt abgibt und sicherstellt, d.aß sie
in angemessener Frist erledigt werden. Abzustellen ist nur auf Aufträge (Amts-
tätigkeit nach § 2 Abs. I BO). Beabsichtigt die Aufsichtsbehörde die Ent-
lassung über den beantragten Zeitpunkt hinauszuschieben, so muß dem
ObVermlng. dieser Zeitpunkt möglichst bald mitgeteilt werden, damit er ent-
sprechend disponieren kann.

§ 14 o.--r---,-..,,§ 
to

Strofgerichtliche Verurteilung
Eine strofgerichtliche Verurteilung hot für den öffentlich bestellten Yer-
messungsingenieur den Amlsverlusl in gleicher r/Veise zur Folge wie für
einen Londesbeqmlen. Die Yorcchriften des Niedersöchsischen Beomlen-
geselzes über den Gnodenerweis bei Verlusl der Beomlenrechle und die
Folgen günstigerer Entscheidungen im YYiederoufnohmeverfohren sind
enlsprechend onzuwenden.

Anmerkungen

I' Nach § 20 VermIngBO 1938 konnte nach einer strafgerichtlichen !'erur-
teilung die Zulassung zurückgenommen werden. Auch nach der neuen Bo
(§ 15 satz I Nr. 2 i. v. m. § 3 Abs. 3 Nr. 2) wäre eine Amtsenthebung danach
möglich. Doch erlischt das Amt bereits nach § 14 Satz I BO kraft Gesätzes mit
der Rechtskraft des urteils, wenn der öbvermrng. zu einer der in § 48 NBG
aufgeführten strafen (vgl. Anm. 3.2 za § 3 Bo) verurteilt worden ist; ein
verfahren nach § 15 Bo ist also nicht erforderlich. wird ein öbvermrng. za
einer Strafe verurteilt, die nicht den Amtsverlugt zur tr'olge hat, z. B. bei äiner
Verurteilung zu einem Jahr Gefängnis, ohne daß die Tat vorsätzlich begangen
worden ist, so kann dennoch Anlaß entstehen, gegen den öbVermlng. vorzu-
gehen. Wird gegen einen ÖbVermlng. ein orde-ntliches Strafverfahre"n wegen
eines Verbrechens oder Vergehens eingeleitet, so ist, wenn es sich um ein
schweres Verbrechen oder Vergehen handelt, in der Regel zugleich von der
Aufsichtsbehörde (als Einleitungsbehörde) ein förmliches Disziplinarverfahren
lpch § 19 Abs. f BO i. Y.m. § 34 NDO einzuleiten und nach § 9l NDO der
ÖbVermlng. vorläufig seines Amtes zu entheben; das Disziplinarverfahren
ruht im übrigen bis zum Abschluß des Strafverfahrens. Die Vorschriften der
§§ 15 Satz I Nr. 2 und 16 Abs. I Nr. I i.V,m. § 3 Abs. I Nr. 4 (Abs. 3) über
eine Amtsenthebung und vorläufige Amtsenthebung bleiben unberührt.

2. Fär den Gnadenerweis bei Amtsverlust und die Folgen günstigerer Ent-
scheidungen im Wiederaufnahmeverfahren (Satz 2) gelten §§ 45, 46 NBG ent-
sprechend. Werden die Folgen des Amtsverlustes im Wiederaufnahmeverfahren
beseitigt, so ist der Betroffene wieder Amtsträger. Ihm muß auf seinen Antrag
wieder ein Amtssitz - das braucht nicht der bisherige zu sein - zugewiesen
werden, auf den er einen Anspruch hat (§ 4 Abs. 2 BO). Entsprechendes gilt,
wenn ein Urteil im Gnadenwege aufgehoben wird (§ 45 Abs. 2 NBG; § 19 BO
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i. V. m. § ItS NDO). Gegen einen ÖbVermlng. kann auch dann im Disziplirrar- § f4
wege vorgegangen werden, wenn ein strafurteil mit der Folge des § 14 Bo im q

Wiäderau-fnähmeverfahren oder im Gnadenwege aufgehoben wird. Der An-
spruch auf Zuweisung eines Amtssitzes kann dann bis zum rechtskräftigen
disziplinarurteil nicht geltend gemacht werden. Im einzelnen wird auf die Kom-
mentierungen zu den §§ 45, 46 NBG verwiesen.

3. Die zeitliche Untersagung der Berufsausübung neben einer Strafe durch den

strafrichter nach § 42 l-stcB hat nicht die Folgen des § 14 BO. Jedooh ist zu

prüfen, ob Gründe vorliegen, den ÖbVerrr-Ing. seines- Amte_s nach § l5 Satz I
iV". Z i. V.m. § B Abs. B Nrn. 6 und 8 BO zu entheben oder ein Disziplinar-
ver{ahren einzuleiten.

4. Wegen der Mitteilungen in Strafsachen vgl. Anm. 7 zu § f8 BO'

§ls §15
Amtsenlhebung

Der öffentlich bestellte Yermessungslngenieur isl seines Amles zu enl-
heben, wenn

l. dle Bestellung durch Zwong, orgllstige Töuschung oder Beslechung
herbeigeführl worden isl ;

2. eine der Yorousselzungen für dle Bestellung noch § 3 Abs. I wegföllt
oder sich herousslelll, doß sle zu unrecht ols vorhonden ongenommen
wurde;

3. einer der Hinderungsgründe für die Bestellung noch § 3 Abs. 2 Nrn. 2
bls 4 eintritt oder bei der Bestellung nicht bekonnl wor;

4. er slch welgerl, den vorgeschrlebenen Eld zu lelsten.

Der öffentllch bestellte Yermessungsingenieur lsl vorher zu hören. Der
Bescheid ist zu begründen und zuzuslellen.

Anmerkungen

1. Die Amtsenthebung ist keine Strafe, sondern dient dazu, einen geordneten
öffentlichen Velrressungsdienst zu sichern. Sie setzt im Gegensatz zar Diszi'
plinarstrafe kein Verschulden voraus. Die Voraussetzungen für die Amts-
enthebung sind in § f5 BO erschöpfend aufgeführt. Liegen sie vor, so muß der
ÖbYermlng. amtsenthoben werden. Abweichend von § 50 Abs. 2 BNotO ist,

davon abgesehen worden, die Feststellung, ob die Voraussetzungen für die
Amteenthebung nach § t5 Satz I Nr. 2 BO (§ 3 Abs. I Nr. 4 i. V. m. Abs. 3
Nr. 5) vorliegen, auf Antrag des ÖbVermlng. durch das Disziplinargericht
treffen zu lass€n, weil die Entscheidung der Aufsichtsbehörde der vgrwaltungs-
gerichtlichen Kontrolle unterliegt. Zuständig für die Amteenthebung ist die
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§ f5 $uflichtsbehörde (W Nr. 18.2). Das Land kann bei Pflichtverletzungen d.esc' ObVermlng. haftbar gemacht werden, wenn die Aufsichtsbehörde veisäumt
hat, ein verfahren auf Amtsenthebung oder Entfernung a,us dem Amt einzu-
leiten (EBGH Bd. 35 S. 44). Der Ausspruch des Strafrichters nach § 421SIGB
(vgl. Anm. 3 zu § 14 lo) zwingt die aufsichtsbehörde nicht, den öbvermrng.
seines Amtes zu entheben (vgl. DöV 1966 S. g0B).

2.. Satz 1 I"-. I entspricht § 19 Abs. I Nr. I NBG. Auf die Kommentierung
hierzu wird deshalb verwiesen.

3.1. Satz I Nr. 2 umfaßt folgende Fälle:
verlust der deutschen staatsangehörigkeit durch Entlassung, Erwerb einer
fremden staatsangehörigkeit oder durch Ausspruch der Belörde und ihre
irrtümliche Annahme bei der Bestellung (vgl. Anm. l.l zu § 3 und B zu § 2
BO);
nachträgliche Erklärung der zweiten (großen) staatsprüfung für ,,nicht
bestanden" wegen verstoßes ge-gen die prüfungsordnung (Täuschungen)
nach den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen und irrtümliche Annaf,mä
der Bethigung zum höheren vermessungstechnischen veru,altungsdienst
bei der Bestellung (vgl. Anm. 1.2 zu § B BO);

wegfall oder irrtümliehe Annahme der erforderlichen Eignung und Zuver-
lässigkeit bei der Bestellung nach § 3 Abs. I Nr. 4 BO; § B Ab;. B BO kon_
kretisiert die Tatbestände beispielhaft, nicht erschöpfend (vgl. Anm. B.l bis
3.8 zu § 3 und Anm. I zu § 14 BO);

wegfall oder in'tümliche annahme der selbständigkeit (vgt. Anm. 1.4 zu
§ 3 BO).

3.2. Beruht die irrtümliche Annahme der Bestellungsvoraussetzungen auf der
vorlage falscher LTrkunden oder Zeugnisse, so ist der Fall des s 15 sätz t Nr. t
gegeben.

3.3. Für die Praxis besonders be«leutsarn sind über s 15 satz I Nr. 2 die Gründe
des § 3 Abs. I Nr. 4 i. V. m. Abs. 3 Nrn. 5 (dauernde Amtsunfähigkeit) und 8
Bo (sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. mangelnde Leistungen, persönriches
Vrerhalten). Sind sie gegeben, so ist nach dem hier geltenden Legalitätsprinzip
der ÖbVerrnlng. seines Amtes zu entheben, auch wenn ein VerJchuldei nichi
vorliegt (vgl. Anm. l). tlber § 3 Abs. 3 Nr. 8 BO kann eine Amtsenthebung z. B.
auch in Betracht kommen. wenn der ÖbVermlng. es lbrtlaufend unterHßt.
seine Hilfskräfte nach den bestehenden Vorschriften zu überwachen, wiederholt
gegen die Kostenvorschriften verstößt oder zu einer Strafe verurteilt wird, die
nicht in § 3 Abs. 3 aufgeführt ist. Da eine Altersgrenze nicht besteht. kann ein
ÖbVermlng. wegen hohen Alters allein nicht amtsenthoben werden (vgl. § 15
Satz I Nr. 3 BO). Jedoch können altersbedingte körperliche Gebrechen oder
Schwäche der geistigen oder körperlichen Kräfte (vgl. Anm. 3.5 zu § 3 BO)
dazu führen, daß der ÖbVermlng. sein Amt im ganzen nicht, mehr ordnungs-
gemäß, besonders im Außendienst, wahrnehmen kann, vor allem seine michten
aus § 6 BO (persönliche und zuverlässige Amtsführung) und § I Abs. 2 BO

256



(Pflicht zur Annahme und Ausführung von Aufträgen) nigJrt mehr erfüllen § f§
üann. Die Entscheidung wird regelmäßig auf ein amtsärztliches Zeugnis 99- "
stützt werden; die Kosten hierfüi hat die verwaltung zu tragen. Es wird sich

aber empfehlen, in allen Fällen, in denen ein ÖbVermlng. seines Amtes aus den

vorgena^nnten Gründen enthoben werden soll, dem ÖbVermlng. nahezulegen,

einä Antrag auf Entlassung nach s 13 BO zu stellen. Wegen der Bestellung

eines Vertrelers bei vorübergehender Amtsunfähigkeit vgl. § 11 BO und wegen

einer vorläufigen Amtsenthebung § 16 BO.

4. Nach Satz I Nrn. 3 und 4 ist der ÖbVermlng. seines Amtes zu entheben,

lvenn er

ein besoldetes Amt übernimmt oder bei der Bestellung nicht bekannt, war-

daß er ein solches inne hat (vgl. Anm. 2.1 zu § 3 BO);

auch in einem anderen Lande als ÖbVermlng. bestellt wird oder eine solche

Bestellung oder Zulassung bei der Bestellung_in Niedersachsen nicht be-

kannt wai: die Rechtsstellung in dem anderen Lande ist dabei unerheblich:

eine andere Erwerbs- oder eine Gewerbetätigkeit übernimmt, die mit, seiner

Stellung oder dem Ansehen des Berufsstandes nicht vereinbar ist, oder eine

solche iatigkeit boi der Bestellung nicht bekannt war (vgl. Anm. 2.2 zu § 3

und Anm. 2.1 zt § 2 BO);

er sich weigert, den Eid nach § 5 BO zu leisten (vgl' Anm' I zu § 5 RO)'

5.1. Nach Satz2 ist der ÖbVermlng. zu hören, bevor er seines Amtes enthoben

wird. Innerhalb einer Frist, welchä die Aufsichtsbehörde stellt, kann er sich

schriftlich oder mündlich äußern. Auf jeden Fall muß ihm hierzu Gelegenheit

gegeben werden, wenn er nicht von vornherein darauf verzichtet. Die vor-
äcürift stellt sicher, daß das erforderliche rechtliche Gehör gewahrt' wird; fehlt

es, so ist dies ein wesentlicher verfahrensmangel, fler dazu führen kann, daß

clie Entscheidung im Verwaltungsrechtswog aufgehoben wird. wenn der Mange,l

nicht im Laufe äes weiteren Verfahrens geheilt wird. Welche St'ellen clie Auf-
sichtsbehörde noch hören urill (2. B. die Berufsvertretung), um den Sachverhalt
aufzuklären, steht in ihrem Ermessen. Auch ein durchgeführtes Ehrengerichts-
verfahren (vgl. Anm. 3.5 zu § 6 und Anm. zu § 2l BO) ist zu berücksichtigen.

5.2. Die Entscheidung über die Amtsenthebung ist, wegen der Rechtsfolgen
unter Angabe der Tatsachen und der verletzten Vorschrift schriftlich zu er-
teilen und eingehend zu begründen sowie nach den Vorschriften des Verwal-
tungszustellungsgesetzes (YV Nr. 23) zuzustellen. Sie ist ein Verrvaltungsakt.
<Ier nach den vorschriften des 8. Abschnitts der vwGo angelbchten rverden

kann und besonders wegen § 76 VwGO mit der Belehrung über den Rec'hts-

behelf zu versehen ist. Die Amtsenthebung wird wirksam mit Ablauf der Rechts-
behelfsfrist gegen die Amtsenthebung oder gegen einen \\'iderspruchsbeseheitl
oder mit der Rechtskralt des urteils im verwaltungsrecht§weg. \Yegen einer
vorläufigen Amtsenthebung vgl. § 16 BO untl rvegen der softrrtigen Yollziehung
!'on Verwaltungsakteu § 80 YwGO.
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§16 §t6
Yorlöufige Amlsenlhebung

(l) Der öffenrllch bestellte vermessungsingenieur konn bis zur end-
gültigen Entscheidung vorlöufig seines Amles enrhoben werden, wenn
l. eine der Voroussetzungen des s lS vorliegl,
2. gegen ihn ein Entmündigungsverfohren eingeteiter worden isr,
3. gegen ihn im Strofverfohren die unlersuchungshoft verhöngt worden isl.
(2) Der öffenttich besteltte vermessungsingenieur dorf wöhrend der Douer
der vorlöufigen Amlsenlhebung seinen Beruf nicht ousüben. Ein verstoß
berührl jedoch nicht die Gültigkeit der Amtshondlung.
(3) Die Aufsichtsbehörde hot dos Amtssiegel und dos Amtsschild frir die
Douer der vor!öufigen Amlsenthebung zu verwohren, wenn kein verlreler
bestellt worden isl.

Anmerkungen

l. Die_vorläufige Amtsenthebung ist eine einstweilige schutzmaßnahme bis
zur endgültigen Entscheidliq. sl" kann angeordnet wärden, wenn die sachlage
noch.nicht so- weit geklärt ist, daß die Amtsenthelung nach s 15 Bo ,rsg;_
sprochen werden kann,.aber der x'all $ringend ist. Die Vorschri"ft entsprichiin
etwa §§ 54, 55 BNoto. Das Rechtsverhältnis des öbvermrng. wird substantiell
nicht berührt; Rechte und Pflichten breiben bestehen, öweit nicht etwas
anderes bestimmt ist (§ 16 Abs. 2 und B Bo). ob der öbvermrng. vorläufig
seines Amtes zu entheben ist, Iiegt im Ermessen d.er Aufsicht*uJno"au 1vüNr. 18.2). Eine vorläufige Amtsenthebung bei freiwilliger längerer abwesenheit
yoq{m!ryitz (§ 4 Abs. 5 BO) isr in der BO nichr voigesehä (vgl. Anm. 5 zu
[4 BO). Wenn auch nicht ausdrücklich gesetzlich vorg-eschriebän] so sollte der
ÖbYerrnrng. doch vor der vorläufigen "Amtsenthebulng 

gehori wirden. vgl.
auch Anm. 5.2 za § f5 BO.

l.l. zu Abs. I Nr. I vgl. § l5 Bo und die Anm. hierzu. Hat die Aufsichts-
behörde zwerfel, ob die voraussetzungen gegeben sind, so kann sie clie vor-
läufige Amtsenthebung nicht anordnen.

1.2. Zu Als. I Nr. 2 (Einleitung eines Entmündigungsverfahrens) vgl. Anm. 8.2
zu § 3 Bo. wird im L-1yfe des Entmündigungsverfahrens die vorläufige vor-
mundschaft (§ 1906 BGB) angeordnet, so ist der öbvermrng. nach s ts satz t
Nr.-2-i. V.-. § 3 Abs. 3 Nr. 7 BO (vgl. Anm. B.T zu § B Bö) seines Amtes zu
entheben. Der X'all des § 15 Satz I Nr. 2 i. V. m. s B Abs. 3 Nr. 2 BO ist ge_
geben, wenn die Entmündigung durch Beschluß ausgesprochen worden iit.
rst die Entmündigung rechtskräftig abgelehnt worden, so ist eine vorläufige
Amtsenthebung eus diesem Grunde unverzüglich aufzuheben.

1.3. Zu Abs. I Nr. 3 (Untersuchungshaft im Strafverfahren) vgl. §s ll2 fi'
stPo. Auf die einstweilige unterbringung nach s r26a stpo kann walirschein-
lich Abs. I Nr. 3 nicht angewandt weiden. Nach der endgültigen Entscheidung
im Strafverfahren ist entweder eine vorläufige Amtsenthebun[ aufzuheben odei
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zu prüfen, ob Gründe für eine Amtsenthebung nach § 15 Bo_oder zur Einleitung § 16
eiries Disziplinarverfahrens nach § 19 BO vorliegen; sie kann auch beendet o

werden, wenn ein Haftbefehl aufgehoben wird, sofern es die besonderen IJm-
stände zulassen. Läuft ein Strafverfahren ohne IJntersuchungshaft, so muß die

Aufsichtsbehörde prüfen, ob ein Disziplinarverfahren einzuleiten ist oder

Gründe für eine Amt'senthebung vorliegen.

2. Nach Abs. 2 darf während der Dauer der vorläufigen Amtsenthebung der

Beruf (also Amtstätigkeit und andere Aufgaben) nicht ausgeübt werden. Ein
Verstoß läßt eine Amtshandlung im Interesse der Auftraggeber nicht ungültig
werden, doch ist der Verstoß eine Pflichtverletzung (§§ 18, 19 BO). Das Verbot',
während der vorläufigen Amtsenthebung den Beruf auszuüben, bezieht sich

nur auf neue Aufträge oder Übernahme neuer, anderer Aufgaben. Das be-

deutet, d,aß der Öbvermlng., wenn kein vertreter bestellt worden ist, noch

solche Arbeiten ausführen darf, die bereits begonnen sind, wenn dies notwendig
ist, um schäden für die Auftraggeber oder Beteiligten zu verhüten. wegen
d,er Bestellung eine§ Yertreters bei einer vorläufigen Amtsenthebung vgl. § l1
Abs. I BO und W Nr. 15.2. Auch nach einer vorläufigen Amtsenthebung im
Disziplinarverfahren darf der ÖbVermlng. seinen Beruf für deren Dauer nicht
ausü6en; eine verbotswidrige Amtshandlung ist ebenfalls wirksam.

3. Abs. 3 bezieht, sich nur auf Amtssiegel und Amtsschilder; über Akten und
Bücher (vv Nr. l0) bestimmt der Öbvermlng. selbst, wenn kein vertreter
bestellt worden ist. Sind die Akten und Bücher nicht in Ordnung, so kann dies

u. U. Anlaß bieten, einen Vertreter von Amts wegen zu bestellen.

4. Die Begründung zu §§ 12 bis 17 BO stellt klar,-daß eine vorläufige Amts-
enthebung- auch mOglich ist, wenn gegen einen ÖbVermlng. ein förmliches
Disziplinarverfahren eingeleitet wird oder worden ist (§ f9 BO i. V. m. § 91

NDO). Jede vorläufige Amtsenthebung ist nach W Nr. 21.2 dem MdI mitzu-
teilen.

§17 §17
Verweser

(l) lst dqs Amt eines öffentllch bestelllen Yermessungslngenieurs er-
loschen, konn ein Verweser bestellt werden. Die Bestellung konn mit Auf-
logen verbunden und jederzeit widerrufen werden.

(2) Zum Yerweser dorf nur bestetlt werden, wer öffentlich bestellter Yer-
messungsingenieur isl oder die Yorousselzungen für die Bestellung ols
öffentllch bestellter Yermessungsingenieur noch § 3 Abs. I Nrn. 1,2 und 4
erfüllt.
(3) Für den Yerweser gilt dle Berufsordnung enlsprechend.

(4) Der Yerweser ist ouf elgene Rechnung tötlg. lhm slehen die Kosten-
forderungen zu, die noch Übernohme der Geschtifte fötlig werden. Er muß
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§ 17 sich iedoch im verhöltnis zum Auftroggeber vorher gezohtte vorschüsse
onrechnen lossen. Soweit Koslenforderungen dem ousgeschiedenen öffent-
lich bestellten vermessungslngenieur oder dessen Rechlsnochfolger zu-
slehen, isl er berechtigt, diese geltend zu mochen.

§4DVO
Verweser

Die Aufsichlsbehörde beslellt den Verweser durch Aushöndigung der Bestollungs-
urkunde. Für die Bestellung gilt § 3 Abs. 1 sotz 1, Abs. 2 bis 4 enlsprechend. Der
Verweser soll höchslens für ein Johr bestellt werden. Der Verweser hot die schwe-
benden Angelegenheilen obzuwickeln. Neue Auftröge dürfen nur in den erslen drei
Monqlen ongenommen werden, wenn sie innerholb der Douer der Beslellung er-
ledigt werden können.

Begründungzu§4DVO

§ 4 regelt die erforderlichen Einzelheilen bei der Beslellung eines Verwesers ouf Grund der
Ermächligung,-de_s § 20.Nr.^3 i. V. m._§ '17 der Berufsordnung. Der Entwurl folgt den Vor-
schrilten der§§ 56ff. BNolO, soweit dies ongöngig und notwändig ist. Die Annähme neuer
Antröge durch den Verweser muß iedoch dohin eingeschrönkl wer-den, doß sie wöhrend der
Douer der Beslellung ouch erledigl werden können, do die Abwicklung des ongenommenen
Vermessungsonlrogs Monole douern konn.

Änmerkungen

I. Die amtliche Begründung zu § l7 BO ist bei s t2 BO und die !'V Nr. 15
(Vertreter, Yerweser) bei § ll BO abgedruckt.

2.1. Ein verweser kann nur bestellt werden, wenn das Amt erloschen ist (§ 12
BO; vgl. auch Anm. 2 hierzu). Für einen Verweser kann ein Vertreter besiellt
werden (vgl. W Nr. 15.5). Die Verweserschaft dient nicht dazu, eine ,,praxis..
zu erhalten, sondern soll ermöglichen, im rnteresse eines geordneten öffent-
lichen Verrnessungswesens schwebende Angelegenheiten (Aufträge und andere
Aufgaben) abzuwickeln (§ 4 Satz 4 DVO). Deshalb sind die Dauer der Ver-
weserschaft und die Befugnis, neue Aufträge (vgl. Anm. 3.2) anzunehmen,
zeitlich begrenzt (§ 4 Satz 5 DVO).

2.2. üe Aufsichtsbehörde hat von Amts wegen zu prüfen und zu entscheiden
(W Nr. 18.2), ob ein Verweser zu bestellen ist. Dies schließt nicht aus, daß eine
Bestellung von anderer Seite, z. B. von der Berufsvertretung, angeregt, oder
beantragt wird. Auf die Bestellung besteht kein Rechtsanspruch. Nach Y\-
Nr. I5.5 soll ein Verweser nur denn bestellt werden, wenn hierfür ein Bedürfnis
im Rahmen der Amtstätigkeit besteht. Die Amtsbefugnisse des Verwesers
beginnen mit der Aushändigung der Bestallungsurkunde (§ 4 Satz I DVO und
W Nr. 15.6). Sie enden, wenn die Bestellung nicht vorher widerrufen wird, in
jedem Falle mit Ablauf des Zeitraums, für den der Verweser bestellt worden ist.
Es ist zulässig, den bisherigen Verweser wieder oder einen anderen Verweser

260



bis zum Ablauf der Höchstfrist des § 4 satz 3 DYO (Sollvorschrift) zu bestellen. § 17
Die Aufsichtsbehörde ist nicht verpflichtet, die Berufsvertretung vorher zu "
hören. za den Auflagen in Abs. I satz 2 können z. B. Weisungen der Auf-
sichtsbehörde, bestdmte Aufträge vordringlich zu erledigen oder Aufträge

us.w. an andere vermessungsstellen im Einvernehmen mit den Beteiligtgn ab-

zugeben, gehören. Ein widermf (vg!. auch Anm. 3.2) durch die Aufsichts-

beüOrde'üommt besonders in Betracht, wenn sich nachträglich herausstellt,

daß die Voraussetzungen für die Bestellungnicht gegeben waren oderinzwischen

weggefallen sind, odeiwenn sonst, Gründe eintreten, die bei einem ObVermlng.
.a,nTi'ß biete.r, ihn seines Amtes zu entheben, aus seinem Amt zu entfernen oder

die zum Yerlust des Amtes führen (Abs. 3 i. v. m. §§ 14, 15, l9 BO). Die Amts-

befugnisse d.es Yerwesers dauern bis zum z]uga_ng der _widermfsverfügung.
Willäer Verweser seine Tätigkeit aufgeben, so muß er den Widemrf beantragen'

Bestellung und widermf der Bestellung sind im Amtsblatt der Aufsichts-

behörde bekanntzugeben (W Nr' 20'3).

2.3. wegen Abs. 2 (Voraussetzungen für die-Bestellung zum vrryreser), der die

gleiche iu.*o*rg wie § ll Abs. 2 BO hat, vgl. Anm' 4 zu § f l BO'

3.I. Nach § 4 satz 2 DVO gilt für den Yerweser § 3 Abs._l satz.l, Abs. 2 bis 4

DVO entsfrechend. Iliernach ist ein Antrag auf Bestellun-s eil9s verwesers

schriftlich zu beantworten; doch bleibt § 4§atz I DVO zu [eachten. Ein Öb'

Ver-Ing. kann die vorgesehdne Bestellung zum Verweser nur aus einem wich-

tig"" Cä"a" ablehnen"(vgl. Anm. a zu E tt Bp). [er-, ohne ÖbVermlng, 1u
sefu, schon einmal als Verweser vereidigt worden ist, braucht den Eid nicht
nocümah zu leisten (vgl. s 5 BO, § 2 DVO und W Nr. 15.3).. Der Verweser

il;i ;i"" Eigenschaft Ä kännzeichrien und das Amtssieg.el des ÖbVemlng. zu

gebrauchen[vgl. VV Nr. 15.4, § 6 DVO, WNr. 7 und Anm' 8 zu § I BO)'

3.2. Die Jahresfrist des § 4 Satz 3 DVO beginnt mit dem Tage, an dem das Amt
erlischt. zu den schwebenden Angolegenheiten i. s. des § 4 satz 4 DVO ge-

hören alle Aufträge (§ 2 Abs. I BO) und anderen Aufgaben (§ 2 Abs. 2 BO), die

bis zum Tage dei Eilöschens des Amtes angenommen bzw. vertraglich über-

nommen *o-rd"r, sind. Zu beachten ist, daß der verweser nur Aufträge (§ 2

Abs. I BO) neu annehmen darf (§ 4 sätze 4 und 5 DVO). Ein Yerstoß gegen § 4

satz 5 DVo berührt zwar die Gültigkeit einer Amtshandlung nicht, ist aber eine
pflichtverletzung oder ein Dienstvergehen (§§ 18 Abs.3, 19 BO); bei einem

Verweser, der nicht selbst ÖbVermlng. ist, kann der Verstoß zum Widerruf
der Bestellung als Verweser führen.

4.1. Für den verweser gelten die Bo einschließlich DVo und die w (vgl. w
Nr. 15.f) entsprechendl.O'U.. a;, auch wenn er nicht ÖbVermlng' ist, soweit
nichts anderes bestimmt ist. Der Verweser hat alle Amtspflichten und Reehte
eines öbVermlng. Er ist, Amtsträger an Stelle des ÖbVermlng. (Trägcr eines

eigenen amtes. nicht vertreter).und unterliegt der Aufsicht. Der verweser
ka=nn auch die Hilfskräfte des ÖbVermlng. weiter verwe,nden (vgl. W Nr.
L7.2.3\. Abw'eichendes ergibt, sich besonders aus § t7 BO und § 4 DVO. Für den
Verweser, sofern er nicht selbst Ob\zermlng. ist. gelten nicht: § 3 Abs. I Nrn. 3
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§ lZ *{ I y4^$bs. 2, §§ 12 bi' 16 (Erlöschen des Amtes, vorläufige Amtsenthebung)-, -- g_nd § 19 AE. z (Entfernung aus dem Amt). § s Bo (Haftun!) gilt auch für dä
Verweser. Wie 911_0-!Vermftrg. haftet er auch für emtsfiti"cntverletzungen
eines Yertreters (W Nr. f5.5).

4'2. Der Verweser kann die schwebenden Angelegenheiten ordnungsgemäß nur
abwickeln, wenn er auch die akten und Bücher, das Amtssiegel unääas Amts-
schild des ÖbVermlng. und in der Regel auch die Geschäitsstelle mit ihren
anderpn Einrichtungen übernimmt. Die Bestellung zum Verweser enthält,
wenn nichts anderes bestimmt worden ist, zugleich die Ermächtigung hierzu.
Sind Vermessungsergebnisse durch die Verm-essungs- und Katasterbehörde
bereits verwahrt worden (§ I Abs. 2 DVO), so sind. sie dem Verweser zriüber-
geben. Nach der Abwicklung der Geschäfte ist das Amtssiegel einzuziehen und
zu vernichten (§ I Abs. I DVo). wird am Amtssitz des öbvermrng., dessen
Amt erloschen ist, unmittelbar oder nach einer Verweserschaft ein öbVermlng.
neu bestellt, so wird dieser in der Regel Akten, Bücher und Einrichtungä
übernehmen; eine Regelung schien entbehrlich.

5. unter die K-ostenforderyngen nach Abs. 4 fallen sowohl Abwicklungs-
geschäfte (Aufträge und.andele Aufg_aben) wie auch Kosten für neue Aufträle
(§ 4 satz 5 Dvo). 4E.^t rEelt nur Kostenforderungen aus d.er Amtstätigkät
(vgl. Anm. I zu s l0^Bo). Für vrergütungen aus derlbwicklung andererla.uf-
gaben (§ 2 Abs. 2 Bo)dürfte jedoch in der Reger greiches geltei. Die Kosten-
fo_rderu:rgen werden fä-llig, wenn sie angefordert sind 1"g 4 Koverrnrng.;.
Abs. 4 Satz 3 soll verhindern, daß den Bäteiligten durch'äie Verweserschäft,
Mehrkosten entstehen; die Anrechnung von Vorschüssen gilt nicht im ver-
hältnis zum öbvermrng. oder seinem Rechtsnachfolger. Äur. e satz 4 be-
."!ht gt den Verweser, Kostenforderungen des ausgeschiedenen öbVermlng.
oder seines Rechtsnachfolgers geltend zu machen. Die Zuständigkeit des Vei-
weser§, Kosten geltend zu machen, die ihm nach Abs. 4 satz 2 eitstehen, folgt
aus Abs. 3 i. V. m. § l0 BO.

Yierter Teil
Aufsichl, Diszi pl inorverfohren

§18 §r8
Aufsicht

(l) Der öffentlich bestellte Vermessungsingenieur unlersteht der stool-
!ichen Aufsicht. Die Amtsführung wird von der Aufsichtsbehörde überwacht
und geprüft, in deren Bezlrk der Amlssilz des öffentllch besletllen Yer-
messungsingenieurs llegl.
(2) Der öffenflich bestellte Yermessungsingenleur ist verpflichlel, der
Aufsichtsbehörde Auskünfte über seine Berufeousübung zu geben. Er hot
noch vorherlger Benochrichtigung den von der Aufslchtsbehörde beouf-
lroglen Beomlen wöhrend der Geschöflsslunden Zulrill zu seinen Ge-
schöflsröumen zu gewöhren sowle die Einsicht in seine Aklen und Bücher
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und die Überprüfung der technischen Arbeitsousführung, der Geschöfis- § l$
röume, Einrichtungen und Geröle, der Koslenermiltlung, der Ausbildung v
und des Einsolzes der Hilfskröfle und der ordnungsgemößen Abgobe von
Yermessungsergebnissen zu ermöglichen. Er ist verpflichlel, Beonslon-
dungen der Aufsichtsbehörde olsbold zu beheben; on einer Prüfungsver-
messung hol er teilzunehmen, wenn er dozu oufgefordert wird.

(3) Die Aufsichtsbehörden sind befugl, öffentllch bestellten Yermessungs-
ingenieuren bei Ordnungsverslößen oder Pflichtverlelzungen leichterer
Arl eine Mißbiltigung ouszusprechen.

( ) Für die Einsichtnohme in die Personolokten gelten die Yorschriften für
Londesbeomle enlsprechend.

BegrÜndung

Die Absötze 1 und 2 übernehmen inholtlich die Vorschriflen der §§ 17 und 19 Abs. I Vermlng-
SO tCSS; dos Überprüfungsrechl in Absotz 2, dos sich nicht nur ouf die AmtsousÜbung, sondern

ouf die gesomle Bärufsoüsübung erslreckl, ist iedoctr entspr-echend..einem proktischen Be-

dürfnis eiweiterl worden. Der letzte Sotz in Absotz 2lügl zur Klorstellung noch die Verpflich-
luno hinzu. Beonslondunqen olsbold zu beheben und on Prülungsvermessu-ngen leilzunehmen.

lusätz z lehnt sich im Ü-brigen on § 93 BNotO on und enlsprichl § 't8 obv-Berufsordnung
Boden-Württemberg.

Absotz 3 ermöglicht, bei leichten Verstößen eine Mißbilliglng onstelle einer Disziplinorstrofe
(§ 19) ouszusprichen. Die Vorschrift entsprichl § 94 BNorO.

Absok 4 schließt eine Lücke in Anlehnung on die beomlenrechllichen vorschriflen.

V V Nr. 18 Zusttinl,igkei,ten

L8.7. Der M'i,ni,ster iles Innern 'i.st oberste Aufsi,chtsbehörile. Er i,st lür d,ie Be-

stelluny zustänilig, lertigt ilie Bestallungsurlcund,e aus und, entschei,ilet über den'

Antrag aul Veilegung iles Amtss'i.tzes.

L8.2. Aufsi,chtsbehörilen si,nd, ilie Regierungspräsi,ilenten (Präsidenten iler Ver-

waltunqsiezi,rke),'i,n ileren Bezirk iler Amtssi,tz iles ÖbVermlng.liegt. Sie si,nd, i,n

allen lällen zustänili,g,'i,n ilenen ke'i,ne anilere Znstönil,iglcei,t begründ.et worilen i,st.

Li,egt iter Amtssitz des ÖbVermlng. i,m Lanil,e Bremen, so 'überwacht iler Re'
gi,erun4spräsi,ilent 'i,n Stad,e ili,e Amtslührunq im Land,e NieÄersaehsen (§ 22
Abs. 2 Satz 2 YermIngBO); hierzu gehört auch d,ie Prülung am Amtssitz.

18.3. Die Aufsi,ahtsbehörd,e lührt lür ieil,en i,hrer Aulsi,cht unterstehe,ndnn Öb-

Vermlng. ei,ne Personalakte. Die Aichtlinien über d,'i'e ?ührung rwn, Personalald,en

lür Lanilesbeili,enstete s'i,nil, entspreohenil anzuwend,en (agl. Nr. 10.3).

18.4. Weriten Pfl,ichtaeiletzungen e'i,nes ÖbVermlng. festgestellt, ilertn ei,nem

anil,eren Land,ebestellt id (§ a Abs.6 VermInqBO), so'i,st ili,e arcttind,i.ge Auf-
s,i,ahtsbehiirile tson il,er Aulsichtsbehörile zu unterr'i,chten, i,n ileren Bezirk ilie Yer-
stöpe lestgestellt woril,en s'inil.

18.5. Beri,chte unit Eingaben an ili,e oberste Aufsichtsbehörd.e hat dcr ÖbYermlng.
zunächst an seine zuständ.ige Aulsichtsbehörilc zu richten.
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§tB VV Nr.19 Prülung d,er Amtslührung unil d,er Berulsausübung

19.1. Die Amtslührunq und, ilie Berulsausübung iles öbvermlng. werd,en rmch
Beda,rl, m,i,.nilestens in Absttind,en aon zwe,i, Jahren, regelmäBig i,n iler Geschäfts-
s_telle_iles Ölvermlng. geprült (§ 18 Abs. 1 unit 2 veimhgabl. Bei einem neu
bestellten Öbvermlng- soll erstmals innerhalb iles ersten "tän ei nach se,iner Be-
stellung geprült werden. Di,e Prülung nimmt ein Beamter iles höheren aermes-
sungstechnischen verwaltungsd,i,enstes iler Aufsi,chtsbehörite oor (prüfungsbeam-
ter). An d,er Prülun4 können nach weisung iler Aufsichtsbehüd,e aniere-Bea,rnte
mitw,irken.

19;2. Der Prülungsbeamte ferti,gt über das Ergebnis d,er prülung eine Nieiler_
sc\i,ft an. saoeit d,er Prüfungsberi,cht Beanstanilunqen enthtilt, oritnet iti,e Aul-
s'ichtsbehihde ilax Erforilerl'iche an, nachdem s,ie ilen öbvermlng. gehört hat. Dem
ObVermlng. ist eine Abschrilt iler Nieilerschrilt zu übersenil,en..

19.3. Die Prülungsaermessungen werilen nach ilen vorsahrilten d,er allgemeinen.
Dienstanweisung lür d,ie unteren unil höheren vermessungs- und, Kataster-
behörilen (ADAVerm) d,urchgeführt. Die zustänilige Aulsichtibehörile lcann eine
and,cre Aulsi,chtsbehörd'e, i,n deren Bez'i,rk der öbverntlng. eine vermessung aus-
gelührt hat, um ili,e Mithille bei einer Prülungsuernxessung ersuchen. Die Beiugni.s
zur Nachprülunq iler vermessunqsergebnisse, die i,n itie Land,esaermessung oiler
dgs L_iegensclwftslcataster übernommen werd,en soil.en, soweit erforilerli,ch a.ich ;n
der Örtli,chkeit, durch d,ie zustänil,ige vermessungs- und, Katäkrbehorite, blei.bt
unberührt (§ 3 Abs.2 iles vermessungs- und, Katastergesetzes aont. s. 11. 1961).

l' l' Nr. 21 tVitteilungen in Di,szi,plinaraerfahren usu:.

21.1. l'on jeiler Disziplinaraerlügung i,st ilem fuIini,ster d,es Innern eine Ab-
schrilt zu übersend,en. Das gleiche g,ilt aon Einstellunqsr;erfügungen (§ 1g Verru_
IngBO; §§ 27, 31 NDO).

21.2. Ein Erlöschen d,es Amtes (§ 12 VermIngBO) und, eine aorkiufige Anüs-
enthebung (§ 16 l'erm.In4BO; §§ 9l bis g6 NDO) sind. clem Mini.ster ilis Innern
mitzu,teilen.

l'V Nr.22 iibersicht iiber iie Amtstätigkeit

D.er ÖbVerntlng. hat bis zum, 1.2. jed,es Jahres sei,ner Aulsiclttsbehörile eine
Übersicht über die Amtstd,tigkeit i,m abgelaulenen Jahr nw,ii d,em Muster d,er
Anlage 3 (s. nächste Seite) riz zweilacher Au,sfertigu,ng einzure,ichen. Die Aul-
.sichtsbehörile legt dem Minister d,e,s Innern eine Au,.sfertigung bis zum 7.4. jed,es
Ja.hres oor.

l' l' Nr. 23 Zuxl,ellungeu

Verfiigrtngen, und Entscheiclungen., tlie nach der Jlermlngß) atat.stellen sin.d,
oiler ilurch tli,e eine Fri.st irt Laul gesetzt u:ird, od,er di.e Rechte d,es öbVermln4.
berühren,, sind, nach den Vorschrilten d.es Nieders. Veru,a,lhmgszuste.lhtngs-
gesetze,s .souie d.en l-eru,altung.sr.,orsehrilten hierzu zrlzustellen..
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über§icht über die Amtstätigkeit § t8
(§2 Abs.l VermlngBO)

des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs

Amtssitz

Die Richtigkeit wird bescheinigt:
Ort, Teg

Öffentlich bestellter Vermegeungoingen ieu r

im Kalenderiahr YOm

(Nur eutf[llcn, frlla der ÖbVerm lrq. nicht wthrcnd der ganzen Jehrcc im Arrt war)

bis

Anzahl dar im Au$endienst eingesetzten Hilfakräfte mil Genehmigungen sowie Hilfskräfte'
die Arbeiten nach § 2 Abs.l Nrh. 2 und 3 VermlngBO ausgef0hrt haben

Anzahl der erledigten Aufträge

Anzahl der geleisteten AuBentage dee ÖbVermlng. und der Hilfskräfte (Nr. l)

Von Nr. 3 entfallen auf die Anrtsbezirke der Katasterämter

Tage

5. Anzahl der vorliogenden unerledigten Aufträge (Nr. 6.1 Satz 5 VermlngBO - VV)

6, Geschätzte Au8entage für die Erled[ung der Reste (Nr.5)
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§tB Änmerkungen
l. Dio Aufsicht über die Amtsführung umfaßt nicht nur die laufende Kon-
trolle, ob die Pflichten beachtet werden. Die Aufsichtsbehörde ist vielmehr
auch_befugt, allgemein oder im Einzelfall .darauf hinzuwirken, daß Mängel
und tr'ehler künftig vermieden werden. Der öbvermrng. ist verpflichtet, solÄe
Anordnungen zP befolgen. Dies gilt auch für weisungen in der sache. Doch
steht es dem Öbvermrng. frei, ggf. Gegenvorstellungen od.er Aufsichtsbe-
schwerden bei der Aufsichtsbehörde oder über sie (w Nr. 18.5) bei d.er obersten
Aufsichtsbehörde zu erheben. Das Aufsichtsrecht im Rahmen der Amts-
fi,hrung erstreckt sich auch auf das außerberufliche Verhalten (§ 6 BO), ohne
daß dies laufend überwacht werden muß. Erlangt die Aufsichtsbehörde
Kenntnisse, die den verdacht eines unwürdigen verhaltens begründen, so ist,
sie verpflichtet einzuschreiten (§§ 15, 16, 18 Abs. 3, lg BO). Wegen der Unter-
stützung der Aufsichtsbehörde durch die Berufsvertretung vgl. Anm. I zu
§ 2t BO.

2. Wer Aufsichtsbehörde ist und wie die Aufsichtsbefugnisse verteilt sincl, ist
entsprechend fut. 29 Yorl. Nieders. Yerf. durch Yerwaltungsanordnung be-
stimm! worden (w Nr. l8). Aus dem Aufbau der Aufsichtsbeho"den e"gibt
sich, daß der jeweils höheren Aufsichtsbehörde bestimmte Befugnisse voibe-
halten werden können, soweit dies notwendig ist. Für den verträter und den
Yerweser ergibt sich die Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde aus dem Amtssitz
des Vertretenen bzw. des ausgeschiedenen öbVennlng. (W Nr. f5.l).

3. abs. 2 verpflichtet den Öbvermrng., die Aufsichtsbehörde bei ihrer Aufsicht
zu unterstützen und Beanstandungen zu beheben. Die schweigepflicht gilt im
Rahmen des § 18 Abs. I bis 3 nicht, da hier etwas anderes bestimmt i.t ts Z
Abs. I Bo). Die verpflichtungen aus Abs. 2 beziehen sich nicht nur auf die

,A.mts!atU!it, sondern auf die gesamte Berufsausübung (vgl. Begründung zu
§ 18.-Bo). Dies erscheint sinnvoll und notwendig; anderenfalls wäre nemlich
der ÖbVermlng., wenn er andere Aufgaben (§ 2 Abs. 2 BO) wahrnimmt, keiner
irgendwie gestalteten Aufsicht unterstellt, da eine Kammer mit Zwangs-
mitgliedschaft nicht besteht und eine Gewerbeaufsicht nicht in Betracht
kommt (vgl. § I Abs. 2 Satz 3 BO). Außerdem hängen Amtstätigkeit und an-
dere Aufgaben oft eng zusammen, so daß sie nur zusammen überprüft werden
können. Wegen Kosterermittlungen vgl. Anm. zu § l0 BO. Kommt der öb-
Vermlng. seinen Pflichten nach Abs. 2 nicht nach, so kann die Aufsichts-
behörde gegen ihn einschreiten (§§ 18 Abs. 3, 19 BO). Die Verpflichtung aus
Abs. 2 besteht gegenüber der Aufsichtsbehörde oder dem von ihr beauftragten
Beamten (Präfungsbeamter), nicht dagegen gegenüber den mitwirkenden
anderen Beamten (VV Nr. t9.l). Eine Aufsichtsbefugnis steht weder den
prüfenden noch den mitwirkenden Beamten, sondern allein der Aufsichts-
behörde zu (VV Nr. 19.2 und 19.3). Gegen die Entscheidung der Aufsichts-
behörde kann der ÖbVermlng. Gegenvorstellungen erheben oder eine Auf-
sichtsbeschwerde an die oberste Aufsichtsbehörde richten (\'IV Nr. 18.5). X'ür
die Niederschrift über das Ergebnis der Prüfung (W Nr. 19.2), die gleichzeitig
ein Leitfaden über Art und Umfang der hüfung ist, hat der MdI einen be-
sonderen Yordruck bestimmt, der auf den folgenden Seiten abgedruckt ist.
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Niederschrift äber die Prtlfung der
Amtsftihrung und der Berufsaüsubung § l8

des (der) Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu'rs (e)

Nach § tg der Berufsordnung der Öffenttich bestellten Vermessungsingenieure
(VermtngBO) vom 28.12.tge5 (l.lOs.GVBI.§.269) ist heute die Amtsführung
und die BerufsausUUrng des (der) Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs (e)

durch den zuständigen Dezernenten der Aufsichtsbehörde 0berprüft worden.

Zugegen waren

Besteht eine Arbeitsgemeinschaft n"in [-l
Vertrag vom

I li"

Besteht eine Bü rogemeinschaft n"in l-l
l-l i" '"n'"n'o' 

..,.*

Die hierzu bestehenden Vorschriften wärden beacht'et-

Die Prüfunq eretreckt sich auf :

1.

lC rlululrll E latfllE'vnl ervrr qu' t

Geschäftsstdh (§ 4 Abs" 4 VermlngBO)

Die Geschäftsstelle befindet sich im Hause

Anzahl der vorhandenen Arbeitsplätze

Am Gebäude ist ein Amtsschild angebracht
,a n neln n

Am Eingang der Geschäftsstelle sind
Nameneschilder vorhanden la n n"in I l
Beanstandungen
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§r8

L Etorriclrürngcn und Gcräb (§4 Abs.4lbrmlngBo)

2. t. Folgende gröBere vermosaungstechnische und andere Geräte eind vorhanden und befinden sich in
gobreuchaflhigem Zustand
2.1.1. Gcrftc fOr den Au6andicnd

2.1.2. Gerlto l0r den lnnendbnet

2.2. Die Längenme0geräte werden gepr0ft

tr regelmtBig in Zeitabständen von llonaten und nach ieder Reparatur

[--| nicht rcgelmüßis

Die Pr0fungcergebnicee rverden ordnungagemäB gosemnctt Dio letzte Prufung fand etatt am

Eigene Prüfeinri«:htungen f{lr Längcnme8gerät'a

tr 
sind vorhanden [_1 sind nictrr vorhendenII

Frerrde Prüfeinrir:htungon können benutzt werden bsi

2.3. Dio erforderlbtren Verk0ndungsblÖtter und Fachreitsctrriften (VermlngBO - W Nr. g)

eind vorhenden 
tr eind nkfit vorhandcn 

n
Die ergangonon Anordnungen der Aufsiohtsbahörden

sind auereichend bekannt [-l eind nictrt bekannt n
Bcanstandungon
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HrüüDrdr 0rbrrilneB0 -W NerO)

t}as Ge$hrftrbuch wird ordnungegemäE gefuhrt in Budrfot, ngdrcnnt nach

Es enthält sämtliche angenommonen und ausgeführten Aufträge und andere Arbeiten.

Dieso werden im allgemeinen erledigt in Fristen von

BeidenfolgendenFortführung8vorme88ungenistbighereinendgtthigerrylichgewesen:

vondonimG!.dll'tlbrchn.chgflio..nonu3dörüicherledig|cnGronzbltrtlllung."Yl9Eit1l3T3.rcnBrum'kon
iinrl iJe iotgcnOcn Grgndcn bicfier nidrt zur gbemahm in dü Liqlcnld.fitkrtr.iti .rn,.r.."m mmon:

Neubauten, deren Einmeesung beantragt worden iet, eind noch nicht eingerneseen worden.

Db Em.bniu .ndcrrr vermlluns.n (§ I Ab.. t Nr 2 und I und Aba 2 vermlngBo), durdr mli*re dic LrIdcrvc].mc-..unq 
-

ffi;ätä;.d;rükiüä;-6ääötiä i,"o i.rotcura[r nrdcn konncn, üdcn osr K.tl&rrmtcm hur.nd .inscn*$t
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§tB
4 Nachweis über die Kostenermitüung (VermlngBO-W Nr.iO)

5.

Die Kosten werden ordnungsgemäB ermittelt und i" I nein l-l
nachgewiesenll Il

An Hand des Nachweises wurden sie für folgende Aufträge nach den geltenden Kostenvorschriften nachgeprüft:

I 
xost"nstreitiskeiten bestehen nUrt l-l

I in folgenden Fällen:

Eeanstandungen

Akbnordnung (VenrdrlgBO - W Nr. 1O)

EinNachweisderAktenistangelegtundaufdem"
ll

Die bei der Berufsausübung entstehenden Schriftstücke, Berechnungen und Zeichnungen werden, soweit sie nicht
eingereicht worden sind, in geordneten Akten [ibersichtlich l0 Jahre lang aufbewahrt.

Von den hergestellten und eingereichten Vermessungsschriften werden Verfielfältigungen zurückbehalten und zwar:

Die.Aktenordnung wurde bezüglich der Schriftstticke usw., die sich auf folgende Geschäftsbuchnummern beziehen,

nachgeprüft und in Ordnung befunde^ 
fJ

Die Personalakten der Hilfskräfte und der Nachwuchskräfte werden

ordnungsgemäB geftihrt tl

nachgeprtift und
nicht in Ordnung befunden

nicht ordnungsgemäB geführt

l
t-|

Beanstandungen
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Hilfs- und Nachwuchskräfte (§7 VermlngBQ-DVO;W Nrn'3 und 17)

6. 1. Hilfskräfte mit Genehmigung nach § 7 Abs.l satz 2 vermlngBo - DVO

Berufsbezeichnung o. dergl'

6.2. Gesamtzahl der Hilfskräfte

6. 2. 1. vermessungstechnische Angestellte

6. 2. 2. Bi.iroangestellte

6.2. 3. Vermessungs' (MeB-) gehilfen

Ende der Lehrzeit

Beginn d. Hochsch. Studiums

Ende des Praktikums

(t,
L

t
o,

J
(f,

c
(t

J

J
6
o-

=o
ü)
ös

c
«,

J

J
«,
o.

Eoo
oo
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Der Asessor des Vermessungsdienstes leistet dia;äcE 3 Abs.l Nr.3 VermlngBO vorgescttriebene
in der Zeit von/bis

Die auszubildenden Kräfte werden so beschäftigt, daß auf die Erreichung des Ausbildungsziels

Bedacht genommen wird

Durch Slichproben ist festgestelll worden, welche Arbeiten ausg€führt worden sind. 
Au&nbge

Die Vermessungslehrlinge werden während der Lehrzeit nach den Vorschriften im Au86ndiensf beschäftigt

Dirn Vermessungslehrlingen werden übungs- und Aufsichtsarbeiten

nicht Bedacht genommen wird tr

regelmäBig erteilt I nicht regelmäßig erteilt

Die Besctr?iftigungstagebücher werden vorschriftsmäßig geführt und unterschrieben

Die vorgeschriebenen Beurteilungen liegen nicht vor

Die berufsschulpflichtigen Nachwuchskräfte besuchen die Berufsschule in

reselmäBir n nicht regelmäßig

ist nicht gesichert

Die ordnungsgemäBe Ausbildung der Hochschul- und lngenieurschulpraktikanten

ist gesichert

Die vorgeschriebenen Ausbildungsnachweise werden

ordnungsgemäB geführt nicht ordnungsgemäß geführt

Am Schlusse der Ausbildungszeit sind Zeugnisse erteilt worden, die sich über Befähigung und Leistungen der
Ausgebildeten klar und sachlich aussprechen. Aktenausfertigungen der Zeugnisse sinävorhanden.

6.4. Für die im Arbeitnehmerverhältnis beschäftigten Hilfskräfte

liegen Arbeitsverträge vor

In folgenden Fällen liegen keine Verträge vor:

Für die Vermessungslehrlingq u19 lngenieursch.ulpraktikanten liegen ordnungsgemäB abgeschlossene Lehr- bzw.
Praktikantenverträge vor, die in die Lehrlingsrolle - Praktikantenrölle - einget-ra[en sind.

6.5. Die Hilfskräfte, für die dem ÖbVermlng. Vermessungsgenehmigungen erteilt worden sind, werden nach den
geltenden Bestimmungen beschäftigt. 

la f-_l nein

6.6. Der (Die) Öbvermlng. überzeugt (iiberzeugen) sich von der Zuverlässigkeit und Sorgfalt der Hilfskräfte und
überwacht (en) ihre Mitwirkung an den Aufgaben nach § 2 Abs.l VermlngBO.
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7. Werbeverbot Zweigstelle n

Das Werbeverbot (§§ 6, Abs.3 VermlngBO; W Nr.ll) wird beachtet.

Der Beruf wird nur vom Amtssitz aus wahrgenommen; Zweigstellen bestehen nicht.

Beanstandungen

Auswärtige Sprechtage werden nicht abgehalten.

a arsarrrpnsädt rüdernvermessungs- und Küsbrbehörden und anderen botüdllcfien llenrpssung§stelbn
(rrllenr{ng BO - W Nr. 1. 4)

Die Zusammenarbeit ist reibungslos tr nicht reibungslos t]
Hilfskräfte des (der) ÖbVermlng.
wirken bei der Herstellung von Vermessungsunterlagen mit l_J nicht mit t_J

Vermessungsunterlagen werden im allgemeinen binnen nach Antragstellung geliefert

Bei der Übernahme von Vermessungsschriften zur Fortftlhrung des Liegenschaftskatasters

wirkt der (wirken die) ÖbVermlng. in der Regel ,it l-l nicht mit t]
Hierbei werden folgende Arbeiten ausgeführt:

Die Abschreibungsunterlagen werden nach Einreichen
der vollständigen Vermessungsschriften in der Regel binnen geliefert.

Beanstandungen durch den (die) ÖbVermlng.

Beanstandungen durch die Aufsichtsbehörde

§tB
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9. l. Der (Qie) ÖUVgtTlng: hat (haben) nach den vorliegenden Unterlagen und seiner (ihrer) Erklärung alle Aufträge
nach..§ 2 Abs.l i. V. mit § 9 Abs.2 VermlngBO angLnommen und ärledigt. ln folgenden Fällen sind Antrage näh
§ 5 ÖbVermlng - DVO äbgelehnt worden:

9.2. Art der erledigterl Arbeiten im Jahre

9.2.1. Aufgaben nach § 2 Abs.l VermlngBO
Vermessungen zur Fortführung und Neueinrichtung des Liegenschaftskatasters

einschließlich Grenzfeststellu ngen

(davon Flurbereinigungen im Auftrage von Flurbereinigungs- und Siedlungsbehörden)

Vermessungen zur Fortführung und Neueinrichtung der Landesvermessung

Andere vermessungstechnische Erhitttungen und Beurkundungen

Erstattete Gutachten auf vorgenannten Gebieten

9.2.2. Auf§aben nach § 2 Abs.2 VermlngBO lngenieurtechnische Vermessungsarbeiten

Beratende und gutachtliche Tätigkeit

9.3. Folgelde ler-qr.essungsschl[!en sind stichprob.enweise im Büro hinsichtlich ihrer sachgemäBen sowie technisch
und wirtschaftlich-zweg]«rna-Qigen Ausführung (§ 9 Abs.2 VermlngBO), der Beachtungäer materiell-rechtlichen
und Formvorschriften (§ g Abs.2. VermlngBO) und ihrer Verwendtarkeit für die Einriöhtung und Fortführung
der Landesvermessung und des Liegenschaftskatasters (§ I nUs.3 VermlngBO) geprüft vüorden:

9.4. Für eine örtliche Nachprüfung (§ tA Abs.2 VermtngBO) wurden folgende Vermessungsschriften ausgewählt:
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HaftpflbhtvGrsich.rung (VermlngBo-W Nr.13)

wird eine ausreichende versicherung gegen die Haftpflichtgelahren aulrechlerhallen?

n.in l-_lj"l I ' r r

Versch6enes Besprochen wurden ferner {olgende Punkte:

§tB

Amtsbezeichnung
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§ 18 4- Aus_dem allgemeinen Aufsichtsrecht folgt das Recht und die pflicht, ver-
stöße der obvermrng. (vertreter oder verweser während der Dauer ihrer
Tätigkeit) gegen ihre Pflichten zu beanstanden. Da hier lediglich objektiv
etwas festgestellt urird, handelt es sich weder um Rügen noch uir Disziplinar_
strafen; es können also nur Gegenvorstellungen erhoben werden. oärtiber
hinaus ermächtigt Abs. 3 die Aufsichtsbehörden bei leichteren Verstößen
gegen die Pflichten_oder die Ordnung, auch an Stelle einer Disziplinarstrafe
(§ tg Bo), eine Mißbilligung auszusprechen. sie ist zugreich Rüge, hat jedoch
nicht den Charakter einer Disziplinarstrafe. Sie setzt vöraus, dadder öf"Ver--
Ing. schuldhaft gehandelt hat. Der Sachverhalt, der Anla[J zu der Mißbilligung
gegeben hat, braucht noch kein Dienstvergehen zu enthalten. Die Mißbilli§un[
soll den öbvermrng. vor allem zur Einsic[t bringen und ihn anhalten, k#4ü
seine Pflichten zu erfüllen oder ordnungsmäßig zu arbeiten. Eine bestimmtä
Form ist nicht vorgeschrieben. Es genügt, daß ein bestimmtes verhalten be-
anstandet, ein Hinweis auf die verletzten Pflichten gegeben und eine Mahnung
ausgesprochen oder das Verhalten gerügt wird. Der Unierschied zur Disziplinarl
strafe muß in der Form der Mißbilligung enthalten sein; sie kann dahei etwa
lauten: ,,rch erteile rhnen eine Mißbilligung". Die Mißbilligung sollte in der
Regel schriftlich erteilt oder zumindest aktenkundig gemachl 1v!t. w Nr. 28)
und zu den Personalakten genommen werden. vor däm Ausspnich einer Miß-
billiguns rrird dem öbvermlng. regelmäßig Geregenheit ro gdb", sein, sich zu
äußern. Wegen desselben Sachverhalts kann spätär noch einä Disziplinarstrafe
verhängt werden, wenn der Sachverhalt notwendig anders beurteilt w.ird. Der
Grundsatz des ,,ne bis in idem" greift nicht durc[, da die Mißbilligung keine
Disziplinarstrafe ist.-Auch verstöße gegen pflichten, die nicht Amispäichten
sind, können nach Abs. 3 geahndet werden (vgl. Anm. I zu § 6 BO). '

5. Zweifellos wird über Beschwerden gegen Mißbilligungen im Aufsichtswege
entschieden werden können. Ob und wie eine Mißbilligun§förmlich angefochtÄn
werden kann, läßt die Bo offen. umstritten ist z.2., ob solche Mißbiligungen
(wie auch Rügerr gegen einen Beamten) verwaltungsakte sind, gegen dln äer
verwaltungsrechtsweg gegeben ist, oder ob sie mit den in aer lrDo bezeich-
neten Rechtsbehelfen angefochten werden können (vgl. Komm. Breithaupi-
zoch zur NDo Anm. 8 und g zu § 6). Nach s l05c der Bundesdiszipünär-
ordnung i. d. x'. v.20.7.67 (BGBI. r s.725) ist gegon eine schrifflicnä Mig-
billigung, in der ein Dierstvergehen zur Last gelegt wird, die Beschwerd.e und
gegen eine Beschwerdeentscheidung die Entscheidung des Disziplinargerichts
gegeben (vgl. Anm. 8 zu § 19 BO). Unberührü bleibt, daß der öbVermlng. ein
Disziplinarverfahren gegen sich beantragen kann (§ 19 BO, s 29 NDO).

6. Nach W Nr. 18.3 hat die Aufsichtsbehörde für jeden öbVermlng. eine
Personalakte nach den entsprechend anzuwendenden Richtlinien für Landes-
bedienstete zu führen. Ohne Personalakten sind Aufsicht und Disziplinarver-
fahron nicht denkbar. Nach Abs. 4 gelten die Vorschriften des § l0I Abs. 3
NBG und die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften für öbVermlng. ent-
sprechend. Wenn auch Abs. 4 sich wörtlich nur auf Abs. 3 des § l0l NBG
(Einsicht) bezieht, folgt doch aus Zusammenhang und Zweck der Vorschrift.
daß auch § 101 Abs. 2, 4 und 5 entsprechend anzuwenden sind.
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7. Der MdI wfud als oberste Aufsichtsbehörde über bestimmte Strafsachen (in § fB
der Regel bei Yerbrechen und vergehen) durch die Justizbehörden benach-

drn;gf (vgl. Nrn. 24, 29 der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen

- fvfiBt.. l ro* f5. 1. 1958 in der jeweils geltenden Fassung)'

8. Für Zustellungen (W
gesetz i. d. F. vom 15. 6.

(Nds. MBl. S. 162).

Nr. 23) gelten das Nieders. Verwaltungszustellung§-
66 (Nds. GVBI. S. I 14) und der RdErl. v. 16. 2. 67

sre § f9
Diszlplinorverfohren

(l) öffenrllch bestellte Yermessungslngenieure, die schuldhoft die lhnen

ä6t:"g"na"n Amtspfllchten verlelzen, begehen ein Dienslvergehen. Soweit

diesel Gesetz nlchts Abwelchendes beslimml, ist die Niedersächsische

Diszipllnorordnung enlsprechend onzuwenden; im sinne dieser Yor'
schriiten ist Dlenstvorgesetzter und Einleltungsbehörde dle Aufsichts'

rbehörde, obersle Dienstbehörde die obersle Aufsichtsbehörde.

(2) lm Diszlptlnorverfohren können folgende Strofen verhöngl werden:

Wornung,
Yerwels,
Geldbuße bis zu 3000 DM oder
Enlfernung ous dem Aml.

wornung, Yerweis und Geldbuße können durch Disziplinorverfügung der

Aufsichtsbehörde verhöngl werden.

(3) Als Diszlplinorgerichle für öffentlich bestellte Yermessungsingenleure
tlna al. olsziptlnolgerichle noch der Niedersöchsischen Diszlplinorord'
nung zustöndlg; ein öffenrlich bestetlter Yermessungsingenieur tritt on die
Stefe des ehrenomtllchen Richters, der der Loufbohngruppe und dem Yer'
wollungszweig des Beschuldigten ongehören soll.

Begründung

§ 19 lehnt sich on die §§ 95 ff. BNotO on und entsprichl dem § 1'l Abs. 5 bis 7 des Vermessungs'

iesefzes lür dos LondEoden-Würllemberg vom 4,7.1961 (GBl. S. 201). Jedoch. ist eine Geld-
[uße bis zu 3000 DM für ousreichend erochtet worden. Geldbuße und Verweis sollen im Gegen-
sotz zu der bisherigen Regelung nichl nebeneinonder verhöngt werden können.

Anrterkungen

l. § 19 enthält die wichtigsten Vorschriften des materiellen Disziplilarrechts.
Er gilt auch für Vertreteiund Verweser entsprechend, die nicht QbVerm{ng.
sina 15 ll Abs. 3, § 17 Abs. 3 BO); jedoch können nicht gelten die Vorschriften
der NDO über das förmliche Disziplinarverfahren mit dem Ziele der Ent-
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§ 19 rg.**n-g alrs- dem Amt (§ 12 Nr. 4 Bo), da die Besteilung jederzeit d.urch diev Aufsichtsbehörde widemrfen werden kann.

2,1. lu den Amtspflichten gehören alle dem öbvermrng. in seiner Eigenschaft
als Träger eines öffentlichen,Amtes obliegend.en pflichien, dagegen ,icht di"
Pflichten, die sich aus der wahrnehmung-anderer Aufgaben 1§ ä nus. 2 Bo)
ergeben (vgl. Anm. 4 zu § 18 BO). Nur wer Amtspflichten (vgl. Ärro. ,, s 6 BOi
v9rl9t7t, begeht ein Dienstvergehen. Die Amtspflichtveriet--zung ist nur dann
ein Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft, d. h. vorsätzlich oder"fahrlässig, be-
gangen worden ist. Die Schuldfrage ist nach den Grundsätzenzabeurteileü, die
im strafrecht maßgebend sind. Auch ohne schuldhaftes verhalten kann unter
den i1 § 15 satz I Nr. 2 i. v. m. § 3 Abs. I Nr. 4 Bo genannten voraussetzungen
der Öbvermlng. durch die Auisichtsbehörde seinäs Amtes enthoben werden
(vgl. Anm. 3.I zu § 15 Bo). Nicht jede schuldhafte pflichtverletzung ist als
Dierstvergehen zu betrachten; daher rechnen nicht hierzu ordnungsierstöße
und Pflichtverletzungen leichterer Art (§ Ig Abs. 3 Bo) oderBeansiandungen
der Aufsichtsbehörden im Rahmen ihrer allgemeinen Äufsicht.

?.? 
AP-. I §atz I besagt allgemein, wenn ein Dienstvergehen vorliegt. Er besagt

jedoch nichts darüber, ob in einem Disziplinarverfahrän eingeschJtten werden
muß. Wie im Beamtenrecht sind auch hier keine Einzeltatlestände normiert
oder fest umrissen worden. Es gilt also nicht das Legalitätsprinzip, scndern der
op.por_tu-nitltsgrundsatz des § B NDo. ob ein Die-nstve"gut 

"" verfolgt $rfud.
steht.daher g1 pflichtgemäßen Ermessen der Aufsichtsbehärde. Eine mäg[chst,
einheitliche Handhabung sichern in_gewissem umfange s§ 27, gl NDö (vgl.
YY xr. 2I.l). um sich von dem verdacht, seine nÄtspitictien verretzt zu
h1!en, zu reinigen, kann der öu_vermrng. ein Disziprinar-verfahren gegen sich
selbst beantragelund damit nachprüfen lassen, ob & seine AmtspfliähIen ver-
letzt hat (§ 29 NDO).

3. Nach Abs. I Satz 2 ist die NDO als formolles Disziplinarrecht entsprechencl
anzuwenden, soweit die Bo nlchts Abweichendes bestimmt. Abweichlndes ist
vor allem bestimmt über die V_oraussetzungen, unter denen ein Dienstvergehen
vorliegt (§ 19 Abs. I satz l), den Kreis der zulässigen Disziplinarstrafen"(§ lg
Abs. 2 satz l), die Bestimmung der Einleitungsbehörde 

-und 
der obeisten

Dienstbehörde (§ 19 Abs. I satz 2), die Zustän«tigkeit der Aufsichtsbehörden
zur verhälgung v9r-r Disziplinarstrafen (§ 19 Abs. 2 satz 2), die Zuständigkeit
der Disziplinargerichte und ihre Zusammensetzung (§ lg Abs. B) und denla.us-
spruch einer Mißbilligung (§ 18 Abs. 3). Die entsprechende Anwendung schließt
z. B. aus, daß gegen vertreter und verweser förmliche Disziplinarverfahren
mit dem Ziel, sie aus dem Amt zu entfernen, durchgeführt werden (vgl. Anm. l).
Im übrigen sind sowohl die materiell-rechtlichen als auch dieverfahrensrecht-
lichen vorschriften der NDo entsprechend anzuwenden. Der öbvermlng.
kann auch nach Einleitung eines förmlichen Disziplinarverfahrens vorläudg
seines Amtes enthoben werden (vgl. Anm. 4 zu s lG BO). Da in der NDO dem
Disziplinarvorgesetzten (r.B. § 30 NDO) und der Einleitungsbehörde (2. B.
§§ 34, 35 NDO) bestimmte Aufgaben zugewiesen sind, war es nötig zu bestim-
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men, dqß die Aufgaben des hier fehlenden Disziplinarvorgesetzten und der § l!)
Einleitungsbehörde von der Aufsichtshehörde wahrzunehmen sind (Abs. 1 "
Satz 2).

4.1. Abs. 2 bezeichnet die Disziplinarstrafen, die gegen einen ÖbVermlng.
zulässig sind. warnung, verweis und Geldbuße sollen ihn anhalten, künftig
seine Amtspflichten gewissenhaft zu'beachten. Abweichend von § l9 Abs. 2

VermlngBÖ 1g38 können mehrere Strafen nicht mehr nebeneinander verhängt
werden. Warnung ist die leichteste Form der Strafen. Mit ihr wird ein bestimm-
tes Fehlverhalten (Handeln oder Unterlassen) mißbilligt und zugleich aufge-

fordert, dies künftig zu venneiden. Der Verweis ist der Tadel eines bestimmten
Verhaltens. Maßnahmen im Bereich der Aufsicht, die nicht eine der in Abs. 2

bezeichneten strafen enthalten, sind keine Disziplinarstrafen, z. B. die Miß-
billigung (§ 18 abs. 3 BO) und Beanstondungen drlch die Aufsichtsbehörde

1vgt. enm. n zu § 18 BO). Die Ehrenstrafen nach der Ehrengerichtsordnung des

BöVI (vgl. Anm. I zu § 2l BO) sind ebenfalls keine Disziplinarstrafen. Die

GeklbußJist die geringste Strafe, die finanziell belastet. Die Entfernung eus

dem Amt ist die-schwärste Disziplinarstrafe. sie ist zulässig, wenn der Öb-

vermlng. so schwer gegen seine Amtspflichten verstoßen hat, daß er nicht im
Amt verbleiben kann. S"ie stellt sicher, äaß derjenige ÖbVermlng. aus dem Amt
entfernt werden kann, bei dem auf Grund des Dienstvergehens angenommen

werden muß, daß er auch in Zukunft seinen Amtspflichten nicht nachkommen

wird oder für den Berufsstand untragbar geworden ist. Im Gegensatz zum

Notarrecht (Nurnotare) ist eine Entfernung vom Amtssitz mit Rechtsanspruch
auf einen anderen Amtssitz in der BO nicht vorgesehen rvorden, weil eine solche

Yorschrift hier äußerst schwierig zu handhaben gewesen wäre,

4.2. Der Katalog des Abs. 2 Satz I ergibt gleichzeitig eine stufenfolge für die
schwere der strafen. Zur Ahndung einer verfehlung je nach ihrer schwere
steht demnach eine aufsteigende Folge selbständiger Strafen bereit, bei der die
härtere die leichterc ausschließt. Das bedeutet, daß z. B. eine Geldbuße in der
Regel erst dann verhängt werden kann. wenn Warnung und Verweis nicht als
ausreichend angesehen oder wenn diese Strafen bereits verhängt worden sind
und d,ie wiederholte Pflichtverletzung diese Strafe erforderlich macht (Stufen-
theorie).

5. Nach Abs. 2 Satz 2 können Warnung, Verweis und Geldbuße durch Dis-
ziplinarverfügung der Aufsichtsbehörde verhängt werden. Jedoch können auch
die Disziplinargerichte im förmlichen Verfahren auf eine solche Strafe erkennen,
wenn sie die Entfernung eus dem Amt, nicht für gerechtfertigt halten. Die Ent-
fernung aus dem Amt kann nur durch das Disziplinargericht ausgesprochen
werden. Nach Abs. I Satz 2 werden die Befugnisse der obersten Dienstbehörde
(NDO) von der obersten Aufsichtsbehörde wahrgenommen. Da nach § 30
Abs. 2 Nr. I NDO in der z. Z. geltenden Fassung nur die oberste Dienstbehörde
eine Gleldbuße bis zum zulössigen llöchstbetrag verhängen darf, kann der
Regierungspräsident (Verwaltungspräsident) als Aufsichtsbehörde nur mit
einer Geldbuße bis zur Il6lfte dieses Betrages bestrafen (§ 30 Abs. 2 Nr. 2
NDO). Hier ist also eine andere Zuständigkeit nach W Nr. 18.2 Satz 2 be-
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§ 19 gründet. Hält eine Aufsichtsbehörde die ihr zustehende Befugnis nicht für aus-
reichend, so kann sie die Entscheidung des MdI als oberste Aufsichtsbehörde
(§ 28 NDO) beantragen oder ggf. das förmliche Disziplinarverfahren einleiten.

6. Als Disziplinargerichte für öbvermrng. sind die Disziplinarkammern und
der Disziplinarhof zuständig (Abs. 3). Die Disziplinarkammern (erste Instanz)
sind nach § r Abs. I des Nieders. Yerwaltungsgerichtsgesetzes vom rz. 4. Lg6o
(Nds. GVBI. s.2l) bei den verwaltungsgerichten in Hannover für die Re-
gierungsbezirke Hannover, Hildesheim und osnabrück, in Braunschweig für
den^verwaltungsbezirk Braunschweig und den Regierungsbezirk Lüneburg und
in oldenburg für 

-d9n 
verwaltungsbezirk oldenburg sowie die Regierings-

bezirke Aurich und Stade errichtet worden ("g1. §§ 89, 40 NDO). Näch däm
entsprechend anzuwendenden § 4l NDo ist hiernach die Kammer örtlich zu-
ständig, in deren Bezirk der öbvermrng. seinen Amtssitz (§ 4 abs. 2 Bo) hat.
wegen Ausnahmen vgl. §22 Abs. 2 letzter satz Bo. Die Kammern entscheid.en
in der Besetzung mit dem Vorsitzer und zwei Beisitzern. Einer der Beisitzer, der
ehrenamtliche Richter, soll (muß nicht) ein öbvermrng. sein (§ 44 NDo). Der
Dienststrafhof für die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein (zweile
rnstanz) ist dem Gemeinschaftlichen oberverwaltungsgericnt in Lüneburg
angegliederü (staatsvertrag, rat'ifiziert, durch Gesetz vom 14. B. 1956 und z. i.
1962 - Nds. cYBl. Sb. I S. 449/Nds. GyBl. 1962 S. t7 - § 49 NDO). Auch hier
soll einer der ehrenamtlichen Richter öbVerrnlng. sein ($ 5l NDO).

7' Neben den bereits genannten vorschriften sind besonders zu beachten:
l. DYO-NDO vom 25.4.1962 (Nds. GVBI. S. a2);
Beschluß des NLM üter die übertragung der Befugnis zur Bestellung der
Mitglieder der Disziplinargerichte vom B. 4. 1962 (Nds. MBl. S. 836); -
gemeins. RdErl. über die Bestellung von untersuchungsführern in Dis-
ziplinarverfahren vom 14. 4. 1962 (Nds. MBl. S. 887);
gemeins. RdErl. über die Beriehtspflicht bei Abschluß des nichtförmlichen
Disziplinarverfahrens vom 16. 4. 1962 (Nds. MBl. S. 888);
Erl. d. MPr. über die Ausübung des Gnadenrechts vom 2. 9. lg52 (Nds.
MBl. S. 482).

Wegen der Zustellung von Entscheidungen vgl. VY Nr. 23 und Anm. 8 zu s l8
BO.
Wegen der Mitteilungen in Strafsaohen vgl. Anm. 7 zu § 18 BO.

8. Hier ist es nicht möglich, näher auf die NDO einzugehen. Es wird deshalb
auf den ausführlichen Kommentar zur NDO von Breithaupt/Zoch im Verlag
Schwartz & Co., Göttingen, verwiesen, zumal auf Grund des Gesetzes zur Neu-
ordnung des Bundesdisziplinarrechts vom 20. 7. 1967 (BGBI. I S. 725) damit
zu rechnen ist, daß auch die NDO demnächst in wesentlichen Punkten geändert,
urird. Formal soll u. a. a,n die Stelle der Disziplinarstrafe die f)isziplinarmaß-
nahme treten.
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Fünfter Teit § 20
Schlußvorschriften

§20
Ermöchtigungen

Der für dos Yermessungs- und Kqloslerwesen zustöndige Minlster wird

ermöchligt, durch Yerordnung zu regeln:

l. dos Yerfohren der Bestellung und der Vereidigung, dle Führung des

imtssiegels, den Ausschluß der Amtstötigkeit und dle Enthcrltung bei

aitongeit eit, di. Folg.n eines Erlöschens des Amles sowie dle gemein-

some Berufsousübung;
2. die Bestellung eines Yerlrelers für mehrere Yerhinderungsfölle' die

üereiatgung ,irO Kennzelchnung des Verlrelers, dle Amlsenlholtung des

Vertretänen und dos Yerfohren der Bestellung;

3. dle Yereidigung und Kennzeichnung des Yerwesers' die zeitllche Be'-' 
tr"nrung ""'in.i 

Bestellung, die Abwicklung der Geschöfle, dle Annqhme

ieuer Anrrage und dqs Yerfohren der Bestellung;

4.dieBeschöftigungvonHllfskröftenundlhreMltwirkungondenAuf.- 
loUen sowle äos-Rechl ouf Annohme und Ausblldung Yon Nochwuchs'

fröften und dle Begrenzung ihrer Annohme ouf ein ongemessenes Yer'

höltnis zu der Anzohl der beschöftigten Hilfskröfte;

5. dos Koslenwesen der öffentlich bestellten Yermessungsingenieure' ln

derKoslenordnungsindbesondersdleEnlstehungundFölligkeitder
Koslenschuld, die Veriöhrung, die schuldnerschofl, die Gebührensölze

unddleErhebungvonAuslogenzuregeln.DieHöhederGebührensölze
soll den entsprechenden Sölzen der Koslenordnung für die Yermessungs'

und Koloslerbehörden ongepoßt seln.

Begründung

ln der Durchführungsverordnung, die der Minister erlößt, der lÜr dos Vermessungs' und

ilor*i".n 
"r"n 

,ustaidig iJ 12. Z.ter Minisler d.es lnnern), sollen geregelt werden: die Einzel-'Gi;;;". 
B;J-ttrngrrä.fotiens und der Bestellung eines Verlreters, die Führung des Amts'

ri"ä"it, a* er.schlietung vom Amt und die Folgen dcs Erlöschens des Amles, die 
Xemein_som_e

s"irJ*r.irUrng, die nöhären Vorschriflen übeadie Abwicklung beim Tode eines ObVermlng.

tJ" ai" g"r.fihfiigrng von Hilfskröften und die Ausbildung_von Nochwuchskröften. Zweck'

intoft rna Ausmofidei Ermöchtigung lossen sich ous der Ermöchtigung und ous dem vor-
iiäg"ia", c"r"t ,nte. Berücksicitig-ung der Entstehungsgeschichte (2. B. VermlngBo 1938)

ermitleln.
Nummer 5 gibt eine Rechlsgrundloge fÜr den Erloß der Koslenordnung der Öbvermlng.

Anmerkungen

L. zweck,lnhalt und Ausmaß der Ermächtigungen waren nach Art. 80 Abs. I
GG (Art. 34 Vorl. Nieders. verf.) zu bestimmen. Zum Erlaß von verwaltungs-
lror.äh"iftutt ist eine gesetzliche Ermächtigung in Niedersachsen nicht erforder-
lich (Art. 43 Vorl. Nieders. Verf.).
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§20

§21

2. a.uf Grund der Ermächtigungen des § 20 Bo sind durch den für das ver-
messung§- und Katasterwesen in Niedersachsen zuständigen Mdr ergangen:

Zu Nr. I bis 4:
Die verordnuns !!1!qc!r_tihrung der Berufsordnung der öbvermrng. vom
1.2. 1966 (Nds. GVBI. S. 18);

zu Nr. 5:

?i:5o:telordnung der öbVermlng. (KOVermIng.) vom 26.4. 1966 (Nds.
GVBI. S.85).

§2t
Beteiligung der Berufsverlrelung

Die Berufsvertrelung ist bel der yorbereitung ottgemeiner Regelungen
der Rechlsverhöltnisse der öffentrich bestellten vermessungsintenieire,
desr(oslenwesens (§ 20 Nr.5) und der Ausbitdung und prüfuirg der Hilfs-
kröfte zu beteiligen.

Begründung

Die vorgesehene.Beteiligung der Berufsverlretung ist besonders desholb gerechtfertigt, weil
eine Kommer nichl besteht.

Anmerkungen

!. w.ggen der fehlenden Tragfläche für eine selbstverwaltung ist eine Kammer
der Öbv_ermr3g. _nicht gebiläet_ worden (vgr. ailgemei.re nelrtinaung zur Bo
yg- § 1 Bo). rT wege des Ausbaues bereits bestehender niirictrtur[en (2. 8.
vereinigung selbständiger in Preußen vereideter Landmesser) war dirch'ver-
ordnung über den Zusammenschluß des freien vermessungsberufs zur ,,Reichs-
gruppe der Öbvermrng." vom gL..l.lg44 (RGBI. r s. 53] eine Zwangsorgani-
sation nach dem ,,x'ühr_erprinzip" geschaffen worden (Einführung zu dieser
vo abgedruckt bei Pfundtner-Neubert ,,Das neue deutsche Reichsräht,. I b lg
§. tg)' Hierzu waren Ausführungsbestimmungen des RMdr vom 3. 12. lg44 r
\rm lZJl!4 - 6846 (nicht veröffentlicht) eigangen. Die Reichsgruppe soilre
einen Teil der sonst den Kammern obliegenden Funktionen überleüäen; sie
ist jedoch in der Praxis nur wenig tätig geworden. rm Jahre lg4g schlossbn sich
die in der Bundesrepublik r)eutschland und im Lande Berlin tätigen öbverm-
Ing. auf freiwilliger Basis zum Bund der öbVermlng. e. V. - SOVI
sammen. Dieser Zusammenschluß in der Gestalt eines eingetragenen Vereins
führt die Tradition der am 28.2. 1898 gegründeten vereinigung selbständiger
in Preußen vereideter Landmesser und seiner Nachfolgeorganisationen foit.
In den einzelnen Ländern bestehen Landesgruppen, die als solche Mitglied des
BDVr sind. Zweck und Aufgaben des vereins sind im wesentlichen: vertretung
und Wahrung der Interessen des Berufsstandes, Wahrung der Berufsehre.
Sorge um die Erfüllung der Berufspflichten, Sicherung einer Alters- und
Hinterbliebenenversorgung sowie Schlichtung von streitigkeiten unter d.en
Berufsträgern. Grundlagen der Tätigkeit der Berufsvertretung sind die sat-

282



zung vom Ig. g. 1949 - nicht veröffentlicht - mit mehreren Anderungen (vgl.

I[i#. BDVI 1959 S. 128), die Ehrengerichtsordnung vom 31. 12. 1949 (Mitt.
BDVI 1950 Heft 4 S. 8) und die standesregeln vom 10.6. 1965 (Mitt. BDVI
1965 S. r89).

2. Unter der Berufsvertretung im sinne des § 21 BO ist der BDVI - Landes-

gruppe Niedersachsen - zltverstehen. Neben der in § 21 BO vorgeschriebenerr

B"äirig""g soll die Berufsvertretung auch vor der Bestellung eines ÖbVerm-

trg. g"ior[*urclen (§ I Abs. B DVO). Der Berufsvertretung bleibt es unbenom-

*ä,"U"i den Aufsichtsbehörden jederzeit Wünsche, Anregungen oder Be-

schwerden vorzutragen. Da allgemeine Regelungen Yon lem M{I vorbereitot

w"rderr, hat er die derufsvertretung bei entsprechenden Entwürfen zu beteili-

g*. B;t"iligung bed,eutet nicht Eüvernehrüen; der MdI ist an etwaige An-

ä"*og.oorählige nicht gebunden. Trotzdem sind solche Yorschlö-ge ein-

gehenä zu tiberprtifen unJ abzuwä,gen. Da es sich um beratende Funktionen

äer Berufsverträtung handelt, dürfte eine Regelung, die_ohn9--Beteiligung-er-

gurg"r, ist, nicht orüirk**rt sein. Bei Einzelfragen ist eine Beteiligung gesetzlich

ü"rrft 
"o"g".chrieben. 

Der Begriff,,allgemeine Regelunge-n"rerstreckt sich auf

Gesetze, äechtsverord.nungeriund aufVerwaltungsvorschriften. Drre ,,Rechts-
verhältnisse" der öbVermlng. ergeben sich aus der BO und der DVO; dieser

Begriff sollte nicht eng ausgelegt werden.

§22
Ü bergongsvorsch riflen

(l) wer bei lnkroffireten dieses Geselzes die Beschöftigung noch § 3

Äls. f Nr. 3 bereils oufgenommen hol, beendel diese noch bisherigem
Recht.

(2) Die noch der Ber-ufsordnung vom 20. Jnnuor 1938 (Reichsgesetzbl. I

i.- tOy rug.tossenen öffentlich bestellten Yermessungslngenleure gelten

ots näch diesem Geselz bestellt. Liegt der Amtssilz oußerholb des Londes,

so beslimmt der für dos vermessungs- und Kolosterwe§en zustöndige
Minisler, wer die Amtsführung im Londe Niedersochsen überwochf trnd
prüft. Dle Zustöndigkelt der Diszipllnorkommer richtet sich noch dem
Sitz der Aufsichtsbehörde.

Begründung

§ 22 enthölt notwendige Übergongsvorschriften und dient der Aufrechlerholtung erworbener
Rechte.

Anmerkungen

l. Abs. I ist inzwischen gegenstandslos goworden.

2. ,,Als nach diesem Gesetz bestellt" (Abs. 2 Satz l) bedeutet vom l. l. 1966

§2t

§22
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§ 22 an (§ 24 BO, W Nr. 20.4) für die bisher zugelassenen öbVermlng.:
Die subjektiven voraussetzungen für die Bestellung nach § B Abs. I Nrn. 2
u. 3 BO (W Nr. 2, § 22 Abs. I BO) brauchen nicht erfüllt zu sein;

sie sind, soweit€ie Aufgaben auf dem Gebiete des öffentlichen Yermessungs-
wesen§ wahrnehmen, kraft Gesetzes Träger eines öffentlichen Amtes ge-
worden und berechtigt, ein Amtssiegel zu führen (§ I Abs. 2 BO, yV Nr. l.t);
eine Bestallungsurkunde wird nicht ausgehändigt;

an die Stelle des Zulassungsbezirks und des Niederlassungsorües sind cler
Amtsbezirk und der Amtssit2 getrcten (§ 4 BO, W Nr. 6.4);

im übrigen gelten für sie die Yorschriften der BO, der DVO und die W;
ü-bergangsweise gelten YV Nr. 5.5 (Yereidigung) und Nr. lB.B (Nachweis der
Ilaftpflichtversicherung ).

3. Zu Abs. 2 satz 2 ist in w Nr. 18.2 für die öbvermrng., die ihren amtssitz
im Lande Bremen haben, der Regiemngspräsident in Stade beauftragt worden,
die Amtsftihrung im Lande Niedersachsen zu überwachen und zu prüfen; diese
Vorsch-rift ist im Einvernehmen mit dem Lande Bremen ergangen.

§ 23 §23
Außer Krqfl trelende Yorschriften

Die Berufsordnung der öffenttich besletlten Yermessungsingenleure vom
20. Januor 1938 (Relchsgesetzbl. I S. «t) trlfi oußer Kroft.

§ 24 §z
lnkrofilrelen

Dieses Geselz tritt om l. Jonuor 1966 ln Kroft. § 20 tritt om Toge noch der
Yerkündung ln Kroft.
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